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www.erstebank.at/fb    www.sparkasse.at/fb 

Setzen Sie den ersten Schritt: 
Das Existenzgründungspaket für 
 Rechtsanwälte

Bei der Kanzleigründung ist ein  erfahrener Finanzpartner wichtig für den Erfolg. Die 
Erste Bank und Sparkassen unterstützen Sie mit Know-how und persönlichem Service.

Im Existenzgründungspaket steckt alles für Sie drin:

–  s ExistenzgründungsKonto und s Existenzgrün-
dungsKredit – finanzieller Spielraum von Anfang an

–  ProSaldo.net – Online-Buchhaltung und Fakturierung, 
im 1. Jahr gratis, ideal für Einnahmen/Ausgaben-
rechnung, aber auch doppelte Buchhaltung

–  s Auto- und Mobilienleasing – mit wertvollem 
 Startbonus

–  Vorsorge – mit vielen Ermäßigungen für Gründer

  

Gratis: Leitfaden zur Existenzgründung
Unsere Erfahrungen haben wir in einer Broschüre 
 zusammengefasst. Nützen Sie diesen Startvorteil  
und informieren Sie sich über die Schritte bei der 
Kanzleigründung, wichtige Fragen der Finanzierung  
und steuerliche Aspekte. 

Schreiben Sie uns
E-Mail: freieberufe@erstebank.at 

Oder besuchen Sie uns
Kommen Sie in die Erste-Filiale oder Sparkasse  
in Ihrer Nähe – unsere KundenbetreuerInnen für  
Freie Berufe beraten Sie persönlich.

Wir freuen uns auf Sie.

Top-

konditionen

für Existenz-

gründer!
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Dr. Mittendorfer,
LL.M. (Emory)
Präsident OÖ RAK

Was wollen wir vom Gesetzgeber?
D er Anwaltstag in Kärnten Ende dieses Monats bietet

Gelegenheit für die Anwaltschaft, unsere Forderun-
gen an die Gesetzgebung für die nächste Legislaturperi-
ode zu formulieren. Nur dadurch kann es gelingen,
vom Reagieren ins Agieren zu kommen.
Eines unserer Kernanliegen wird die Reform der Rah-

menbedingungen für die Tätigkeit des Anwalts als
Sachwalter sein: Die Anwaltschaft hat gerade durch das
funktionierende System der Verfahrenshilfe bewiesen,
wie denjenigen geholfen werden kann, die Unterstützung
in der Vertretung ihrer juristischen Anliegen benötigen.
Bei der Übernahme von Sachwalterschaften sind wir jetzt
breiter medialer Kritik ausgesetzt, die letztlich ihren Kern
darin hat, dass die Anwaltschaft bei der Übernahme der-
artiger Funktionen überwiegend ein Leistungsprofil zu
erbringen hat, für das sie weder ausgebildet ist noch ihre
Kernkompetenz hat. Wir helfen in sämtlichen juristi-
schen Belangen, aber eine Verpflichtung zur Übernahme
der Betreuung von Besachwalteten über den juristischen
Bereich hinaus kann nicht in den Verantwortungsbereich
der Anwaltschaft fallen.WennKolleginnen und Kollegen
bereit sind, auf demselben Niveau wie durch staatliche
Mittel geförderte Vereine Leistungen als Sachwalter zu
erbringen, dann sollte nicht wiederum Anlassgesetzge-
bung, die von Neid undMissgunst getragen ist, dazu füh-
ren, dieses Geschäftsmodell zu Fall zu bringen, wenn es
erfolgreiche Kolleginnen und Kollegen gibt, die diesen
Bereich freiwillig bearbeiten. Man wird wohl auch hier
eine Gleichbehandlung einfordern müssen.
Mit der Strafrechtsreform 2015 wurde ein großes

Vorhaben begonnen mit einem Anforderungsprofil, das
eine zügige Umsetzung bezweifeln lässt. Dabei wird auch
die Entwicklung der „Litigation-PR“ zu bedenken sein,
die sich zum Geschäftsmodell entwickelt hat. Über Emp-
fehlung von Öffentlichkeitsarbeits-Strategen führt der
Weg von der Einvernahme vor den staatlichen Ermitt-
lungsorganen nicht selten direkt in eine Redaktion, die
dann „exklusiv“ die gesamte „Story“ bringen kann, wobei
zur Untermauerung des besonders hohen Wahrheitsge-
haltes auch Teile der soeben erfolgten Protokollierung
der Aussage als Faksimile abgebildet werden. Das Ziel
ist klar: die öffentliche Meinung ist relevant und wer
die Medien auf seiner Seite hat, kann nicht nur in der Po-
litik gewinnen, sondern hofft auch, die weitere Entwick-
lung der gerichtlichen Entscheidung dadurch beein-
flussen zu können. Das Prinzip der Öffentlichkeit der

Durchführung eines Strafverfahrens wird dadurch auf
den Kopf gestellt: Es wird nicht öffentlich zugänglich in-
formiert, sondern es wird Meinung gemacht und dafür
wird auch bezahlt. Deutschland hat in § 353d (d)StGB
eine ausdrückliche Strafbestimmung, wonach es verboten
ist, Schriftstücke eines Strafverfahrens ganz oder in we-
sentlichen Teilen zu veröffentlichen, bevor sie in öffent-
licher Verhandlung erörtert wurden oder das Verfahren
abgeschlossen ist. Eine vergleichbare Initiative in Öster-
reich ist unter demDruck der Medien gescheitert, die da-
mit argumentiert haben, das Redaktionsgeheimnis sei da-
durch in Gefahr. Unter dem Druck des Populismus hat
man dieses Vorhaben aufgegeben, was letztlich nur dazu
geführt hat, dass die Justiz nur noch mehr unter Druck
kommt: Während laufender Ermittlungsverfahren wer-
den Aktenteile in den Medien veröffentlicht, andere
„Spieler“ sehen sich zur Reaktion gezwungen und letzt-
lich muss auch von Seiten der Justiz eingegriffen werden,
wenn vom Mediensprecher ein Statement verlangt wird,
bevor noch überhaupt die öffentliche Verhandlung be-
gonnen hat. Ein fairer Strafprozess verlangt faire Regeln
und eine analoge Regelung zu § 353d (d)StGB.
Der Schutz der Privatsphäre des Einzelnen findet

seine Grenzen im Internet: Einige Medien sehen die
Blog-Einträge als Gradmesser der öffentlichen Meinung.
Wer jemals hinter die Kulissen geblickt hat bei der Arbeit
von PR-Agenturen, der weiß, wie diese öffentliche Mei-
nung dann gemacht wird: Es ist zur Dienstleistung ge-
worden, dass sich Mitarbeiter von PR-Agenturen unter
verschiedenen „anonymen Identitäten“ in Foren hervor-
tun, um hier öffentliche Meinung zu machen. Die dann
gemeinsam mit den Blog-Einträgen veröffentliche Mei-
nung wird allgemein als öffentliche Meinung anerkannt.
Solange in diesen Blog-Einträgen nur Privatanklagede-
likte verwirklicht werden, stehen die Zwangsmaßnahmen
der StPO nicht zu, wie insbesondere ein selbständiger
Antrag auf Durchführung von Zwangsmaßnahmen zur
Erforschung der Identität des anonymen Bloggers. Es
wird erforderlich sein, gegen den Widerstand der Me-
dien den Schutz der Privatsphäre der Betroffenen durch-
zusetzen. Ein Recht auf anonyme Beschimpfung im In-
ternet gibt es nicht.
Ich habe mit meinem Beitrag nur angerissen, welche

Themenstellungen sich aus meiner persönlichen Sicht
ergeben, um unsere Interessen voranzutreiben. Kommen
Sie zum Anwaltstag und entscheiden Sie mit.

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09

Editorial
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Rechtsanwaltsausweis – Tausch der Ausweiskarte
mit Chip wegen Sicherheitsanpassungen der EU
(Ablauf der Zertifizierung durch A-SIT 2014)

A b 1. 7. 2014 verlieren jene Rechtsanwaltsausweise,
die mit dem Betriebssystem ACOS 03 versehen

sind, ihre Signaturfunktionen. Ein neuer Ausweis muss
in diesem Fall umgehend bestellt werden, um Engpässe
bei den Rechtsanwaltskammern zu vermeiden.
Warum müssen alle vor 2010 ausgestellten Rechts-

anwaltsausweise ausgetauscht werden?
Die verwendete Technologie im integrierten Chip

des Ausweises (ACOS 03) ist von den europäischen
Gremien als potentiell unsicher eingestuft worden
und sind die in diesem System verwendeten mathema-
tischen Algorithmen ab Sommer 2014 nicht mehr als
ausreichend sicher iSd Signaturgesetzes zertifiziert
und müssen aufgrund der Anordnung der A-SIT wider-
rufen werden.
Ab 1. 1. 2010 hat daher die A-Trust alle Rechtsan-

waltsausweise mit dem Nachfolgechip, basierend auf
ACOS 04 und einer wesentlich längeren Schlüssel-
größe, versehen und ausgeliefert. Alle vorher ausge-
stellten Rechtsanwaltsausweise haben aber den ACOS
03-Chip integriert. Die Ausweise, die den ACOS 03-
Chip integriert haben, verlieren ab 1. 7. 2014 ihre elek-
tronische Signatur- und Verschlüsselungsfunktion, da-
her kann damit Archivium (zwingend) bzw diese als

Bürgerkarte ab diesem Datum nicht mehr verwendet
werden.
Wer ist betroffen?
Alle Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, deren

Rechtsanwaltsausweis vor dem 1. 1. 2010 erstmals aus-
gestellt wurde.
Was ist zu tun?
Bitte bestellen Sie umgehend bei Ihrer zuständigen

Rechtsanwaltskammer einen neuen Rechtsanwaltsaus-
weis. Der Rechtsanwaltsausweistausch kann persönlich
in den Rechtsanwaltskammern nach vorangegangener
Bestellung eines neuen Ausweises durchgeführt wer-
den. Mit Engpässen ist angesichts der Menge der zu
tauschenden Ausweiskarten aber zu rechnen. Bitte be-
achten Sie zur Bestellung die Anweisungen Ihrer zu-
ständigen Rechtsanwaltskammer.
Je früher Sie bestellen, desto besser. Es soll unter al-

len Umständen vermieden werden, dass erst im Früh-
jahr 2014 eine Lawine von Bestellungen eintrifft, die
dann nicht mehr zeitgerecht bearbeitet werden kann
und dazu führt, dass Rechtsanwälte ohne funktionie-
renden Rechtsanwaltsausweis von den Diensten des Ar-
chiviums und anderen Signaturanwendungen ausge-
schlossen sind.

Dr. Wolfgang Heufler

Achtung! Warnung an alle Kanzleien,
die WINDOWS XP als Betriebssystem nutzen
Support für Windows XP läuft am 8. 4. 2014 aus!

M icrosoft hat angekündigt, den Support für das Be-
triebssystem WINDOWS XP mit 8. 4. 2014 ein-

zustellen.
Das bedeutet, dass es ab diesem Datum keine Softwa-

reupdates mehr von Microsoft geben wird und betrifft
dies in erster Linie die nicht mehr erfolgenden Sicher-
heitsupdates. Dadurch wird das System in der Folge po-
tenziell unsicher und erhält keinerlei aktualisierten Schutz
mehr vor Viren, Spyware und anderer Schadsoftware.
Überdies gibt es keine aktuellen Softwareupdates

mehr zur Erhöhung der Zuverlässigkeit des Systems,
zB neue Treiber für Hardware etc.
Die Sicherheit der elektronischen Kommunikation

ist in Zeiten wie diesen unabdingbare Voraussetzung
zur Wahrung der Standespflichten als Rechtsanwalt,
va in Verbindung mit der Nutzung des Archiviums –

welches Daten ausschließlich verschlüsselt transportiert
und speichert – unerlässlich und für die gesamte Sys-
temsicherheit erforderlich.
Es liegt daher im ureigensten Interesse aller Rechts-

anwältinnen und Rechtsanwälte, so rasch als möglich
auf ein unterstütztes Betriebssystem umzusteigen, wo-
bei sich beispielsweise Microsoft Windows 7 als taugli-
che Alternative erwiesen hat.
Bitten Sie daher Ihren EDV-Betreuer um eine rasche

Umstiegsplanung, im Jahr 2014 ist voraussichtlich mit
einer erhöhten Nachfrage und damit verbundenen Auf-
tragsstaus zu rechnen.
Archivium kann die Sicherheit des Systems bei wei-

terer Verwendung von Windows XP nach dem 8. 4.
2014 im Einzelfall nicht mehr garantieren, auch der Ar-
chivium-Support kann mit der Fernwartung dann nicht
mehr helfen, wenn Probleme auftreten.

Dr. Wolfgang Heufler

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09
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Gesetzesbeschwerde

M it Bundesgesetzblatt vom 11. 7. 2013 (Bundesver-
fassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungs-

gesetz geändert wird BGBl I 2013/114) wurden die ver-
fassungsrechtlichen Bestimmungen, mit denen die sog
Gesetzesbeschwerde eingeführt wird, kundgemacht.
Demnach erkennt der VfGH künftig über die Ge-

setzwidrigkeit von Verordnungen bzw über die Verfas-
sungswidrigkeit von Gesetzen auf Antrag einer Person,
die als Partei einer von einem ordentlichen Gericht in
erster Instanz entschiedenen Rechtssache wegen An-
wendung einer gesetzwidrigen Verordnung bzw eines
verfassungswidrigen Gesetzes in ihren Rechten verletzt
zu sein behauptet, aus Anlass eines gegen diese Ent-
scheidung erhobenen Rechtsmittels (Art 139 Abs 1
Z 4 bzw Art 140 Abs 1 Z 1 lit d B-VG idF BGBl I
2013/114). Das bedeutet, ein entsprechender Antrag
wird gleichzeitig mit einem Rechtsmittel gegen die

Entscheidung erster Instanz gestellt. Der VfGH kann
die Behandlung eines solchen Antrags durch Beschluss
ablehnen, wenn er keine hinreichende Aussicht auf Er-
folg hat (Art 139 Abs 1b bzw Art 140 Abs 1b B-VG idF
BGBl I 2013/114).
Die erforderlichen Begleitmaßnahmen sind einfach-

gesetzlich auszugestalten. Durch Bundesgesetz soll zu-
dem geklärt werden, in welchen Verfahren die Stellung
eines entsprechenden Antrags unzulässig sowie welche
Wirkung mit einem solchen verbunden ist (Art 139
Abs 1a bzw Art 140 Abs 1a B-VG idF BGBl I 2013/
114).
Die einfachgesetzlichen Begleitmaßnahmen sollen so

rechtzeitig geschaffen werden, dass die Bestimmungen
zur Gesetzesbeschwerde mit 1. 1. 2015 in Kraft treten
können.

KS

Leitfaden für Hausdurchsuchungen

E in Leitfaden für „Hausdurchsuchungen bei
Rechtsanwälten“ sowie ein Überblick über die ak-

tuelle Rechtslage (Stand: 30. 6. 2013), beides verfasst
von RA Mag. Alexander Todor-Kostic, LL.M., ist im In-
ternen Bereich (Punkt 2.) der Seite www.rechtsanwa-
elte.at abrufbar. Bitte beachten Sie, dass es sich bei al-

len Texten lediglich um allgemeine Informationen
handelt und jede Haftung des Verfassers sowie des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages für die
Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität ausge-
schlossen ist.

KS

Familiengerichtshilfe

A nfang des Jahres ist das Kindschafts- und Namens-
rechts-Änderungsgesetz 2013 (KindNamRÄG

2013), BGBl I 2013/15, in Kraft getreten. Damit wur-
den über die neu eingefügten Bestimmungen der
§§ 106a bis 106c AußStrG die Grundlagen zur Ein-
richtung einer Familiengerichtshilfe geschaffen. Nach
den Erläuterungen zur RV sollen dadurch die Qualität
und Nachhaltigkeit der Streitschlichtung und der ge-
richtlichen Verfahren und Entscheidungen in Angele-
genheiten der Obsorge und des persönlichen Verkehrs
verbessert werden.
Zusätzlich zu den schon bisher eingerichteten Pro-

jektstandorten am BG Innere Stadt Wien, BG Amstet-
ten, BG Leoben und BG Innsbruck ist mit 1. 7. 2013
im Rahmen der so genannten ersten Ausbaustufe die
Familiengerichtshilfe an weiteren Standorten installiert
worden. Mit Verordnung (Verordnung der Bundesmi-
nisterin für Justiz, mit der angeordnet wird, für welche

Bezirksgerichte eine Familiengerichtshilfe eingerichtet
wird (FamGHV-BMJ), BGBl II 2013/185) wurde auf
Basis des § 106c Abs 1 AußStrG die Familiengerichts-
hilfe nun an folgenden Standorten eingerichtet: Wien,
Eisenstadt, St. Pölten, Amstetten, Wiener Neustadt,
Graz, Bruck an der Mur, Klagenfurt, Linz, Salzburg,
Innsbruck und Feldkirch.
Die Familiengerichtshilfe wird in weiterer Folge suk-

zessive ausgebaut werden, wobei mit Juli 2014 der Voll-
ausbau abgeschlossen und somit an sämtlichen BG Ös-
terreichs die Familiengerichtshilfe eingerichtet sein
sollte.
Nähere Details können dem Einführungserlass vom

20. 6. 2013 zur Familiengerichtshilfe (BMJ-31900V/
27/III4/13) sowie der oben genannten Verordnung
des BMJ entnommen werden. Diese sind im RIS abruf-
bar.

KS

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09
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Elternberatung nach § 95 Abs 1a AußStrG

Im Rahmen des Kindschafts- und Namensrechts-Än-
derungsgesetzes 2013 (KindNamRÄG 2013), BGBl I

2013/15, wurde § 95 AußStrG um folgenden Abs 1a
ergänzt: Vor Abschluss oder Vorlage einer Regelung der
Scheidungsfolgen bei Gericht haben die Parteien zu beschei-
nigen, dass sie sich über die spezifischen aus der Scheidung re-
sultierenden Bedürfnisse ihrer minderjährigen Kinder bei ei-
ner geeigneten Person oder Einrichtung haben beraten las-
sen. Diesbezüglich ist zu beachten, dass eine Eltern-
beratung nach § 95 Abs 1 a AußStrG auch dann
verpflichtend ist, wenn es zur „Umstellung“ einer strit-
tigen auf eine einvernehmliche Scheidung iSd § 460
Z 10 ZPO kommt.

Damit die Beratung auch tatsächlich bestmöglich
durchgeführt wird, muss diese nach klaren methodi-
schen und inhaltlichen Qualitätsstandards erfolgen.
Derartige Qualitätsstandards wurden in einer von den
Österreichischen Kinder- und Jugendanwaltschaften,
Rainbows, dem Bundesministerium für Wirtschaft, Fa-
milie und Jugend sowie dem Bundesministerium für
Justiz am 22. 3. 2013 in Salzburg veranstalteten Fachta-
gung erarbeitet. Im Internen Bereich (Punkt 2.) finden
Sie nähere Informationen dazu.
§ 95 AußStrG ist mit 1. 2. 2013 in seiner abgeänder-

ten Form in Kraft getreten.
KS

Steuerliche Maßnahmen bei Katastrophenschäden

D as BMF hat angesichts der jüngsten Hochwas-
serkatastrophe eine Information über den Sta-

tus quo der steuerlichen Maßnahmen bzw Er-
leichterungen bei Katastrophenschäden veröffent-
licht. Mit internem Erlass vom 11. 6. 2013 wurden
zum einen die steuerlichen Maßnahmen umgesetzt

und zum anderen die Frist zur elektronischen Einrei-
chung bestimmter Abgabenerklärungen um zwei Mo-
nate erstreckt. Die detaillierte Information des BMF
ist unter
www.bmf.gv.at/karussell/erleichterung-katastrophen.
html sowie im Internen Bereich (2.) abrufbar.

Immobilienertragsteuer bei Veräußerung
neu angeschaffter Grundstücke
Wie stabil ist das Stabilitätsgesetz?

M it dem 1. Stabilitätsgesetz 2012 wurde bekanntlich
die Spekulationsfrist für Immobilienveräußerun-

gen abgeschafft. Daher unterliegen, abgesehen von we-
nigen Ausnahmetatbeständen, wie zB der Hauptwohn-
sitzbefreiung, seit 1. 4. 2012 grundsätzlich sämtliche
Gewinne aus der privaten Veräußerung von Grundstü-
cken der Einkommensteuerpflicht. Den Übergang von
der bisherigen (ausschließlichen) „Spekulationsbesteu-
erung“ hin zur flächendeckenden Immobilienertrag-
steuer (ImmoESt) wollte der Gesetzgeber offenbar
„schonend“ gestalten und dabei insbesondere Schwie-
rigkeiten bei der Ermittlung lange zurückliegender An-
schaffungskosten vermeiden. Er unterscheidet daher
zwischen „Altvermögen“ und „Neuvermögen“ und
knüpft an diese Unterscheidung (im Ergebnis) unter-
schiedlich hohe Steuersätze.
§ 30 Einkommensteuergesetz idF des 1. Stabilitäts-

gesetzes 2012, neuerlich geändert mit dem Abgabenän-
derungsgesetz 2012, definiert in Abs 1 zunächst, wann

eine private Grundstücksveräußerung vorliegt. Abs 2
enthält Ausnahmen von der Besteuerung. Abs 3 legt
fest, was unter Einkünften zu verstehen ist, nämlich
der Unterschiedsbetrag zwischen dem Veräußerungs-
erlös und den Anschaffungskosten (mit diversen Zu-
und Abschlägen). Wie der folgende Absatz zeigt, ist
diese Regelung offenbar für das sog „Neuvermögen“
gedacht.
Abs 4 Satz 1 lautet sodann: „Soweit Grundstücke am

31. März 2012 nicht steuerverfangen waren, sind als
Einkünfte anzusetzen: [. . .].“ Der etwas archaisch an-
mutende Begriff „steuerverfangen“ bedeutet in diesem
Zusammenhang, dass die in der Regel zehnjährige Spe-
kulationsfrist gem § 30 EStG alt noch nicht abgelaufen
ist. Es folgt die Regelung, dass in diesem Fall die Be-
messung der Einkünfte nicht durch Ermittlung des Un-
terschiedsbetrags zwischen dem Veräußerungserlös
und den Anschaffungskosten erfolgt, sondern die Im-
moESt bei Umwidmung nach dem 31. 12. 1987 im Er-
gebnis 15% und ansonsten 3,5% des Veräußerungser-
löses beträgt. Damit ist offenbar das sog „Altvermögen“
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gemeint, also Grundstücke, die vor dem 1. 4. 2002 er-
worben wurden.
Umfasst die Bestimmung des § 30 Abs 4 EStG in der

geltenden Fassung aber wirklich nur das sog „Altver-
mögen“? Die RV stellt (ebenso wie die Homepage
des Finanzministeriums) bei der Definition des
„Neuvermögens“ darauf ab, ob ein Grundstück am
31. 3. 2012 steuerverfangen war oder danach ange-
schafft wird. Genau diese Formulierung bzw Ergän-
zung fehlt aber im Gesetzestext. Vom Wortlaut des
§ 30 Abs 4 EStG umfasst sind daher neben den „Alt-
Grundstücken“ auch alle Grundstücke, die nach
dem 31. 3. 2012 angeschafft wurden, weil ja auch
diese am 31. 3. 2012 nicht „steuerverfangen“ gem
§ 30 EStG alt waren und es auch im Nachhinein nicht
mehr werden können, zumal diese Bestimmung mit
1. 4. 2012 außer Kraft getreten ist!
Der äußerste mögliche Wortsinn steckt die Grenze

jeglicher Auslegung ab. Nach Meinung der Autoren
lässt der Wortlaut des § 30 Abs 4 EStG eine Interpre-
tation, wonach auch nach dem 31. 3. 2012 angeschaffte
Grundstücke „steuerverfangen“ sein sollen, nicht zu.
Solche Grundstücke sind daher bei Zugrundelegung
des Gesetzeswortlauts nach den Regeln für „Altvermö-
gen“ zu behandeln.
Was sind nun die Auswirkungen dieser gesetzgeberi-

schen „Panne“? Nach dem Gesetzeswortlaut wäre bei
Grundstücksveräußerungen dann, wenn die Anschaf-
fung nach dem 31. 3. 2012 liegt, die unter Umständen
„günstigere“ Regelung für „Alt-Grundstücke“ anwend-
bar. Ein vereinfachtes Beispiel in zwei Varianten macht
den Unterschied deutlich:

Variante 1:
" Ankauf am 1. 5. 2012 um a 100.000,–, Verkauf am
1. 5. 2013 um a 150.000,–;

" keine Umwidmung nach dem 31. 12. 1987;
" Einkünfteermittlung nach § 30 Abs 3 EStG;

– die Einkünfte in Höhe von a 50.000,– sind mit
25% zu versteuern, also sind a 12.500,– an Im-
moESt abzuführen.

Variante 2:
" Ankauf am 1. 5. 2012 um a 100.000,–, Verkauf am
1. 5. 2013 um a 150.000,–;

" keine Umwidmung nach dem 31. 12. 1987;
" Einkünfteermittlung nach § 30 Abs 4 EStG;

– der Veräußerungserlös in Höhe von a 150.000,–
ist mit 3,5% zu versteuern, also sind a 5.250,–
an ImmoESt abzuführen.

Differenz: a 7.250,–
Der Umstand, dass der Gesetzeswortlaut in diesem
Punkt von der (offenkundigen) Absicht des Gesetzge-
bers abweicht, führt zu einer erheblichen Rechtsunsi-
cherheit sowohl für die Steuerpflichtigen als auch für
deren Parteienvertreter, die ja nunmehr in der Regel
die Selbstberechnung der ImmoESt vorzunehmen
haben. Dass es zu einem solchen Missstand kommen
konnte, erklärt sich vielleicht aus der unange-
messenen Eile, die der Gesetzgeber im Fall der Im-
moESt an den Tag gelegt hat. Dazu muss man wis-
sen, dass der Gesetzesentwurf über diese weitrei-
chende (und kontroversielle) steuerliche Maßnahme
innerhalb von nur zehn Tagen durch den NR ge-
peitscht wurde.
Um den beabsichtigten Regelungsinhalt zu erzielen,

wäre § 30 Abs 4 EStG nach Auffassung der Autoren im
ersten Satz wie folgt zu ergänzen: „Soweit Grundstücke
am 31. März 2012 nicht steuerverfangen waren und auch
nicht nach diesem Zeitpunkt angeschafft wurden, sind
als Einkünfte anzusetzen: [. . .].“
Es bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber das „wa-

ckelige“ Stabilitätsgesetz im hier aufgezeigten Sinn
saniert.

Dr. Peter Karlberger, M.C.L.
Mag. Stefanie Schurich

Dr. Peter Karlberger ist Partner und Mag. Stefanie
Schurich Rechtsanwaltsanwärterin der u.a. auf

Immobilienrecht spezialisierten Rechtsanwaltskanzlei
PFLAUM KARLBERGER WIENER OPETNIK

in Wien.
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Von „Bring your OWN DEVICE“ (BYOD) bis
„Bring your own ANYthing“ (BYOX)
Nutzung privater Smartphones und Tablets im Büro
– Risiken rechtlich absichern

U nternehmen erleben den Trend, dass Mitarbeiter
ihre privaten Smartphones, Tablets und Laptops

auch im Job verwenden. Dies wird als Bring Your
Own Device (BYOD) bezeichnet. Unternehmen spa-
ren damit Kosten, für junge High Potentials ist die Ver-
wendung eigener Geräte mitunter Bedingung für einen
Jobwechsel. IT-Experten meinen, dass Unternehmen
kaum noch eine Chance haben, BYOD zu verbieten.
Mobilität für jeden, jederzeit und überall sei in den Un-
ternehmen bereits Realität. Dabei wird ein grundlegen-
des Umdenken von IT-Sicherheitsleuten und Juristen
gefordert, den Einsatz privater mobiler Geräte und
Applikationen grundsätzlich zu erlauben und das Au-
genmerk auf taugliche Sicherheitslösungen durch Mo-
bile Device Management (MDM) und Mobile Applica-
tion Management (MAM) zu richten. In dieser Form
spricht man dann von Bring Your Own Anything –

BYOX. Was also tun? Alles erlauben oder verbieten?
Wie rechtlich absichern?
Gibt der Arbeitgeber keine klaren Richtlinien vor,

besteht die Gefahr, dass Mitarbeiter ihre Geräte ei-
genmächtig einsetzen. Der unkontrollierte Einsatz
privater Geräte bedeutet aber das höchste Sicherheits-
und Haftungsrisiko für das Unternehmen. Denn die
IT-Sicherheit im Unternehmen und ein wirksames
Kontrollsystem und Risikomanagement gehören zu
den Pflichten der Geschäftsführung. Hier kann der
Geschäftsführer dem Unternehmen sogar persönlich
haften. Umgekehrt können Schadenersatzansprüche
des Unternehmens gegenüber Dritten (Hackern) auf-
grund von Mitverschulden des Unternehmens be-
schränkt sein, wenn keine geeigneten Schutzmaßnah-
men gegen Datenverlust und -missbrauch getroffen
werden. Auch Versicherungen springen in solchen
Fällen uU nicht ein.
Jedes Unternehmen sollte daher prüfen, in welchem

Umfang mobiles Arbeiten in seiner Organisation not-
wendig ist. Ist diese Frage geklärt, kann es in IT- und
BYOD-Richtlinien die Rahmenbedingungen für das
mobile Arbeiten schaffen. Gibt es im Unternehmen ei-
nen Betriebsrat, kann eine Betriebsvereinbarung nach
§ 97 Abs 1 Z 1 ArbVG geschlossen werden. Kommen
private Geräte der Mitarbeiter zum Einsatz, ist zusätz-
lich zum Arbeitsvertrag eine individuelle Nutzungsver-
einbarung mit jedem Mitarbeiter zu schließen; denn
hier ist das Privateigentum des Mitarbeiters betroffen,
über welches der Arbeitgeber ohne Zustimmung des
Mitarbeiters nicht einseitig verfügen kann. Da bei der

Überwachung der IT-Sicherheit oft auch ein Fernzu-
griff des Arbeitgebers auf die mobilen Geräte notwen-
dig ist, ist der Betriebsrat einzubinden (§ 96 Abs 1 Z 3
ArbVG) bzw die Zustimmung des Arbeitnehmers ein-
zuholen. Wichtig dabei ist die Vereinbarung über die
Dauer der Zustimmung; denn sonst kann der Arbeit-
nehmer sie jederzeit ohne Frist kündigen (§ 10
AVRAG).
Die Checkliste für eine solche Nutzungsvereinba-

rung:
" Zu regeln ist, welche Software, inkl Antivirensoft-
ware, und Apps zu verwenden sind, um die Sicher-
heitsstandards des Unternehmens zu gewährleisten.
Das Unternehmen kann bestimmte Software freige-
ben. Es gibt mittlerweile von Sicherheitsfirmen zerti-
fizierte „sichere“ Apps; zu achten ist, dass Apps für
die berufliche Verwendung zugelassen sind, um Co-
pyright-Verletzungen nach den Lizenzbedingungen
auszuschließen (§ 81ff UrhG).

" Das Unternehmen hat nach Datenschutzgesetz (§ 14
DSG) zwar den Schutz der Unternehmensdaten vor
unbefugtem Zugriff durch Dritte sowie Verlust und
Zerstörung zu gewährleisten. Es darf aber umgekehrt
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keine private Korrespondenz und Daten des Arbeit-
nehmers kontrollieren oder löschen. Eine strenge
Trennung von beruflichen und privaten Daten auf
den Geräten der Mitarbeiter ist daher ein Muss. Da-
her sollten keine Firmendaten lokal auf dem privaten
Gerät gespeichert werden. Der sichere mobile Zu-
griff ist technisch durch sog Mobile Device Manage-
ment (MDM) und Mobile Application Management
(MAM) Software möglich. Bei diesen werden Fir-
mendaten in einem gesicherten Bereich getrennt
von den privaten Daten gespeichert und verarbeitet.
Der Arbeitnehmer greift über Terminalserver-Lö-
sung oder Containerlösung über einen gesicherten
Zugang auf die Firmendaten zu. Private Daten blei-
ben davon unberührt. Besteht eine strikte technische
Trennung von beruflichem und privatem Bereich,
kann der Arbeitnehmer das Gerät auch in der Familie
weitergeben und der Datenschutz bleibt dennoch ge-
wahrt.

" Auch die sichere Verwahrung und die Verwendung
des Geräts sind zu regeln. Jedes Gerät ist durch Pass-
wort zu schützen, Daten sind zu verschlüsseln. Der
Mitarbeiter ist zu verpflichten, dass Gerät sicher zu
verwahren, also zB nicht sichtbar im Auto. Versiche-
rungen können ein Thema sein.

" Zu regeln ist etwa auch der Ausschluss bzw die Be-
schränkung der Haftung im Fall von Beschädigung,
Verlust oder Diebstahl des Geräts. Rechtlich kann
der Arbeitgeber sonst nämlich für Verlust oder Be-
schädigung des privaten Geräts haften, wenn der
Schaden typischerweise mit der konkreten Arbeits-
leistung verbunden ist, nach der Judikatur zB bei
Schäden am privaten Kfz (§ 1014 ABGB).

" Der Mitarbeiter hat den Fernzugriff auf das Gerät zu
erlauben, insb zum Löschen der Daten im Fall des
Verlusts oder Diebstahls eines Geräts oder bei sei-
nem Ausscheiden aus dem Job. Hier ist auf private
Daten des Mitarbeiters zu achten.

" Regelmäßiges Update und Synchronisieren des pri-
vaten Geräts sind sicherzustellen. Auch hier ist die
Trennung von Beruf und privat wesentlich, um Da-
tenschutzverletzungen in beiden Bereichen auszu-
schließen.

Klare Regeln helfen dem Unternehmen, das Haftungs-
risiko einzugrenzen, wenn etwa durch Verlust eines
Geräts Kundendaten verloren gehen oder durch uner-
laubtes Runterladen von urheberrechtlich geschützten
Inhalten, Software und Apps (§ 86 f UrhG) oder einge-
schleppte Viren Dritte zu Schaden kommen.
Der Arbeitgeber haftet nämlich, wenn seine Arbeit-

nehmer Dritten Schaden zufügen (§ 4 DHG). Ein
Rückgriff beim Arbeitnehmer ist ausgeschlossen, wenn
der Schaden durch eine entschuldbare Fehlleistung ent-
standen ist. Bei Fahrlässigkeit kann das Gericht den Er-
satz noch herabsetzen oder ganz erlassen (§ 4 Abs 2 und
3 DHG). Das Gleiche gilt, wenn der Schaden beim Ar-
beitgeber eintritt (§ 2 DHG). Im Ergebnis bleibt der
Schaden also meist beim Arbeitgeber hängen und kann
sogar zur persönlichen Haftung des Geschäftsführers
gegenüber dem Unternehmen führen. Eine Haftung
ist durch eine Nutzungsvereinbarung abzuwenden, weil
sie die Pflichten des Mitarbeiters festlegt.

Fazit: BYOD ist Realität und sollte daher im Unter-
nehmen klar geregelt werden. Dabei sind Einzelverein-
barungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer er-
forderlich, um Sicherheit von Unternehmens- und Per-
sonendaten zu gewährleisten und Haftungen gegen-
über Dritten auszuschließen. Geeignete technische
Lösungen ermöglichen auch eine weitgehende Ver-
wendung vieler Applikationen. Untätiges Dulden von
BYOD schadet dem Unternehmen langfristig sicher.
Rechtlicher Rat beim Verfassen von Nutzungsverein-
barungen ist zu empfehlen.

RA Dr. Bettina Windisch-Altieri
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http://www.manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeitschriften-Ueberblick.html?isbn=2308-5576-2&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=VbR&utm_campaign=ZS_VbR-Inserat-A4-4c
http://www.manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeitschriften-Ueberblick.html?isbn=2308-5576-2&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=VbR&utm_campaign=ZS_VbR-Inserat-A4-4c

Zeitschrift für
www.manz.at/vbr

VERBRAUCHER-
RECHT

VbR

Beiträge
Pro Thema 3 Seiten – Expertenwissen kompakt präsentiert

Rechtsprechung
Praxistipps zu jeder Entscheidung inklusive EuGH-Rechtsprechung

Pro & Contra
Streitthemen – von beiden Seiten beleuchtet
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Chefredakteur: Peter Kolba
Schriftleiterin: Petra Leupold
Redaktion:  Raimund Bollenberger, Wilma Dehn, Alexander Klauser,  

Petra Leupold, Paul Oberhammer, Christian Rabl
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In jedem Heft
Das Wichtigste aus dem Verbraucherrecht:
von ABGB bis ZaDiG – mit Fokus auf KSchG und AGB-Recht

Das Angebot:
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MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
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An die           Fax: 01 / 535 12 75-13 
RADOK Gesellschaft für Organisation, 
Dokumentation und Kommunikation 
Gesellschaft m.b.H. 
Tuchlauben 12 
1010 Wien 

Hiermit bestelle ich          (Preise netto in Euro) 

zuzüglich Spesen für Versand und Verpackung.  
Retournieren Sie dieses Formular bitte an die RADOK GmbH unter der Fax-Nummer 01 / 535 12 75-13. 

Name bzw Firma 

Straße Plz/Ort 

Datum Unterschrift 

Artikel Beschreibung Preis netto/
Stk. Anzahl Gesamt 

Gummiparagraphen 

Haribo-Fruchtgummis in 
Paragraphenform, bunte 
Mischung, ein 8g Minibeutel 

0,20

100 Minibeutel im praktischen 
Klarsicht-Kunststoffeimer 20,00

Ansteck-Pin „R“ R-Logo ausgestanzt als 
Ansteck-Pin,  Ø: ca 15mm 2,50

Lanyard
(Trageschlaufe) 

blau mit Aufdruck 
www.rechtsanwaelte.at, mit 
Karabiner Länge: 45 cm (ohne 
Karabiner) 

1,50

Regenschirm 
Golf- und Gästeschirm, 
marineblau, Fiberglas, 
teflonbeschichtet, mit Aufdruck, 
Ø: 120cm

20,00

Schlüsselanhänger blau mit Aufdruck, Pfeife mit 
roter LED Leuchte 1,10

Schirmkappe
dunkelblau 
vorne: R-Logo 
hinten: www.rechtsanwaelte.at 
verstellbare Größe

10,00

Post It Haftnotizblock DIN A7, weiß, mit Aufdruck 
50 Blatt 1,75   

Schreibblock A4, weiß, mit Aufdruck 
50 Blatt kopfgeleimt 2,00   

Kugelschreiber Blau, mit Aufdruck 0,75   

Aufkleber Logo 
Maße: 8 x 8 cm 1,00   

USB-Stick Sonderform R-Logo in 3D, 8 GB 
Datenvolumen, USB 2.0 7,50

Brillenputztuch
blau mit Aufdruck “Für den 
Durchblick im 
Paragraphendschungel” Maße: 
15 x 21 cm 

2,20

Summe netto 

+ 20% USt  

GESAMT 

B E S T E L L F O R M U L A R   W E R B E A R T I K E L
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Inland

9. September bis 10. Dezember 2013 WIEN
Business Circle: 6. Praxislehrgang zum zertifizier-
ten Compliance Officer
fachliche Leitung: RA DDr. Alexander Petsche, MAES,
Dr. Armin Toifl, Mag. Rudolf Schwab, MBA; Univ.-
Prof. Dr. Helmut Kasper, Dr. Ulrich L. Göres, DDr.
Peter-Paul Prebil
Referententeam

9. September 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Fachtagung Bundesfinanzgericht
Referententeam

11. September 2013 LINZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Fachtagung Bundesfinanzgericht
Referententeam

12. September 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Privatkonkurs
RA Dr. Klemens Dallinger, Dr. Franz Mohr

12. September 2013 WIEN
ÖRAV-Seminar – Beginn: Kurrentien-Grund-
seminar
RA Dr. Friedrich Valzachi

13. September 2013 INNSBRUCK
ÖRAV-Seminar – Beginn: Grundlehrgang (BU-
Kurs) Innsbruck
Referententeam

16. September 2013 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Fachtagung Bundesfinanzgericht
Referententeam

17. September 2013 WIEN
ÖRAV-Seminar – Beginn: Fristen-Intensiv
RA Mag. Martin Gaugg

19. September 2013 SALZBURG
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Familienrecht: Obsorge & Unterhalt
HR Dr. Edwin Gitschthaler, Mag. Susanne Beck

19. September 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Arbeitsgerichtsprozesse erfolgreich führen
Ri Dr. Walter Schober, RA Dr. Martin Huger

19. und 20. September 2013 INNSBRUCK
Rechtswissenschaftliche Fakultät: Grundrechtstag
2013 Zukunft der Geschlechter
RA Dr. Klemens Dallinger, Dr. Franz Mohr

20. September 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Immobilien & Steuern
Mag. Bernhard Woschnagg, MSc

20. September 2013 INNSBRUCK
ÖRAV-Seminar: Firmenbuch-SPEZIAL Inns-
bruck
Dipl.Rpfl. ADir. Walter Szöky

24. September 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Compliance
Referententeam

25. September 2013 WIEN
Austrian Standards: Seminar Vertragsrecht aktu-
ell
HR Prof. Dr. Franz Hartl, Dr. Horst Schlosser

25. September 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Familienrecht: Obsorge & Unterhalt
HR Dr. Edwin Gitschthaler, Mag. Susanne Beck

25. September 2013 TRAUNKIRCHEN
Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität
Linz: Seminar für absolvierte Juristen

25. und 26. September 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Strafrecht & Strafprozessrecht
Referententeam

26. und 27. September 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Gesellschaftsrecht
Referententeam

26. bis 28. September 2013 KLAGENFURT
ÖRAK-Anwaltstag

27. September 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Produkthaftung Deutschland : Österreich
RA Dr. Andreas Eustacchio, LL.M. (LSE), RA Philipp
Reusch

2. Oktober 2013 WIEN
ÖRAV-Seminar – Beginn: Einführung
RA Dr. Eva Schön

7. Oktober bis 25. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Straf- und Strafprozessrecht
Dr. Gerhard Pohnert

8. Oktober 2013 WIEN
ÖRAV-Seminar: Verfahren Außer Streit
RAMag. Hubert Hohenberger, Dipl.Rpfl. ADir. Walter
Tatzber

9. Oktober 2013 LINZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Immo-USt & Immo-ESt NEU
HRin Sen.-Vors. Dr. Gabriele Krafft, Dr. Andrei Bodis,
MR Mag. Johann Adametz

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09
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14. bis 16. Oktober 2013 WIEN
Business Circle: Praxisseminar zum zertifizierten
Datenschutzbeauftragten
Ing. Herbert Bieber, MSc., RA Dr. Rainer Knyrim

16. bis 18. Oktober 2013 WIEN
Austrian Standards: Lehrgang Örtliche Bauauf-
sicht Modul 1–4
FH-Prof. DI Dr. Rainer Stempkowski, Dipl.-Ing. Rein-
hard Mechtler, Ing. Christian Lang, Mag. Wolfgang
Hussian

17. Oktober 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Produkthaftung, -sicherheit & Produktrückruf
RA Dr. Andreas Eustacchio, LL.M. (LSE), Mag. Hel-
muth Perz

17. und 18. Oktober 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung Erbrecht & Vermögensweitergabe
Referententeam

17. und 18. Oktober 2013 RUST AM NEUSIEDLERSEE
Business Circle: RuSt 2013, 17. Jahresforum für
Recht und Steuern
fachliche Leitung: RA Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel,
Univ.-Prof. Dr. Susanne Kalss, Dr. Markus Dellinger,
DDr. Hans Zöchling
Referententeam

30. Oktober 2013 WIEN
ÖRAV-Seminar – Beginn: Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. Thomas Hofer-Zeni

4. November 2013 WIEN
ÖRAV-Seminar – Beginn: Grundbuch I
Dipl.Rpfl. RegR. Anton Jauk

6. und 7. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Arbeitsrecht
Referententeam

13. November 2013 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Nacheheliche Vermögensaufteilung
HR Dr. Edwin Gitschthaler, Mag. Susanne Beck

13. und 14. November 2013 WIEN
Austrian Standards: Lehrgang Örtliche Bauauf-
sicht Modul 5–7
Dr. Herbert Gartner, Johanna Rammer-Wutte, B.Sc.,
BA, MA, DI (FH) Dr. techn. Maria Wallner-Klein-
dienst MSc.

14. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Verwaltungsrecht
Mag. Harald Perl, Dr. Michael Sachs und Referenten-
team

18. November 2013 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Immo-USt & Immo-ESt NEU
HRin Sen.-Vors. Dr. Gabriele Krafft, Dr. Andrei Bodis,
MR Mag. Johann Adametz

20. November 2013 WIEN
Business Circle: M&A: Unternehmensbewertung
aktuell
Mag. Friedrich Lang, Mag. Arno Langwieser

20. November 2013 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Verwaltungsrecht
Mag. Harald Perl, Dr. Michael Sachs und Referenten-
team

21. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Nacheheliche Vermögensaufteilung
HR Dr. Edwin Gitschthaler, Mag. Susanne Beck

27. November 2013 WIEN
Business Circle: M&A: Rechtliche und steuerli-
che Optimierung
RA Dr. Clemens Hasenauer, LL.M., RA Univ.-Prof.
Dr. Hanns F. Hügel, WP und StB Mag. Edgar Huemer

29. November 2013 SALZBURG
ÖRAV-Seminar – Beginn: Insolvenzverfahren
Salzburg
RA Dr. Thomas Engelhart

5. Dezember 2013 WIEN
Wirtschaftskammer Österreich: Kooperations-
börse für spanische und österreichische Anwälte

5. Dezember 2013 WIEN
ÖRAV-Seminar: Firmenbuch-SPEZIAL
Dipl.Rpfl. ADir. Walter Szöky
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Ausland

13. und 14. September 2013 FLORENZ
International Bar Association (IBA): 17th Annual
Competition Conference

13. und 14. September 2013 BERLIN
Deutscher Anwaltverein: 8. Deutscher Handels-
und Gesellschaftsrechtstag

17. bis 21. September 2013 BUENOS AIRES
International Association of Young Lawyers (AIJA):
51st Annual Congress

27. und 28. September 2013 ISTANBUL
Union Internationale des Avocats (UIA): Foreign
Investment in & from Turkey

3. bis 5. Oktober 2013 LONDON, UK
International Association of Young Lawyers (AIJA):
AIJA International Arbitration Advocacy Trai-
ning in cooperation with the International Advo-
cacy Academy (IAA)

6. bis 11. Oktober 2013 BOSTON
International Bar Association (IBA): IBA Annual
Conference 2013

7. bis 9. Oktober 2013 TRIER
Academy of European Law (ERA): Europäischer
Rechtsschutz

24. bis 26. Oktober 2013 BARCELONA
Barcelona Bar Association: 2nd International Arbit-
ration Congress

31. Oktober bis 4. November 2013 MACAU
Union Internationale des Avocats (UIA): 57th UIA
Congress

18. bis 20. November 2013 LUXEMBOURG
European Institute of Public Administration (EIPA):
How to Litigate before the Court of Justice of
the EU – Strategies of Litigation

25. und 26. November 2013 LUXEMBOURG
European Institute of Public Administration (EIPA):
European Arrest Warrant – Ten Years of
Practice

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten
502 ff.

http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-06980-3&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-JankoLeeb-Verwaltungsgerichtsbarkeit
http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-06980-3&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-JankoLeeb-Verwaltungsgerichtsbarkeit
http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-06980-3&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-JankoLeeb-Verwaltungsgerichtsbarkeit
http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-06980-3&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-JankoLeeb-Verwaltungsgerichtsbarkeit
http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-06980-3&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-JankoLeeb-Verwaltungsgerichtsbarkeit
http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-06980-3&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-JankoLeeb-Verwaltungsgerichtsbarkeit

2013. VIII, 138 Seiten.
Br. EUR 32,–
ISBN 978-3-214-06980-3erat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-JankoLeeb-Verwaltungsgerichtsbarkeit=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-JankoLeeb-Verwaltungsgerichtsbarkeitnserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-JankoLeeb-Verwaltungsgerichtsbarkeit

Die mit 1. 1. 2014 in Kraft tretende Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 bringt grundlegende 
Veränderungen im österreichischen Verwaltungsrechtsschutz, die auch die Länder vor große Heraus-
forderungen stellen. Namhafte Experten aus Wissenschaft und Praxis werfen in diesem Werk – 
auf Grundlage der neuen verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen – einen Blick auf die Ent-
stehung der Reform sowie in die Zukunft und behandeln folgende Themen: 
• Die Novelle als Produkt eines langen Entwicklungsprozesses
• Die neuen Kompetenzen
• Die Zuständigkeitsverteilung zwischen den Verwaltungsgerichten
• Die Vorgaben für das neue Verfahren
• Die Fragen des Übergangs

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Janko · Leeb (Hrsg)

Verwaltungsgerichtsbarkeit
erster Instanz

ww.manz.at/list.html?isbn=978-
ww.manz.at/list.html?isbn=978-
ww.manz.at/list.html?isbn=978-
ww.manz.at/list.html?isbn=978-
wwwwww mmmaaannnzzz aaattt///llliiisssttt hhhtttmmmlll???iiisssbbbnnn===999777888---

Termine
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" §§ 1, 105 UGB; §§ 1, 25d KSchG:
Personengesellschaften: Verbrauchereigenschaft –

Unternehmereigenschaft von Gesellschaftern
1. Folge der umfassenden Rechtsfähigkeit der Per-
sonengesellschaft ist, dass sie das Unternehmen
betreibt. Sie ist alleinige Trägerin der Rechte und
Pflichten und alleinige Eigentümerin des Gesell-
schaftsvermögens.
2. Der Kommanditist ist – ebenso wie der Komple-
mentär und der OG-Gesellschafter – nicht allein
aufgrund seiner Gesellschafterstellung Unter-
nehmer; vielmehr ist die Innehabung der Geschäfts-
führerfunktion entscheidend.
3. Eine Mäßigung nach § 25dKSchG kommt ei-
nem atypischen Kommanditisten, der die Ge-
schäfte der Gesellschaft führte, im Hinblick auf die
persönliche Haftung für einen von der Gesellschaft
aufgenommenen Kredit nicht zu.
OGH 19. 3. 2013, 4 Ob 232/12 i wbl 2013/123.

" §§ 52 f GmbHG:
Uneinigkeit bei Kapitalerhöhung – keine Festsetzung
eines angemessenen Ausgabepreises
Zumindest in einem Fall, in dem
* kein Bezugsrechtsausschluss vorliegt,
* kein rechtsmissbräuchliches Motiv des Mehr-
heitsgesellschafters (wie etwa ein langfristig ge-
planter Hinauswurf des Minderheitsgesellschafters
qua Gesellschafter-Ausschlussgesetz) feststeht und
* alle Gesellschafter wirtschaftlich in der Lage
sind, den nach dem Verhältnis der bisherigen Betei-
ligung auf sie entfallenden Teil der Kapitalerhöhung
zu übernehmen und
* die Interessenabwägung eher gebietet, den Kapi-
talerhöhungsbeschluss bestehen zu lassen (festgestell-
ter Finanzierungsbedarf), muss beiUneinigkeit über
die Kapitalerhöhung zwischen den Gesellschaftern
kein angemessener Ausgabepreis mit Nominale
und Agio festgesetzt werden, sondern kann die Ka-
pitalerhöhung auch zum Nominale erfolgen.
OGH 19. 12. 2012, 6 Ob 155/12 f ecolex 2013/ 219 =
GesRZ 2013, 160 (Nowotny) = NZ 2013/41 = RdW
2013/210 = RWZ 2013/23.

" §§ 34, 39 Abs 4, § 66 GmbHG:
Feststellung des Beschlussergebnisses – Einforderung
von Stammeinlagen
1. Wird das Beschlussergebnis durch den Vorsit-
zenden der Generalversammlung nicht festgestellt,
kommt ihm keine vorläufige Verbindlichkeit zu.
Gesellschafter können eine Beschlussfeststellungs-
klage erheben.
2. Bei verbandsrechtlichen Beschlüssen, wie etwa
Beschlüssen über die Einforderung von Einlagen,
greift das Stimmverbot des § 39 Abs 4 GmbHG
nicht. Das gilt selbst, wenn nur mehr die Einforde-

rung der Stammeinlage eines einzigen Gesellschaf-
ters in Betracht kommt. Grenzen für die Stimm-
rechtsausübung ergeben sich nur aus der gesell-
schaftsrechtlichen Treuepflicht.
OGH 20. 3. 2013, 6 Ob 23/13w ecolex 2013/258 =
GES 2013, 246 (Fantur).

" § 2 GmbHG:
Vorgründungsgesellschaft
1. Eine Vorgründungsgesellschaft bedarf einer Per-
sonenmehrheit an Gründern.
2. Auf die Vorgründungsgesellschaft ist das
GmbHG noch nicht anzuwenden.
3. Vor Abschluss des Gesellschaftsvertrags be-
steht keine rechtlicheMöglichkeit, für die spätere
GmbH zu handeln. Es können keine unmittelbar
für sie wirksam werdenden Rechte und Pflichten be-
gründet werden.
4. Für den Übergang von Rechten und Pflichten
auf die GmbH bedarf es einer ausdrücklichen ver-
traglichen Übernahme.
OGH 4. 3. 2013, 8 Ob 100/12g ecolex 2013/218 =
GES 2013, 188.
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Recht kurz und bündig

 
 

KURT WAGNER-PREIS 2014 
DES ÖSTERREICHISCHEN 

NOTARIATS 
 

Die Österreichische Notariatskammer setzt 
für eine hervorragende praxisbezogene 

wissenschaftliche Arbeit, die geeignet ist, 
die Förderung von Recht ohne Streit durch 

Notarstätigkeit zu bewirken, den 

Kurt Wagner-Preis 2014 des 
österreichischen Notariats 

in der Höhe von 7.500,-- Euro  aus. 
 

Die Teilnahmebedingungen können bei der  
Österreichischen Notariatskammer,  

1010 Wien, Landesgerichtsstraße 20,  
Tel.: 0043/1/402 45 09-103, 

E-Mail:  
annemarie.osztovits-gerstbauer@notar.or.at 

angefordert werden. 
 

Einsendeschluss 31.01.2014 

Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von
RA Dr. Manfred Ainedter,
RA Mag. Franz Galla und
RA Dr. Ullrich Saurer
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" § 31 FBG:
Löschung nicht eintragungsfähiger Daten im Firmen-
buch
1. Gelöschte Eintragungen müssen in der Firmen-
buchdatenbank als historische Daten weiter abfrag-
bar sein.
2. Der Gesetzgeber ermächtigt auch bei ursprüng-
lich nicht Eintragungsfähigem nicht zum physi-
schen oder logischen Löschen der Daten.
OGH 20. 3. 2013, 6 Ob 181/12d GES 2013, 250.

" § 268 StPO (§§ 56, 466 Abs 1 Satz 1, § 489 Abs 1
Satz 2 StPO; Art 6 Abs 3 lit a und e MRK; Art 8 B-VG;
§ 53 Abs 1 Geo):
Übersetzungshilfe für Rechtsmittelerklärung grund-
rechtlich geboten = EvBl 2013/48
Grundrechtskonforme Auslegung des § 56 Abs 1
StPO gebietet es, einem unvertretenen, der Verfah-
renssprache nicht hinreichend mächtigen Angekl
nicht nur unmittelbar nach erhaltener RMBelehrung
(RMB), sondern auch dann Übersetzungshilfe zu
leisten, wenn er innerhalb der Frist zur Anmeldung
einer Berufung gegen das Urteil eines ER, das ihm
zuvor im Beisein eines Dolmetschers verkündet
wurde, einen nicht in der Verfahrenssprache gehalte-
nen Schriftsatz einbringt. Erweist sich eine solche
fremdsprachig abgefasste Eingabe nach Vorliegen
der Übersetzung ihres Inhalts in die Gerichtssprache
als – im Übrigen keiner besonderen Form bedürftige
– schriftliche Berufungsanmeldung, ist diese folglich
fristgerecht eingebracht.
OGH 11. 12. 2012, 11 Os 139/12v, 140/12 s; 141/
12p; 142/12k (BG St. Johann im Pongau 6 U 50/
11w; LG Salzburg 43 Bl 70/12z).

" Art 3, 6 MRK (§ 19 ARHG):
Auslieferung in Konventionsstaaten begründet vermin-
derte Zulässigkeitsprüfung = EvBl 2013/55
Der Nachweis konkreter Anhaltspunkte und stich-
haltiger Gründe für die Annahme einer individuellen
Gefahr unmenschlicher und erniedrigender Behand-
lung ist nur verzichtbar, wenn der ersuchende Staat
eine ständige Praxis umfassender und systematischer
Menschenrechtsverletzungen aufweist. Der Bf hat
die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen,
ernsthaften (gewichtigen) Gefahr schlüssig nachzu-
weisen, wobei der Nachweis hinreichend konkret
sein muss. Die bloße Möglichkeit drohender Folter
und unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung reicht nicht aus.
Das Auslieferungsverfahren selbst fällt nicht in den
Anwendungsbereich des Art 6 MRK. Dessen Ver-
fahrensgarantien können für die Entscheidung über
die Zulässigkeit der Auslieferung nur dann Relevanz
erlangen, wenn die betroffene Person nachweist, dass
ihr im ersuchenden Staat ein faires Verfahren offen-

kundig verweigert würde. Es sind substantiierte
Gründe für eine drohende Verletzung von Art 6
MRK im Strafverfahren des ersuchenden Staats vor-
zubringen; der pauschale Einwand mangelnder
Rechtsstaatlichkeit genügt nicht.
OGH 29. 1. 2013, 14 Os 128/12y (OLG Wien
22 Bs 465/12m; 466/12h; LG Korneuburg 406 HR
254/12 t).

" § 89 Abs 5 StPO (§ 6 Abs 2 StPO; Art 5 und 6 MRK):
Rechtsnatur erfolgreicher Haftbeschwerde der StA =
EvBl 2013/56
Gemäß § 89 Abs 5 Satz 2 StPO hat das RMG dem
Gegner der Beschwerde grundsätzlich Gelegenheit
zur Äußerung binnen sieben Tagen einzuräumen,
also auch dem Besch bei einer Beschwerde der StA
gegen den B, mit dem die UHaft aufgehoben wurde.
Von dieser Gewährung rechtlichen Gehörs darf im
Beschwerdeverfahren nur abgesehen werden, wenn
der Gegenstand der Beschwerde auf die Bewilligung
einer Anordnung gerichtet ist, deren Erfolg voraus-
setzt, dass sie dem Gegner der Beschwerde vor ihrer
Durchführung nicht bekannt wird.
OGH 24. 1. 2013, 11 Os 9/13b (OLG Wien 18 Bs
549/12k; LG St. Pölten 12 HR 209/12p).

" § 38 StPO:
Kein Kompetenzkonflikt im vertikalen Verhältnis von
Gerichten zueinander = EvBl-LS 2013/63
Da § 38 StPO nur Zuständigkeitsstreitigkeiten auf
derselben Stufe stehender Gerichte regelt (vgl RIS-
Justiz RS0125289; RS0097172; RS0124938), kann
es zwischen einem OLG und einem diesem unter-
stellten LG zu keinem von § 38 StPO geregelten
Kompetenzkonflikt kommen.
OGH 12. 2. 2013, 11 Ns 3/13z.

" § 302 Abs 1 StGB:
Amtshandlung muss als solche erkennbar sein = EvBl-
LS 2013/64
Werden PolBeamte (wissentlich) der Erzwingung ei-
nes unrichtigen Geständnisses falsch verdächtigt, be-
gründet dies nicht den Vorwurf des Verbrechens des
Missbrauchs der Amtsgewalt nach § 302 Abs 1 StGB,
sondern jenen des – trotz des § 313 StGB nur mit ei-
ner Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bedrohten –

Vergehens der Nötigung nach § 105 Abs 1 StGB.
OGH 20. 12. 2012, 13 Os 122/12h.

" § 260 Abs 1 StPO (§ 281 Abs 1 Z 3 und 5 StPO):
Klarstellung entscheidender Tatsachen und Individuali-
sierung der Tat als Gegenstand der Urteilsanfechtung =
EvBl-LS 2013/71
Der Ausspruch nach § 260 Abs 1 Z 1 StPO muss in
dem für die Subsumtion (§ 260 Abs 1 Z 2 StPO) ent-
scheidenden Umfang den als erwiesen angenomme-
nen Tatsachen der Entscheidungsgründe entspre-
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chen, um nach § 281 Abs 1 Z 3 StPO unbedenklich
zu sein. Kann man davon sprechen, dass der „Aus-
spruch des GH über entscheidende Tatsachen
(§ 270 Abs 2 Z 4 und 5 StPO)“ – maW die aus Erk
(§ 270 Abs 2 Z 4 [§ 260 Abs 1 Z 1] StPO) und Ent-
scheidungsgründen (§ 270 Abs 2 Z 5 StPO) gebil-
dete Summe der im Urteil genannten entscheiden-
den Tatsachen – mit sich selbst im Widerspruch
steht, liegt Nichtigkeit aus § 281 Abs 1 Z 5 (Fall 3)
StPO vor. Abweichungen des Erk zwar nicht in Hin-
sicht auf entscheidende Tatsachen, wohl aber mit
Bezug auf sonstige Individualisierungsmerkmale sind
hingegen Gegenstand der Z 3 des § 281 Abs 1 StPO.
OGH 29. 1. 2013, 14 Os 87/12v.

" § 83 Abs 4 StPO (§§ 58, 63 StPO):
Keine Vollmachtsauflösung durch Antrag auf Bei-
gebung eines Verfahrenshilfeverteidigers = EvBl-LS
2013/72
In einem Antrag auf „Gewährung von Verfahrens-
hilfe“ kann keine (schlüssige) Erklärung erblickt wer-
den, die Verteidigervollmacht zu kündigen.
OGH 12. 2. 2013, 11 Os 1/13a; 11 Os 10/13z.

" § 154 Abs 2, § 158e VersVG; §§ 105, 109 IO:
Auswirkung des Anerkenntnisses eines RA auf seine
Haftpflichtversicherung
Ein Rechtsanwalt hat eine Abtretungserklärung ver-
fasst, nach welcher ein Kreditnehmer seinen Erban-
spruch aus einem Verlassenschaftsverfahren bis zur
Höhe des finanzierten Betrags an die nunmehrige
Klägerin (eine Bank) abtritt. Beklagte ist die Haft-
pflichtversicherung des Rechtsanwalts. Der Ersatz-
anspruch wird damit begründet, dass der Rechtsan-
walt bei Verfassung der Abtretungserklärung die
Notariatsaktspflicht nicht beachtet hätte, weshalb
eine spätere exekutive Pfändung durch einen ande-
ren Gläubiger der Forderung der Klägerin vorgegan-
gen sei. Im Konkursverfahren über das Vermögen
des Rechtsanwalts wurde die klägerische Forderung
anerkannt. Die Klage gegen die Haftpflichtversiche-
rung wurde dennoch abgewiesen; hierzu der OGH:
Schließt der Versicherungsnehmer (RA) mit dem
Dritten (Klägerin) ohne Einwilligung des Versiche-
rers (Beklagte) einen Vergleich oder erkennt er des-
sen Anspruch an, entfalten der Vergleich oder das
Anerkenntnis im Deckungsprozess keine Wirkung.
Beim Anerkenntnis bliebe es nur dann, wenn sich
der Versicherungsnehmer nicht ohne offenbare Un-
billigkeit dem Vergleich oder dem Anerkenntnis
hätte entziehen können. Dies sei hier nicht der Fall.
Die Beweislast dafür, dass der Schaden bei gebote-
nem Verhalten nicht eingetreten wäre, trifft den Ge-
schädigten auch im Fall der Anwendbarkeit des
§ 1298 ABGB. Die gegenständliche Abtretung sei
nicht als Erbschaftskauf iSd § 1278 Abs 1 ABGB zu

sehen, das Formgebot des § 1278 Abs 2 AGBG sei
auch nicht analog anzuwenden.
OGH 23. 1. 2013, 7 Ob 189/12p EvBl 2013/88.

" § 6 Abs 2 Z 3 KSchG:
Nichtigkeit einer „Zwangskonvertierung“ (von CHF in
Euro)
Kreditnehmer akzeptierten ein Stop-loss-Limit zu
deren ausgenützter Fremdwährung (Schweizer Fran-
ken) in der Form, dass ab einer Kursschwankung von
15% (Kurs 1,29) aus der Währung in den Euro zu-
rück konvertiert werden muss. Die nunmehr be-
klagte Bank führte diese Zwangskonvertierung
durch, die Kreditnehmer begehrten aus dem Titel
des Schadenersatzes (ua) Zahlung der mit dem Vor-
gang zusammenhängenden Spesen, Gebühren und
der Zinsendifferenz. Der OGH sah die Konvertie-
rungsklausel als iSd § 6 Abs 2 Z 3 KSchG nicht ver-
bindlich an:
Zum Vorbringen der Beklagten, sie habe den Klä-
gern vor Abschluss der Vereinbarung eine umfas-
sende Belehrung erteilt, hält der OGH fest, es reiche
nicht aus, dass eine Vertragsbestimmung zwischen
den Vertragsparteien bloß erörtert und dem Ver-
braucher bewusst gemacht wird. Beim Kriterium
der Zumutbarkeit verweist der OGH auf die Wer-
tungen aus der E 8 Ob 49/12g: Selbst wenn die
schon bestellten Sicherheiten die Risikoerhöhung
abgedeckt haben sollten, habe für die Kläger bei Er-
reichen des Limits keine Möglichkeit bestanden, die
Konvertierung abzuwenden. Die Vertragsbestim-
mung widerspreche dem anerkennenswerten Inter-
esse der Kläger, ihr Risiko selbst abwägen zu können,
solange die Erfüllung ihrer Kreditverbindlichkeiten
nicht gefährdet ist.
OGH 24. 1. 2013, 2 Ob 22/12 t ecolex 2013/206,
522.

" §§ 84, 467 ZPO; § 89c GOG; § 5 ERV:
Verbesserung eines leeren Rechtsmittels im Elektroni-
schen Rechtsverkehr
Grundsätzlich ist ein Verbesserungsauftrag zu ertei-
len, wenn nichts darauf hindeutet, dass durch be-
wusst unvollständige Einbringung – etwa nur des
„Deckblatts“ (eines Rechtsmittels) – die Erschlei-
chung eines Verbesserungsauftrags – und damit eine
Fristverlängerung – erreicht werden sollte. Gerade
mit der automationsunterstützten Verfassung und
Einbringung von Schriftsätzen sind zahlreiche mög-
liche Fehlerquellen verbunden, weshalb bei im Elek-
tronischen Rechtsverkehr übermittelten Eingaben
eine Fehlerhaftigkeit oder Unvollständigkeit in der
Regel ohne jene böse Absicht erfolgt, die die vom
BerG herangezogene Rsp in den Griff bekommen
will.
OGH 21. 5. 2013, 1 Ob 70/13w Zak 2013/442, 242.
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Soziale Medien und private Homepages –
Über das Einstellen von Bildern fremder Personen
Von Dr. Paul Fischer, LL.M.oec., Wien. Der Autor ist Rechtsanwaltsanwärter in Wien.

Täglich werden tausende Fotos ins Internet gestellt. Dabei finden sich Bilder anderer Personen auf privaten, nicht
kommerziell genutzten Homepages, die mitunter über einen Loginbereich für registrierte Benutzer verfügen.
Ebenso können auf den meisten Social Media Sites Fotos auf die persönliche Pinwall eines Accounts hochgeladen
werden.
Wie sieht es mit dem Bildnisschutz nach § 78 UrhG aus, und wie weit reicht er? Genügt es, einen technisch ge-
schützten Bereich zu schaffen, sodass nur ein bestimmter Personenkreis auf die Bilder mit einem Passwort zu-
greifen kann, oder dürfen Privatfotos ohne Zustimmung des Abgebildeten gar nicht im Netz verbreitet werden?
Die gleiche Fragestellung trifft für Social Media Accounts zu.
Einige der Webdienste ermöglichen das „Taggen“ von Fotos, womit man darauf aufmerksam gemacht wird, dass
das eigene Bild auf einem fremden Account (Pinwall) aufscheint. Ein solcher Dienst wäre wohl unnötig, wenn das
Einstellen auf fremden Seiten unbegrenzt zulässig wäre.
Wie verhält es sich also rechtlich mit der Verbreitung von Bildern fremder Personen ohne deren Zustimmung auf
privaten Internetseiten?

I. Das Recht am eigenen Bild
Kernbestimmung zu dieser Frage ist § 78 UrhG. Die
durch ihn geschützte Rechtssphäre lässt sich wie folgt
zusammenfassen:
Einhelligkeit besteht darüber, dass § 78 UrhG eine

persönlichkeitsschützende Norm und eine Ausfüh-
rungsnorm des § 16 ABGB ist. Es handelt sich dabei
um ein höchstpersönliches Recht, das unter gewissen
Umständen auch den Angehörigen eines Verblichenen
zum Schutz seines Andenkens zusteht.1)
§ 78 UrhG hat den Zweck, die Veröffentlichung von

Bildern, die der verdienten Ehre des Abgebildeten
abträglich sein könnten, untersagen zu dürfen. Ein
Entgeltanspruch wie bei der Verletzung von Verwer-
tungsrechten (§ 86 UrhG) besteht nicht. Lediglich die
erlittene Kränkung kann gem § 87 Abs 2 UrhG ersetzt
werden. Die Rsp gewährt – bei einer realistischen Ver-
wertungsmöglichkeit des betroffenen Bildes – berei-
cherungsrechtlichen Ersatz aus § 1041 ABGB. Sie ist
damit allerdings restriktiv, weil nach demOGH die An-
sprüche aus der Verletzung des Bildnisschutzes ab-
schließend im UrhG geregelt sind.
Nicht das Bild an sich, sondern nur die berechtigten

Interessen des Abgebildeten werden von § 78 UrhG
geschützt. Unter jenen berechtigten Interessen versteht
die Rsp vielerlei, wobei sie sich seit Mitte der neunziger
Jahre auf die Wertungen des § 7a MedienG beruft:
Verletzt werden die Interessen jedenfalls bei Preisgabe
des Privatlebens, bei herabsetzenden, die Menschen-
würde beeinträchtigenden Bildern, bei der Verbreitung
zu Werbezwecken oder bei Eingriffen in die Intim-
sphäre. In allen Fällen greift § 78 UrhG nur dann ein,
wenn und soweit keine Zustimmung des Abgebildeten
für den konkreten Zweck der Verbreitung vorliegt.

Bei Veröffentlichungen im Zuge der Strafverfolgung
wird nach § 41 UrhG gesetzlich fingiert, dass das öf-
fentliche Interesse die privaten Interessen des Abgebil-
deten überwiegt; in allen anderen Fällen hat zur Zuläs-
sigkeit einer Bildnisveröffentlichung nach hL ein drei-
stufiger Test stattzufinden:
Erstens muss geprüft werden, ob überhaupt schutz-

würdige Interessen der Person durch die Veröffentli-
chung berührt werden. Das setzt zunächst voraus, dass
überhaupt eine Verbreitungshandlung an die Öffent-
lichkeit vorliegt. Bereits hier stößt man bei der vorlie-
genden Fragestellung auf ein Problem: Inwieweit gel-
ten eine private Homepage, ein Social Media Account
als öffentlich?
Zweitens muss, nach Bejahung eines schutzwürdigen

Interesses der Person, ein Interesse des Verbreiters ge-
prüft werden. Dieses wurde früher bei einem eigenstän-
digen Informationswert bejaht und führte seinerzeit de
facto zur Unverwertbarkeit von Personenbildern iZm
der Berichterstattung, weil praktisch nie ein solcher
Wert vorlag. Mittlerweile gehen Rsp und Lehre von ei-
nem flexiblen Interessenprinzip aus; dabei muss der
Verbreiter zumindest ein Interesse an der Verbreitung
behaupten.
Drittens werden die so ermittelten Interessen der ab-

gebildeten Person gegen die des Verbreiters abgewo-
gen. Das überwiegende Interesse gibt den Ausschlag,
ob eine Verbreitung zulässig ist oder nicht.
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II. Der Öffentlichkeitsbegriff
des UrhG

Uneinig scheint sich die Lehre über die Einheitlichkeit
des Öffentlichkeitsbegriffes des UrhG zu sein. Wäh-
rend Schumacher gegen ein solche auftritt, ist sie nach
Kodek, mit Ausnahme von § 18 UrhG, gegeben.2) Nach
§§ 8 und 9 UrhG sei „Öffentlichkeit“ iSv Allgemein-
heit, breites Publikum udgl zu verstehen.3) Dieser Be-
griff deckt sich eben nicht mit jenem des § 18a UrhG,
der vom Zurverfügungsstellungsrecht handelt.
Der OGH hat sich 1999 zum Öffentlichkeitsbegriff

nach § 78 UrhG näher geäußert:
„Um dem Wesen dieser Schutzbestimmung zu entspre-

chen, ist der darin enthaltene Begriff der Öffentlichkeit weit
auszulegen: Jede Verbreitungshandlung erfüllt – bei Vorlie-
gen der sonstigen Voraussetzungen – den Tatbestand des § 78
UrhG, bei der damit zu rechnen ist, daß das Bildnis dadurch
einerMehrzahl von Personen sichtbar gemacht wird. Gleich-
zeitigkeit der Wahrnehmung ist dabei nicht erforderlich.“4)

Der OGH definiert Öffentlichkeit iSd § 78 UrhG
also mit einer „Mehrzahl von Personen“. Unter Mehr-
zahl versteht das Wörterbuch das Gegenteil von Ein-
zahl. Damit ist klargestellt, dass bereits eine mögliche
Verbreitung an zwei Dritte eine Verbreitungshandlung
iSv § 78 UrhG ist. Eine private Homepage kann daher
sehr wohl zur Veröffentlichung iSd § 78 UrhG dienen.
Ob ein persönliches Band zwischen den Personen be-
steht (vgl zum Öffentlichkeitsbegriff der §§ 8 und 9
UrhG) oder nicht, ist nach dieser Entscheidung unwe-
sentlich, womit auch Freunde, die einander kennen,
unter diesen Begriff fallen können, wenn sie eine
„Mehrzahl“ sind. Daher fallen auch Aufnahmen auf ei-
ner Privatparty unter die Norm, selbst dann, wenn die
Bilder ausschließlich an die Partygäste, via eines zentra-
len Downloads oder per Massen-E-Mail, verbreitet
werden. Offen bleibt die Frage, ob das Zusenden vieler
einzelner E-Mails mit dem gleichen Bild an verschie-
dene Personen als Verbreitungshandlung iSd § 78
UrhG gilt. ME ist dies – aufgrund der gleichen fakti-
schen Wirkung – zu bejahen.
Hinzu kommt, dass eine Weiterverbreitung des Bil-

des auch ohne Zustimmung des Urhebers nach dem
Recht auf Privatkopie rechtlich nicht sanktioniert wer-
den kann, solange das Werk nicht der „Öffentlichkeit“
zur Verfügung gestellt wird.5)

Die oben zitierte Rsp des OGH von 1999 ist wahr-
lich zu begrüßen, stellt sie doch auf die Geeignetheit
des Mediums zur Verbreitung an eine Mehrzahl von
Personen – also mindestens zwei Drittel – ab.
Es ist argumentierbar, dass unterschiedliche Perso-

nengruppen dasselbe Bild verschieden wahrnehmen
und dass dadurch – je nach Empfänger – persönliche
Interessen des Abgebildeten möglicherweise beein-
trächtigt werden oder nicht. Stellt man jedoch auf einen

solcherart geformten subjektiven Öffentlichkeitsbegriff
ab, müsste man den Empfängerkreis einer jeden Inter-
netsite hinterfragen.
Nach dem Gesetz und der zitierten Judikatur kommt

es jedoch eben nicht darauf an, wen das Medium errei-
chen will. Entscheidend ist allein, ob eine Verbrei-
tungshandlung an jene „Mehrzahl von Personen“ vor-
liegt und ob berechtigte Interessen verletzt werden.
Während das berechtigte Interesse ohnehin nur vom
Abgebildeten behauptet und anhand der Judikatur ein-
zelfallbezogen überprüft werden kann, scheint die Ver-
breitungshandlung weiterhin ein objektiv zu beurtei-
lender Begriff zu sein. Genau hier fangen aber die Pro-
bleme an, da, um den gegenwärtigen Ansprüchen der
Informationsgesellschaft gerecht zu werden, im Bereich
der Social Media der Öffentlichkeitsbegriff eigentlich
ebenso subjektiv aufgefasst werden müsste.
Tatsächlich stößt ein solch subjektiv verstandener

Öffentlichkeitsbegriff auf unüberwindliche Schwierig-
keiten. Es ist einzusehen, dass, unter den gegebenen
rechtspolitischen Wertungsgesichtspunkten, nicht jede
zustimmungslose Verbreitung einer Fotografie an sich
erlaubt sein kann. Andererseits sollte nicht jedes Bild,
das lediglich innerhalb einer privaten Sphäre zirkuliert,
einen gerichtlich durchsetzbaren Unterlassungsan-
spruch begründen.
Der Gesetzgeber, der selbstverständlich bei der Fas-

sung des § 78 UrhG nichts von Internet und Sozialen
Medien ahnte, ging offensichtlich nur von einer Ver-
breitungshandlung an viele Menschen aus. Dies erklärt
sich aus den im Jahr der Gesetzeseinführung, 1936, zu-
gänglichen Medienformen, also Druckschriften, Kino
und Radio, die allesamt mit einer hohen Massenwir-
kung verbunden waren. Heutzutage erreichen private
Internetsites oder Social Media Accounts uU nur eine
ganz geringe Zahl von Menschen.
Vom objektiven Öffentlichkeitsbegriff abzugehen, ist

angesichts dieser unlösbaren Abgrenzungsfragen nicht
zu empfehlen; die Eignung des Mediums, bereits poten-
ziell zu einer Verbreitung an mehrere Personen zu führen,
ist der vom OGH korrekt erkannte Ansatzpunkt. Er
deckt sich überdies mit seiner weiter unten diskutierten
neuen Rsp, in der er die absolute Kontrolle des Abge-
bildeten über das eigene Bild fordert.
Es ist bei Webpages nicht auszuschließen, dass ent-

weder durch die nachträgliche Veränderung der Zu-
gangsberechtigungen Personen zur Internetsite gelan-
gen, die das jeweilige Personenbild nur unter Beein-
trächtigung schützenswerter Interessen des Abgebilde-
ten zu sehen bekommen, oder die das Bild unter der
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Berufung auf das Recht auf Privatkopie rechtmäßig ver-
vielfältigen und damit passiv weiterverbreiten können.6)
Damit wird das Bild aber schnell der Kontrolle des Ab-
gebildeten und des Fotografen entzogen, sodass er erst
von der (allerdings rechtswidrigen und nicht mehr vom
Recht auf Privatkopie gedeckten) Zurverfügungstel-
lung an die Öffentlichkeit iS einer breiten Allgemein-
heit erfährt, wenn es zu spät ist.
Ob der Abgebildete das seine Interessen beeinträch-

tigende Bild nun abmahnt oder nicht, bleibt ihm an-
heim gestellt. Er erwirbt durch die rechtswidrige Ver-
breitungshandlung lediglich ein Recht, keine Pflicht.
Damit ist einem subjektiv verstandenen Öffentlich-
keitsbegriff eigentlich Genüge getan: Befürchtet je-
mand, dass sein Bild an bestimmte Personen gerät, wo-
durch subjektive Interessen verletzt werden könnten,
kann er (vorbeugend) auf Unterlassung klagen, wenn
auch objektiv schutzwürdige Interessen beeinträchtigt
sind. Ist es ihm egal, an wen das Bild weiterverbreitet
wird, wird er seinen Anspruch schlicht nicht geltend
machen. Derjenige, der das Bild verbreitet, wird damit
angehalten, entweder den Abgebildeten vorher um Zu-
stimmung zu bitten oder jegliche, auch nur ansatzweise
verfängliche Bilder lieber nicht ins Netz zu stellen. Die-
ses Resultat wird durch die neueste Judikatur des OGH
nicht seinem Wesen nach verändert; es wird nur auf
den Moment der Aufnahme selbst erweitert (s dazu
die Ausführungen unten).
Das führt dogmatisch zB zur Konsequenz, Fotos von

Partygästen nicht ins Netz zu stellen, selbst wenn nur
dieselben Partygäste Zugang zur entsprechenden Foto-
galerie haben, denn in dieser Preisgabe des Privatlebens
könnte bereits eine Interessenverletzung liegen. Eine
Ausnahme ist nur bei einem überwiegenden Interesse
des Verbreiters denkbar.

III. Schutzwürdige Interessen
Vom Fall ausgehend, dass jemand ein Foto eines Be-
troffenen ins Internet stellt, das diesen in peinlicher
Pose zeigt, stellt sich die Frage, ob daraus bereits ein
Unterlassungsanspruch nach § 78 UrhG abgeleitet
werden kann. Der österr Gesetzgeber hat dazu 1936 –

in bewusster Abkehr von der deutschen Lösung, die
eine kasuistische Lösung normierte – ein flexibles Inte-
ressenprinzip eingeführt.7) Die Rsp hat viele, von der
Lehre kategorisierte Fallgruppen der schutzwürdigen
Interessen herausgearbeitet.
Bei der hier wesentlichen Fragestellung wird es um

die Fallgruppe „Entstellende bzw bloßstellende Bildnisse“
oder „Verletzung der Intimsphäre“ gehen.8) Letztere
Fallgruppe spiegelt das generelle Verbot wider, das Pri-
vatleben von Personen der Öffentlichkeit preiszugeben.

„Zur Privatsphäre eines Menschen zählen ua die Intim-
sphäre eines Menschen, seine spezifischen Interessen, Neigun-

gen und Gewohnheiten. Kennzeichnend für das Privatleben
ist die ‚Nichtöffentlichkeit‘, also der Umstand, dass die frag-
lichen Umstände nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sind.
Es geht dabei vor allem um Bereiche, die geheim sind und
zur sogenannten ‚Geheimsphäre‘ zählen, etwa das Intimle-
ben oder die geschlechtliche Orientierung.“ 9)

Anhand des Kriteriums „Nichtöffentlichkeit“ wird
die Frage, ob ein Partybild, das jemanden in einer un-
zweifelhaft angetrunkenen Pose zeigt, bereits die
Grenze der Privatsphärenpreisgabe überschreitet oder
nicht, zu bejahen sein. Ebenso, wenn derjenige auf ei-
nem Vereinsfest ein dummes Gesicht zieht, denn Ver-
einstätigkeit gehört wohl zu den erwähnten „spezifi-
schen Interessen, Neigungen und Gewohnheiten“. An-
dererseits lässt sich umgekehrt argumentieren, man
wäre auf einem Vereinsfest wieder in der Öffentlich-
keit, könne sich also nicht darauf berufen, hier keine
Fotografien zu erwarten.10)

Letzteres Argument hat für sich, dass Menschen sich
kultiviert benehmen sollten. Allein kann eine solche
Verhaltensanordnung keinem geltenden Gesetz ent-
nommen werden. Es gibt schlicht kein Verbot, „dumm
in die Kamera“ zu schauen.
Aber auch der einfachere Fall, dass jemand auf einem

grundsätzlich privaten, aber von vielen besuchten Fest
anstatt mit seiner Ehefrau mit seiner Freundin auf-
taucht, mag ein schutzwürdiges Interesse des Betroffe-
nen an der Nichtverbreitung eines entsprechenden
Schnappschusses begründen.
Wie man sieht, gibt es in der Fallgruppe des „Privat-

lebens“ einen sehr großen Graubereich.11) ME wird al-
lerdings durch ein Partybild allein nicht der höchstper-
sönliche Lebensbereich berührt, den der OGH ansatzweise
wie folgt definiert:

„Der Begriff des höchstpersönlichen Lebensbereiches soll
sich nach dem Willen des Gesetzgebers mit dem des Privat-
und Familienlebens im Sinne von Art 8 MRK decken, wobei
der EGMR den Begriff des Privat- und Familienlebens sehr
weit versteht (…). Wenngleich die genannte Bestimmung
nicht das gesamte private Leben eines Menschen schützt, um-
fasst der höchstpersönliche Lebensbereich aber insbesondere
jene Angelegenheiten, deren Kenntnisnahme durch Außen-
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6) Hier ist gemeint, dass viele Leute aufgrund des zentralen Zugriffs auf
eine Homepage rechtmäßige digitale Privatkopien des Bildes anfer-
tigen können; einen Link an weitere Personen zu übersenden, um zu
informieren, wo man das Bild herunterladen kann, ist rechtmäßig,
zumal es sich hier nicht um eine direkte und außerdem passive Ver-
breitungshandlung des urheber- bzw leistungsschutzrechtlich ge-
schützten Materials handelt.

7) Kodek in Kucsko, urheber.recht 1058.
8) Übernommen von Kodek in Kucsko, urheber.recht 1065.
9) OGH 11. 5. 2012, 4 Ob 51/12 x, Faschingsprinz.
10) Dies bildet ebenso in Deutschland einen Ausnahmefall vom generel-

len Veröffentlichungsverbot nach § 23 III des deutschen Kunsturhe-
bergesetzes.

11) Eine einfache Einteilung findet sich bei Frick, Persönlichkeitsrechte,
Juristische Schriftenreihe Bd 37 (1991) 182.
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stehende die persönliche Integrität im besonderen Maß be-
rührt; dazu gehören vor allem das Leben in der Familie,
die Gesundheitssphäre und das Sexualleben, aber auch Kon-
takte mit engsten Vertrauten (…).“12)
Da man sich auf einer Party oder einem Vereins-

abend zumindest in einer Halböffentlichkeit, aber si-
cher nicht im höchstpersönlichen Lebensbereich be-
wegt, muss ein Partybild daher zusätzlich herabsetzend,
entwürdigend oder entstellend wirken, um einen Un-
terlassungsanspruch nach § 78 UrhG zu rechtfertigen.
Die reine Preisgabe der Anwesenheit auf einem Fest
als schutzwürdiges Interesse einzustufen, ist bei einem
solchen Bild mangels Berührung des höchstpersönli-
chen Lebensbereichs abzulehnen. Wirkt hingegen das
Bild zusätzlich entstellend, herabsetzend oder entwür-
digend, muss ein schutzwürdiges Interesse angenom-
men werden.
Dem schutzwürdigen Interesse, dass das Privatleben

nicht preisgegeben wird, steht das Interesse des Ver-
breiters an der Berichterstattung über das Event gegen-
über. Ist die Darstellung des Abgebildeten vermeidbar,
ohne dass damit der Zweck der Berichterstattung un-
terlaufen wird, wird das Interesse des Abgebildeten
überwiegen. Ist das Interesse des Verbreiters aber hö-
her zu bewerten (zB bei einer Überraschungsparty hin-
sichtlich des Überraschten oder bei einem Stargast),
wird der Abgebildete mit privaten Interessen, die nicht
der höchstpersönlichen Sphäre entspringen, nicht
durchdringen.
Wie sieht es mit –mitunter vorkommenden Bildern –

Jugendlicher oder junger Erwachsener, die auf Partys
beim Drogenkonsum gezeigt werden, aus? Übernimmt
man die Wertungen des § 7a MedienG in § 78 UrhG,
wie es der OGH judiziert hat,13) muss auch dessen Ver-
botskatalog in Abs 2 beachtet werden: Bezieht sich das
Bild auf einen Jugendlichen oder bloß ein Vergehen
(zB die meisten Drogendelikte iZm kleinen Mengen),
so ist die Verbreitung eines Bildes, das denjenigen bei
der Begehung einer solchen gerichtlich strafbaren
Handlung zeigt, wegen der Beeinträchtigung seines
Fortkommens idR unzulässig. Da § 7a Abs 2 Z 1Medi-
enG nur das Opfer, aber nicht den Täter schützt, ist im
Fall des Drogenmissbrauchs nur § 7a Abs 2 Z 2 Medi-
enG schlagend. Denn es wird wohl kaumdemFortkom-
men des Betroffenen förderlich sein, wenn derartige Bil-
der im Internet kursieren und von jedem potenziellen
oder aktuellen Arbeitgeber gefunden werden können.
Spannender wird es allerdings bei Bildern, die einen

Menschen bei einer an sich nicht gerichtlich strafbaren
Handlung, wie beim Falschparken oder unterlassenem
Mülltrennen, zeigen. Diese Bilder sind nach den erläu-
ternden Grundsätzen nach dem MedienG veröffent-
lichbar, nach § 78 UrhG allerdings uU Schutzinteres-
sen beeinträchtigend. Falschparken kann per se nicht
als privat eingestuft werden, zumal es sich zwingend
im öffentlichen Raum abspielt.

In einem solchen Fall wird man wohl auf die umfang-
reiche Judikatur zur Berichterstattung über Kriminal-
fälle zurückgreifen können. Wegen der geltenden Un-
schuldsvermutung auch im Verwaltungsstrafverfahren
ist es nicht zulässig, vor einem rechtskräftigen Strafbe-
scheid ein entsprechend stigmatisierendes Bild zu veröf-
fentlichen.14) Zwar ist rechtswidriges Verhalten an sich
nicht schützenswert. Zu beachten ist jedoch, dass jegli-
che Veröffentlichung, die vor Rechtskraft einer solchen
Verurteilung ergeht und die den Betroffenen in den
Verdacht solcher Handlungen bringt, die seinem und
dem Anstandsgefühl seiner Umgebung widersprechen,
bereits berechtigte Interessen iSd § 78 UrhG verletzt.15)

IV. Hilfreiche Rechtsprechung
Unglücklicherweise hat der OGH in seiner E 8 ObA
136/00h v 5. 10. 2000 nicht begründet, wie er zu der
Feststellung einer Verletzung von § 78 UrhG durch die
ohne Zustimmung erfolgte Einstellung eines Mitarbei-
terfotos auf der Homepage des Arbeitgebers kam. Es ist
leider nicht mehr zu ermitteln, warum das Foto schutz-
würdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigte.

V. Zwischenergebnis
§ 78 UrhG bietet Schutz gegen die Verbreitung oder
Zurverfügungstellung von Personenfotos, deren Ver-
breitung der Abgebildete nicht zugestimmt hat, selbst
wenn sie nur auf einer privaten Homepage oder Social
Media Site ausschließlich bestimmten Personen zu-
gänglich sind. Schutzwürdige Interessen liegen jedoch
nicht immer zwangsläufig vor.
Erst nach Bejahung eines solchen Interesses hat über-

haupt eine Interessenabwägung mit dem Interesse an
der Verbreitung stattzufinden, die bei Eingriffen in
den höchstpersönlichen Lebensbereich immer, bei Be-
einträchtigungen lediglich des privaten Bereichs zumin-
dest häufig zuGunsten des Abgebildeten ausgehenwird.

VI. Bildnisschutz und Datenschutz
Soweit ersichtlich, wurde das Thema des Bildnisschut-
zes nach dem DSG 2000 bisher nur von Clemens Thiele
erörtert.16) Dabei bricht er eine Lanze für ein absolutes
Aufnahmeverbot bei fehlender Zustimmung des Abge-
bildeten, wenn nicht eine gesetzliche Ermächtigung
vorliegt, also bspw für Privatdetektive. Wie unten ge-
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12) OGH 16. 12. 2008, 11 Os 144/07 x.
13) OGH 23. 9. 1997, 4 Ob 184/97 f, Ernestine K.
14) Kodek in Kucsko, urheber.recht 1064.
15) OGH 8. 2. 1977, 4 Ob 304/77; ebenso Berka in Berka/Heindl/

Höhne/Noll, Mediengesetz Praxiskommentar3 § 7a MedienG Rz 11.
16) Thiele, Unbefugte Bildaufnahme und ihre Verbreitung im Internet –

Braucht Österreich einen eigenen Paparazzi-Paragrafen? RZ 2007, 2.
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zeigt wird, ist der OGH seiner Ansicht nunmehr –

wenngleich nicht auf Grundlage des DSG 2000 – im
Ergebnis gefolgt.
Fotos und Videos sind nach dem Wortlaut der Da-

tenschutz-RL Daten,17) doch berührt die reine Über-
mittlung eines Personenfotos ohne Verbindung mit
syntaktischen Zeichen oder Zeichenketten in der Regel
keine datenschutzrechtlichen Geheimhaltungsinteres-
sen des Betroffenen.18)
Einiges spricht überdies dafür, dass das Aussehen ei-

ner Person ein allgemein verfügbares Datum ist. Als sol-
ches würde es nicht unter den Schutzbereich des DSG
2000 fallen.19) Bejaht man hingegen ein generelles da-
tenschutzrechtliches Interesse an der Geheimhaltung
des Aussehens, müsste auch das Vermummungsverbot
auf öffentlichen Veranstaltungen20) diesen Interessen
gerecht werden und dürfte aufgrund des verfassungs-
rechtlichen Ranges des Grundrechts auf Datenschutz
verfassungswidrig sein, außer es liegt eine verhältnismä-
ßige gesetzliche Beschränkung vor, die sachlich gerecht-
fertigt ist. Bisher wurde das Vermummungsverbot aller-
dings nicht vom VfGH aufgehoben, was darauf schlie-
ßen lässt, dass es kein Grundrecht auf Schutz des Ausse-
hens in Österreich gibt. Es hat somit niemand das Recht
zu sagen, „er wandle mit derWolkenhülle der Pallas Athene
in der Welt herum, und es sei verboten, den gespenstigen
Schein zu zerstören, der sich um ihn hülle“.21) Ein solches
Recht ist nicht gleichzusetzenmit demneu geschaffenen
Unterlassungsanspruch der Aufnahme, der einen ande-
ren Inhalt hat (s dazu weiter unten).
Dazu kommt, dass auf Personenfotos zwangsläufig

die rassische Herkunft der Person (Europäer, Asiate,
Afrikaner oder eine Mischform) erkennbar sein wird
– ein sensibles Datum nach § 9 DSG 2000, und damit
würde der Urheber immer eine ausdrückliche, dh idR
mit Unterschrift versehene Einwilligungserklärung22)
des Fotografierten benötigen. Hier greift jedoch § 9
Z 10 DSG 2000 ein, der einen Ausnahmetatbestand
für private Zwecke iSd § 45 leg cit statuiert.
§ 45 Abs 1 DSG 2000 besagt: „Für ausschließlich per-

sönliche oder familiäre Tätigkeiten dürfen natürliche Perso-
nen Daten verarbeiten, wenn sie ihnen vom Betroffenen
selbst mitgeteilt wurden oder ihnen sonst rechtmäßigerweise,
insbesondere in Übereinstimmung mit § 7 Abs 2, zugekom-
men sind.“

VII. Private Zwecke
Werden Bilddaten übermittelt, ohne dass die Zustim-
mung des Betroffenen dazu vorliegt, und handelt es sich
dabei nicht mehr um ausschließlich persönliche oder
familiäre Zwecke, liegt darin nach dem Wortlaut des
§ 45 Abs 2 DSG 2000 ein datenschutzrechlicher Ver-
stoß. Damit erlangt der Begriff „persönliche Tätigkei-
ten“ jedoch eine enorme Bedeutung.

Was eine persönliche Tätigkeit ist, ist im Zweifel
eher eng auszulegen. Erfasst ist nach der Lehre jegliche
Verarbeitung am Heimcomputer, also in der heutigen
Diktion am ausschließlich privat genutzten Gerät (un-
ter Ausschluss gemischt genutzter Geräte wie idR
Notebooks, Blackberrys und mitunter I-Pads), die Füh-
rung von privaten Registern wie (elektronischen) Ad-
ressbüchern, Geburtstagskalendern und ähnlichem.23)
Ob ein Blog einen ausschließlich privaten Zweck ver-
folgt, wurde von Rsp oder Lehre bislang nicht geklärt.
Da die Literatur von einer „privaten Sphäre“

spricht,24) deckt sich dieser Begriff insoweit mit dem –

umgekehrt formulierten – Begriff der Öffentlichkeit
nach § 78 UrhG. Jedoch stellt § 45 DSG 2000 auf die
Verwendung durch natürliche Personen ab – damit fällt
ein Verein, der Bilder einer Vereinsfeier in der – aus-
schließlich Mitgliedern zugänglichen – Bildergalerie
ausstellt, nicht unter den Ausnahmetatbestand. Für die-
sen Fall erteilt allerdings § 9 Z 13 DSG 2000 die ent-
sprechende Befugnis.
Eine Vereinshomepage, auf der Bilder von Vereins-

mitgliedern ohne Beschränkung von jedermann einseh-
bar sind, ist als Datenanwendung iSd § 28 Abs 2 DSG
2000 zu betrachten und begründet daher – selbst bei
anzunehmender konkludenter Zustimmung der Abge-
bildeten – ein bedingungsloses Widerspruchsrecht der
Betroffenen. Dem Löschungsbegehren ist binnen acht
Wochen nach Aufforderung zu folgen.
Eine öffentlich zugänglicheDatei iSdDSG 2000 liegt

schon dann vor, „wenn sie einem nicht von vornherein be-
stimmten, nach außen hin begrenzten Personenkreis zugäng-
lich gemacht wird und der Zugang zur Datei nur von der
Entscheidung des Auftraggebers über das ausreichende be-
rechtigte Interesse des Abfragenden abhängig ist“.25)
Nichts spricht gegen die Übernahme der Maßstäbe

des § 14 DSG 2000 auch bei der Verwendung von Da-
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17) Erwgr 14 der Datenschutz-RL 46/95/EG vom 24. 10. 1995, der aber,
und das muss betont werden, von „personenbezogenen Bilddaten“
spricht; s auch Dohr/Pollirer/Weiss/Knyrim, DSG Datenschutzrecht,
Anm 2) zu § 4 DSG 2000 (68); s ebenso SA002 Nr 31 in Anlage 1
der StMV 2004, wo Lichtbilder als Daten aufgeführt sind. Die Da-
tumseigenschaft reiner Personenbilder ohne Zusätze scheint jedoch
strittig, vgl dazu die folgende Fußnote.

18) OGH 14. 11. 2000, 14 Os 128/00; in dieser E ließ der OGH offen, ob
ein Personenbildnis ohne weiteren Zusatz überhaupt ein Datum iSd
DSG darstellt.

19) § 1 Abs 1 DSG 2000.
20) § 9 Versammlungsgesetz, historisch jünger als das DSG 2000.
21) ErläutUrhG 1936 (abgedruckt bei Dillenz, Materialien zum österrei-

chischen Urheberrecht 160 f, zitiert in OGH 13. 9. 1999, 4 Ob 187/
99 z, und welche wiederum Kohler, Kunsthandwerkrecht 159, zitie-
ren).

22) Siehe Rundschreiben des BKA-VD, 810.008/1-V/1 a/85 v 10. 8.
1985.

23) Dohr/Pollirer/Weiss/Knyrim, DSG Datenschutzrecht Anm 1 zu § 45
DSG 2000 (281).

24) Ebd, Anm 2 zu § 45 DSG 2000 (282).
25) Ebd, E 7 zu § 28 DSG 2000, unter Bezug auf 6 Ob 156/09y 6 Ob

195/08g und 6 Ob 275/05 t.
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ten für private Zwecke. Gemäß § 14 DSG 2000 muss
jeder Auftraggeber und jeder Dienstleister über geeig-
nete und zumutbare Sicherheitsmaßnahmen bei der
Verarbeitung von Daten verfügen. Dies wird bei einem
angemessen passwortgeschützten Loginbereich anzu-
nehmen sein.26)
Hat der Auftraggeber, also in der Regel der über die

Bilder Verfügende, Schutzmaßnahmen unterlassen, wie
zB regelmäßige Updates der Firewall/des Virenschut-
zes zur Verhinderung des Eindringens von Spyware
oÄ, so hat er etwaige ungewollte Veröffentlichungen
zu verantworten. Dabei ist wohl auf die ihm technisch
und wirtschaftlich zumutbaren Maßnahmen Bedacht
zu nehmen (§ 14 Abs 2 letzter Satz DSG 2000).
Nach § 28 DSG 2000 könnte nach dem Grundsatz

„Das Grundrecht auf Datenschutz gilt immer“ jeder-
mann der Verwendung seines Bildes auch für rein pri-
vate Zwecke widersprechen; diese Sicht gerät aber in ei-
nen unauflösbaren Wertungswiderspruch mit § 78
UrhG. Um eine runde Lösung anzubieten, empfiehlt
sich, das schutzwürdige Geheimhaltungsinteresse für
die Fälle, in denen das Foto die private Sphäre nicht
verlässt, als nicht gegeben anzusehen. Das Bild bleibt
in diesen Fällen vor der Öffentlichkeit geheim, was
dem telos des DSG 2000 entspricht. Solange und soweit
das Bild folglich nicht Dritten, die nicht zur geschütz-
ten Sphäre gehören, zur Verfügung gestellt wird, be-
steht auch kein datenschutzrechtliches Widerspruchs-
recht des Betroffenen.

VIII. Das neue Aufnahmeverbot
nach 6 Ob 256/12h

Am 27. 2. 201327) folgte der OGH auf einmal und völlig
überraschend der Judikatur des BGH: Die rechtmäßige
Aufnahme von Personenfotos ist nunmehr von der Zu-
stimmung des Abgebildeten abhängig, außer, überwie-
gende Interessen des Fotografen sprächen gegen eine
notwendige Zustimmung.
Anlass war die Ablichtung eines Rechtsanwalts vor

Beginn einer Befundaufnahme. Die gegnerische Partei,
die ihren Fotoapparat wohl zum Schuss von Bildern
während der Befundung dabei hatte, knipste den An-
walt und die übrigen Anwesenden. Aufgefordert, dies
zu unterlassen und das Foto zu löschen, verneinte der
Fotograf das Löschen. Befragt, warum er denn das Foto
geschossen hätte, antwortete der spätere Beklagte: „Zur
Belustigung.“
Der OGH erblickte in der Aufnahme eine Beein-

trächtigung der Privatsphäre des Anwalts gem Art 8
EMRK. Der OGH stützte sich dabei auf keine positive
Rechtsnorm, die es in Österreich auch nicht gibt, son-
dern beruft sich auf eine richterliche Fortentwicklung
in Auslegung des § 16 ABGB, der nach hA allgemeinen
Persönlichkeitsschutz gewährt.

Der OGH geht mit diesem Erkenntnis jedoch nicht
von den in § 78 UrhG normierten Grundsätzen, na-
mentlich dem Interessenprinzip, ab.28) Im Gegenteil
kreiert er mit dieser Rechtsprechung ein eigenständi-
ges Recht auf Untersagung der Fotoaufnahme ei-
ner Person. Dieses Urteil erstreckt sich somit nicht
auf Verbreitungshandlungen von zulässigerweise ge-
schossenen Fotos, für die keine Zustimmung zur Ver-
öffentlichung vorliegt.
Die Begründung dieses neuen Verbots lautet imWe-

sentlichen: „Schon das damit [mit der Aufnahme, Anm
des Autors] verbundene fotografische Festhalten einer be-
stimmten Tätigkeit oder Situation kann vom Abgebildeten
als unangenehm empfunden werden und ihn an der freien
Entfaltung seiner Persönlichkeit hindern. Dies gilt insbeson-
dere in Anbetracht der Verbreitungs-, aber auch Manipula-
tionsmöglichkeiten durch die moderne (Digital-)Technik,
kann der Aufgenommene doch im Vorhinein nie wissen,
wie der Fotografierende die Aufnahme in der Folge verwen-
den wird.“29)

Der OGH begründet seine neue Judikatur einerseits
mit in der Minderheit stehenden Lehrmeinungen (ua
mit dem zitierten Artikel von Thiele,)30) andererseits
mit der Rsp des EGMR zu Art 8 EMRK.31)

Es ist weder Aufgabe der EMRK noch des EGMR,
jede Fallkonstellation der nationalen Rechte der Kon-
ventionsstaaten zu regeln. Im Gegenteil ist den natio-
nalen Gesetzgebern mangels eines einheitlichen euro-
päischen Standards ein weiter Ermessensspielraum
eingeräumt, den Schutz auf das Recht am eigenen Bild
näher zu garantieren.32) Dass die Staaten positive
Schutzpflichten treffen, die auch unter Privaten Wir-
kung entfalten, ist unbestritten.
Österreich ließ es jedoch bislang – ohne Einspruch

des EGMR – bei der Abbildungsfreiheit und des Schut-
zes vor störenden Veröffentlichungen nach § 78 UrhG
genügen. Ebenso war die Rechtsprechung des EGMR
bis 2010 ausschließlich auf die Veröffentlichung eines
Personenbildes gerichtet.
Im Fall Reklos u Davourlis gg Griechenland33) wurde

das Recht der Eltern, die Aufnahme ihres neuge-
borenen Kindes durch einen im Krankenhaus tätigen
Fotografen zu untersagen, bejaht. Insbesondere das
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26) Dazu detailliert Dohr/Pollirer/Weiss/Knyrim, DSG Datenschutzrecht
§ 14 DSG 2000.

27) OGH 27. 2. 2013, 6 Ob 256/12h, s auch Die Presse v 1. 4. 2013 mit
zutreffender Anm Zöchbauer.

28) Ebd, 6.1. ausdrücklich: „Hinsichtlich der missbräuchlichen Veröffent-
lichung bzw Ausstellung eines Bildes gewährt § 78 UrhG ohnedies
ausreichend Schutz, weil hiernach eine Veröffentlichung bzw Ausstel-
lung des Lichtbildes dann verboten ist, wenn eine Beeinträchtigung
schützenswerter Interessen des Abgebildeten vorliegt.“

29) Ebd, 6.2.
30) Oben, FN 16.
31) Grabenwarter, EMRK5 (2012) 232 ff.
32) Ebd, 260.
33) EGMR 15. 1. 2010, 1234/05.
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Recht, die Kontrolle über das eigene Foto als wesent-
lichen Aspekt der Persönlichkeit zu behalten, wurde
hier ins Treffen geführt. Es ist das erste Judikat des
Menschenrechtsgerichtshofs, das das Recht am eige-
nen Bild mit dem Schutz bereits im Moment der Fo-
toaufnahme ausstattet.
Der OGH führt diese Rsp insoweit konsequent in

Österreich ein, als er offensichtlich – wie es auch der
EGMR regelmäßig in Hinblick auf Art 10 EMRK tut
– eine Interessenabwägung fordert. Diese ist im Anlass-
fall jedoch mE missglückt.
Die Privatsphäre einer Neugeborenenstation mit

dem Auftreten eines Anwalts, der ohnehin eine Person
gesteigerten öffentlichen Interesses ist (wie das Beru-
fungsgericht richtig erkannte), gleichzusetzen, ohne
dass die Intim- oder Geheimsphäre des Anwalts er-
kennbar berührt gewesen wäre, und praktisch aus
dem „Unwohlsein“ beim Fotografiert-Werden ein
schutzwürdiges Interesse abzuleiten, geht etwas zu weit.
Derartige Situationen gehören zum Berufsrisiko eines
Rechtsanwalts. Streng gelesen setzte der OGH hier be-
reits ein schutzwürdiges Interesse des Rechtsanwalts
voraus, ohne dieses näher zu umschreiben.
Offensichtlich schließt sich der OGH damit der

deutschen Rechtslage zu Gänze an, führt er doch zu-
sammenfassend einige Grundsätze der deutschen Judi-
katur zur zulässigen Aufnahme von Personen an.34) Das
Erkenntnis kann damit nur so verstanden werden, als
dass für die Frage der Zulässigkeit von Aufnahmen,
die ohne Zustimmung des Abgebildeten vorgenommen
werden, ab nun die deutsche Rechtslage gilt.
Im Gegensatz dazu ist aus den erläuternden Bemer-

kungen bei der Einführung des § 78 UrhG 1936 zu er-
sehen, dass der österr Gesetzgeber das deutsche System
entschieden abgelehnt und bewusst das Interessenprin-
zip eingeführt hat.35) Wie das deutsche kasuistische Sys-
tem, das der BGH um ein systematisch damit stimmiges
Aufnahmeverbot erweitert hat,36) mit dem Interessen-
prinzip der österreichischen, nur auf Veröffentlichun-
gen zugeschnittenen Methodik harmonieren soll, ist
gänzlich unklar.
Es ist einerseits begrüßenswert, dass der OGH noch

vor dem Gesetzgeber, der eigentlich hiezu berufen
wäre, eine Norm schafft, die dem Zeitgeist und der
Forderung der wohl meisten Menschen entspricht, va
– und das ist unbestritten – wegen der fortschreitenden
technischen Missbrauchsmöglichkeiten. Andererseits
wird die weitere Rechtsprechung zeigen, welche schüt-
zenswerten Interessen nun genau dem To-be-Abgebil-
deten zukommen.
Die Zustimmung des Fotografierten ist natürlich

nicht schon per se eine Zustimmung zur Veröffentli-
chung seines Fotos, es sei denn, sie wäre anlässlich
der Aufnahme oder später ausdrücklich oder konklu-
dent gegeben worden. Damit behalten jedoch die obi-
gen Erwägungen zur Veröffentlichung auf privaten

Homepages und Social Media Accounts ihre uneinge-
schränkte Gültigkeit.

IX. Ergebnis
Der Schutzbereich für die Veröffentlichung von Perso-
nenfotos des § 78 UrhG wird durch das DSG 2000 er-
gänzt.
Solange Bilder lediglich für persönliche und fami-

liäre Zwecke verwendet werden, können sie jederzeit
beliebig in der privaten Sphäre verbreitet werden.
Die Veröffentlichung auf einer ungeschützten Web-

page ohne Zustimmung des Abgebildeten ist nach dem
Datenschutzrecht unzulässig, weil sie nicht mehr in der
privaten Sphäre erfolgt, und zieht ein nicht zu begrün-
dendes Widerspruchsrecht des Abgebildeten nach sich.
Eine ausdrückliche – idR unterschriebene – Zustim-
mungserklärung wegen Veröffentlichung eines sensib-
len Datums (nämlich: Rasse) zu verlangen, ist jedoch
eine zu extensive Auslegung des DSG 2000 und damit
abzulehnen.
Das DSG 2000 bietet Betroffenen einen wirksamen

Schutz gegen veröffentlichte Personenbilder. Einen
Anspruch auf Löschung auf einer angemessen pass-
wortgeschützten, nur einem bestimmten Personenkreis
zugänglichen privaten Homepage oder vergleichbaren
Datenanwendung (Blog, Social Media Pinwall) begrün-
det es nicht. Als Veröffentlichung gilt bereits eine un-
differenzierende Abfragemöglichkeit durch beliebige,
nicht unter der Kontrolle des Anbieters der Datenan-
wendung stehende Nutzer.
Das in 6 Ob 256/12h ausgesprochene grundsätzliche

Aufnahmeverbot, für das deutsches Recht anzuwenden
ist, erstreckt sich nicht auf Veröffentlichungen von Per-
sonenbildern. Für diese gilt weiterhin die österreichi-
sche Rechtslage, die vom flexiblen Interessenprinzip
geprägt ist. Ob ein schutzwürdiges Interesse des Foto-
grafierten bereits vorauszusetzen ist oder ob zusätzliche
Interessen iS der bisherigen österr Judikatur zu § 78
UrhG im Moment der Aufnahme hinzutreten müssen,
wird die künftige Rsp zu klären haben.
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34) 6 Ob 256/12h, 6.3.
35) Frick, Persönlichkeitsrechte 108 mit Verweis auf Peter, Das österrei-

chische Urheberrecht (1954) 616 f; Kodek in Kucsko, urheber.recht
1058.

36) BGH NJW 1995, 1955.

Soziale Medien und private Homepages – Über das Einstellen von Bildern fremder Personen
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Rechtsanwälte und Volksanwaltschaft
Von MR Dr. Martin Hiesel, Wien. Der Autor arbeitet seit 2002 als Jurist in der VA. Zuvor war er jahrelang zunächst
verfassungsrechtlicher Mitarbeiter am VfGH und anschließend Referent im BKA-VD. Zahlreiche Publikationen auf
dem Gebiet des Verfassungs- und Verwaltungsrechts sowie der Rechtsvergleichung.

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte wie auch die Volksanwaltschaft sind dazu berufen, sich in ihrem jewei-
ligen Aufgabenbereich für die Wahrung des Rechts einzusetzen. Der vorliegende Beitrag geht der Frage nach, un-
ter welchen Voraussetzungen es gerade für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte besonders sinnvoll sein kann,
Eingaben an die Volksanwaltschaft zu richten.

I. Einleitung
Im hektischen Berufsalltag erscheint es für viele
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte verständlicher-
weise nicht unbedingt naheliegend, Eingaben an die
Volksanwaltschaft (im Folgenden: VA) zu verfassen.
Zum einen erscheint dies vielfach nicht erforderlich,
da die formalen Voraussetzungen für eine solche Ein-
gabe um vieles geringer sind als etwa in Bezug auf Ein-
gaben an die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts –

und es daher keiner anwaltlich ausformulierten Schrift-
sätze bedarf, um ein Prüfungsverfahren zu initiieren.1)
Zum anderen erscheint es in vielen Fallkonstellationen
aus verschiedenen Gründen oft zweckmäßiger, den je-
weils vorgesehenen Instanzenzug zu beschreiten.2)
Und schließlich gibt es Bereiche, in denen der VA
nur eine eingeschränkte oder sogar gar keine Prüfzu-
ständigkeit zukommt.3)
Gleichwohl wäre es jedoch falsch, anzunehmen, dass

sich die Tätigkeitsfelder der Rechtsanwältinnen und
der Rechtsanwälte mit der Arbeit der VA nicht in viel-
fältiger Weise überschneiden.4) Eine genaue Betrach-
tung zeigt vielmehr, dass es Fallkonstellationen gibt,
in denen es gerade für Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte sehr sinnvoll sein kann, mit der VA in Kontakt
zu treten. Die wichtigsten dieser Fallgruppen werden
nachfolgend näher erörtert.

II. Versäumung einer
Rechtsmittelfrist

Es ist eine durch und durch triviale Einsicht, dass der
Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Frist
zur Erhebung eines Rechtsmittels in jedem behördli-
chen Verfahren grundlegende Bedeutung zukommt.
Wird diese Frist versäumt, ist die Beschreitung des In-
stanzenzugs sehr schwierig, wenn nicht gar unmöglich.
Zwar gibt es das Instrument der Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand sowie das Instrument der Wieder-
aufnahme des Verfahrens. Allerdings ist sowohl eine
Wiedereinsetzung als auch eine Wiederaufnahme nur
unter bestimmten materiellen und formellen Voraus-
setzungen möglich, wobei insb die Frist zur Einbrin-
gung entsprechender Anträge gesetzlich begrenzt ist.

Bedauerlicherweise kommt es indes immer wieder
vor, dass Bürgerinnen und Bürger auf behördliche Ent-
scheidungen zu langsam reagieren, die Rechtsmittel-
frist ungenützt verstreichen lassen und erst nach deren
Verstreichen Kontakt mit einer Rechtsanwältin bzw ei-
nem Rechtsanwalt aufnehmen.5) In einer solchen Fall-
konstellation liegt naturgemäß regelmäßig weder ein
Wiedereinsetzungs- noch ein Wiederaufnahmegrund
vor, weil innerhalb der offenen Rechtsmittelfrist keine
Einbringung des Rechtsmittels beabsichtigt war und
auch nichts nachträglich hervorgekommen ist, was eine
Wiederaufnahme des Verfahrens in Ansehung der
maßgeblichen Rechtslage rechtfertigen würde. Die
Einbringung eines solchen Antrages wäre daher nicht
erfolgversprechend.
Im Wege einer Volksanwaltschaftsbeschwerde kann

ein entsprechender rechtskräftiger, aber möglicher-
weise rechtswidriger Bescheid jedoch dennoch be-
kämpft werden. Denn die Formulierung des Art 148a
Abs 1 B-VG, wonach sich jedermann bei der VA be-
schweren kann, „soweit ihm ein Rechtsmittel nicht
oder nicht mehr zur Verfügung steht“, wird seitens
der VA und der einhelligen Lehre seit jeher dergestalt
ausgelegt, dass „der Grund für diese Unmöglichkeit
(sc: der Ergreifung eines Rechtsmittels) ebenso ir-

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09

1) Grob gesagt muss sich eine Beschwerde an die VA auf eine Angele-
genheit der staatlichen Verwaltung beziehen, die in die Prüfzustän-
digkeit der VA fällt, der Beschwerdeführer von dem von ihm behaup-
teten Missstand nachteilig betroffen sein und ihm ein Rechtsmittel
nicht oder nicht mehr zur Verfügung stehen.

2) So etwa, wenn letztlich die Verfassungsmäßigkeit der einem Be-
scheid zugrunde liegenden Rechtsvorschriften einer Überprüfung
durch den VfGH in einem Verfahren nach Art 144 B-VG zugeführt
werden soll.

3) So etwa in Bezug auf Gerichtsurteile oder die Verwaltung des Landes
Vorarlberg.

4) Zu den vielfältigen Funktionen der VA s Hiesel, Die Funktionen der
Volksanwaltschaft, JAP 2009/2010, 147. Zur seit 1. 7. 2012 gelten-
den Verfassungsrechtslage, die die Kompetenzen der VA beträchtlich
erweitert hat, jüngst ders, Die Aufwertung der Volksanwaltschaft,
Jahrbuch Öffentliches Recht 2013 (2013) 229.

5) Dies geschieht zB im Führerscheinrecht, wo Inhaber einer Lenkbe-
rechtigung deren Befristung oft zunächst hinnehmen, sich später
aber dann doch zusehends darüber ärgern, und mutmaßen, dass
die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Befristung in ihrem Fall
nicht vorliegen.
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relevant ist wie ein allfälliges Verschulden des Be-
troffenen“.6) In diesem Zusammenhang ist auch zu be-
tonen, dass es für die Erhebung der Volksanwalt-
schaftsbeschwerde keine Frist gibt, sohin also auch
ein seit langem rechtskräftiger Bescheid noch einer
Überprüfung durch die VA zugeführt werden kann.
In Ansehung dieser – sehr rechtsschutzfreundlichen

– Verfassungsrechtslage erscheint es zweckmäßig, bei
erfolgter Fristversäumung ohne Vorliegen eines Wie-
dereinsetzungs- oder Wiederaufnahmegrundes die Be-
denken ob der Rechtmäßigkeit des betreffenden Be-
scheides fundiert ausgeführt gegenüber der VA gel-
tend zu machen. Diese kann in weiterer Folge im Rah-
men ihres Prüfungsverfahrens, sofern die Bedenken ob
der Rechtmäßigkeit des Bescheides geteilt werden, der
in Betracht kommenden Behörde (bzw der sachlich in
Betracht kommenden obersten Behörde) die Aufhe-
bung dieses Bescheides empfehlen. Dies ist in der
Praxis insb dann der Fall, wenn von der Bescheidaufhe-
bung keine weiteren Verfahrensparteien nachteilig be-
troffen sind.

III. Reformbedarf der
geltenden Rechtslage

In der Praxis treten immer wieder Fälle auf, in denen
das geltende Recht – rechtspolitisch betrachtet – zu un-
billigen Ergebnissen führt. Dies ist insoweit nicht
weiter verwunderlich, als selbst der klügste Gesetzge-
ber unmöglich alle Auswirkungen einer Regelung vo-
raussehen kann. Insoweit muss es daher in der Voll-
zugspraxis immer wieder vorkommen, dass eine recht-
lich zwingend gebotene Vorgangsweise in Einzelfällen
zu unbilligen (und vom Gesetzgeber so vielleicht gar
nicht beabsichtigten) Härten führt, die eine Gesetzes-
änderung rechtspolitisch geboten erscheinen lässt. Zu-
dem können geänderte rechtliche oder gesellschaftliche
Rahmenbedingungen eine ursprünglich allgemein als
vernünftig empfundene Regelung nunmehr als unzeit-
gemäß erscheinen lassen.
Ist eine Rechtsanwältin oder ein Rechtsanwalt im

Rahmen ihrer bzw seiner Tätigkeit mit einer solchen
Regelung konfrontiert, so wäre es zweckmäßig, die
VA davon in Kenntnis zu setzen. Diese hat dann die
Möglichkeit, im Rahmen ihres nächsten Berichts
an den zuständigen Gesetzgeber auf die betref-
fende, unbefriedigende Gesetzesbestimmung hin-

zuweisen und Änderungen der Gesetzeslage anzu-
regen. Damit kann ein wichtiger Beitrag zur Fortent-
wicklung der Rechtslage geleistet werden, auch wenn
eine Änderung der Rechtslage dem jeweiligen Mandan-
ten bzw der jeweiligen Mandantin regelmäßig nicht
rückwirkend zu Gute kommen wird.

IV. Besondere Wahrnehmungen
Da Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte berufsbe-
dingt sehr viel mit Verwaltungsbehörden zu tun haben,
verfügen sie oft über ein enormes Wissen, welche Pro-
bleme es bei diesen Behörden (zB schlechte Bescheid-
begründungen, regelmäßig lange Bearbeitungszeiten,
unfreundliches Verhalten einzelner Mitarbeiterinnen
oder Mitarbeiter etc) gibt. Insoweit erscheint es nahe-
liegend, von der Möglichkeit Gebrauch zu machen,
die VA von auf Grund dieses Wissens vermuteten Ver-
waltungsmissständen in Kenntnis zu setzen. Diese kann
entsprechende Eingaben – auch losgelöst von konkre-
ten Fällen – zum Anlass nehmen, ein amtswegiges Prü-
fungsverfahren einzuleiten und in weiterer Folge mit
dem ihr zur Verfügung stehenden Instrumentarium
auf die Beseitigung von darin festgestellten Verwal-
tungsmissständen drängen.

V. Schlussbemerkung
Die VA hat sich längst zu einem Verfassungsorgan ent-
wickelt, dass in der österr Rechtsordnung einen wichti-
gen Platz einnimmt. Eine verstärkte Inanspruchnahme
der VA durch Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
wäre im Interesse der Wahrung und Weiterentwick-
lung des Rechts sehr positiv zu bewerten.
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6) So wörtlich Mayer, B-VG4 (2007) Art 148a B-VG I.3. IdS insb auch
Thienel, Art 148a B-VG, in Kneihs/Lienbacher (Hrsg), Rill-Schäffer-
Kommentar Bundesverfassungsrecht (2. Lfg 2002) Rz 9 mit zahlrei-
chen weiteren Literaturnachweisen.
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Honoraransprüche des Rechtsvertreters
pflegebefohlener Personen
Dr. Michael Battlogg, Schruns. Der Autor ist seit dem Jahr 2000 selbständiger Rechtsanwalt in Schruns und war an
diesem Verfahren als Kläger beteiligt.

I. Allgemeines
Die Bestellung eines Sachwalters stellt für jede Person
einen weitreichenden Eingriff dar, welcher durchaus
geeignet ist, sie in zahlreichen Lebensbereichen einzu-
schränken. Es ist daher nur sachgerecht, wenn in peri-
odischen Abständen überprüft wird, ob die Aufrechter-
haltung einer Sachwalterschaft notwendig ist. Eine
Sachwalterschaft ist immer dann zu beenden, wenn
die betroffene Person die Hilfe eines Sachwalters nicht
mehr benötigt. Die Einschränkung der Sachwalter-
schaft hat zu erfolgen, wenn die Aufgaben, die dem
Sachwalter übertragen wurden, vermindert werden
sollen.1)

II. Rechtsvertretung nach
Sachwalterbestellungen

Selbst nach Einführung des AußStrG 2005 war in
der Rsp lange Zeit nicht geklärt, ob sich ein Pflege-
befohlener, für den ein Sachwalter bestellt wurde,
nach rechtskräftiger Bestellung des Sachwalters einen
weiteren Rechtsvertreter frei wählen darf. Die
Gründe, warum ein Pflegebefohlener danach trach-
tet, nach rechtskräftiger Bestellung eines Sachwalters
einen weiteren Rechtsvertreter zu bevollmächtigen,
sind vielfältig. Der Besachwalterte ist mit den Vertre-
tungshandlungen des bestellten Sachwalters nicht
einverstanden, dies kann insb die Art der Vermö-
gensverwaltung durch den bestellten Sachwalter be-
treffen. Der Besachwalterte kann während aufrechter
Sachwalterschaft auch Bestrebungen entwickeln, eine
Aufhebung bzw Einschränkung der Sachwalterschaft
herbeizuführen.
In der Vergangenheit hat bei Teilen der Rsp die

Rechtsmeinung vorgeherrscht, dass nach rechtskräfti-
ger Bestellung eines Sachwalters die besachwalterte
Person keinen weiteren Rechtsvertreter bevollmächti-
gen kann. Dies wurde als rechtlich nicht möglich einge-
stuft bzw als unzulässig erachtet. Die sogenannte mate-
riellrechtliche Unwirksamkeit der Bestellung eines wei-
teren Rechtsvertreters führte dann konsequenterweise
dazu, dass die vom Vertreter des Pflegebefohlenen ein-
gelegten Verfahrensschritte auch verfahrensrechtlich
als unzulässig beurteilt wurden. Die materiell- und ver-
fahrensrechtliche Unwirksamkeit der Bevollmächti-
gung eines weiteren Rechtsvertreters neben dem

rechtskräftig bestellten Sachwalter ergab daher ein ho-
mogenes Erscheinungsbild.
Es wurde dabei folgende Rechtsauffassung vertreten:
Gemäß § 281 Abs 2 ABGB habe die behinderte Per-

son das Recht, von beabsichtigten, ihre Person oder ihr
Vermögen betreffenden wichtigen Maßnahmen, vom
Sachwalter rechtzeitig verständigt zu werden und sich
hiezu, wie auch zu anderen Maßnahmen in angemesse-
ner Frist zu äußern; diese Äußerung sei zu berücksich-
tigen, wenn der darin ausgedrückteWunsch demWohl
der behinderten Person nicht weniger entspreche. Hier
versuche der Betroffene, die Bemühung des Sachwal-
ters zum Verkauf seines Liegenschaftsvermögens zur
Deckung offener Verbindlichkeiten zu verhindern. Er
habe im Verfahren erster Instanz ausreichend Gelegen-
heit erhalten, zu den Verkaufsbemühungen des Sach-
walters und zu den beabsichtigten Kaufverträgen Stel-
lung zu nehmen. § 281 Abs 1 ABGB legitimiere jedoch
den Betroffenen nicht auch zur Erhebung von Rekur-
sen in Angelegenheiten der Vermögensverwaltung
und Verwertung, die ausdrücklich dem Sachwalter
übertragen worden seien. Dem Betroffenen stehe kein
Rekursrecht gegen Entscheidungen über die Regelung
von Vermögensangelegenheiten zu. Die Verpflichtung
des Sachwalters, die Interessen des Betroffenen best-
möglich zu wahren, sei in Verbindung mit der amtswe-
gigen Prüfung des Gerichtes, das wesentliche Verfü-
gungen über das Vermögen des Betroffenen zu geneh-
migen habe, ausreichend, um den Betroffenen zu schüt-
zen. Die Vorgangsweise des Betroffenen lege den
Verdacht nahe, dass er die ihm zustehenden Rechte
zu seinem Nachteil ausübe, indem er das Verfahren er-
heblich verzögere. Die für die offenen Verbindlichkei-
ten weiterlaufenden Zinsen bedrohen die Möglichkeit,
die offenen Verbindlichkeiten aus dem Verwertungser-
lös gänzlich zu tilgen, um dem Betroffenen ein Restver-
mögen zu erhalten.2)
Die Rechtsmeinung der Vorinstanzen war insoweit

unlogisch, als sie die Zulässigkeit des Rechtsmittels da-
von abhängig machte, ob dies geeignet war, Nachteile
für die Pflegebefohlenen herbeizuführen. Wenn jedoch
eine Verfahrenshandlung, insb die Ergreifung eines
Rechtsmittels aus rechtlichen Gründen, etwa wegen
Verfristung oder Unanfechtbarkeit der Entscheidung,
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1) Vgl Feil/Marent, AußStrG 245.
2) Vgl OGH 9. 6. 2009, 4 Ob 100/09y.
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als unzulässig erachtet wird, erübrigt sich gerichtlicher-
seits eine inhaltliche Überprüfung des Rechtsmittels.
Es ist jedoch ein Widerspruch in sich, ohne inhaltliche
Überprüfung eines Rechtsmittels dieses gleich vorab als
nachteilig für den Pflegebefohlenen einzustufen, da
denklogischerweise nur eine inhaltliche Behandlung
des Rechtsmittels eines Pflegebefohlenen gegen einen
Beschluss im Sachwalterschaftsverfahren die Beurtei-
lung zulässt, ob der angestrebte Erfolg des Rechtsmit-
tels für den Pflegebefohlenen nachteilig ist. Ohne in-
haltliche Überprüfung eines Rechtsmittels besteht gar
keine Möglichkeit zu beurteilen, ob der angestrebte
Rechtsmittelerfolg für den Pflegebefohlenen Nachteile
in sich birgt.
Die Zurückweisung eines Rechtsmittels bei gleich-

zeitiger Vorwegnahme der inhaltlichen Überprüfung,
ohne diese jedoch tatsächlich durchzuführen, beinhal-
tet einen dogmatisch unhaltbaren Anachronismus, der
viel eher geeignet ist, einem Pflegebefohlenen Rechts-
nachteile zuzufügen, als die inhaltliche Überprüfung
des von ihm durch seinen Rechtsvertreter eingebrach-
ten Rechtsmittels. Anzumerken ist an dieser Stelle, dass
es in diesem Fall ausschließlich die zuständigen Ge-
richte in der Hand haben, durch zeitnahe Erledigung
eingebrachter Rechtsmittel Verzögerungsschäden
zum Nachteil des Pflegebefohlenen hintan zu halten.
Zum Inhalt der Handlungsfähigkeit einer Person, für

die ein Sachwalter bestellt ist, vertrat der OGH zur
Rechtslage vor dem AußStrG 2005 wiederholt folgende
Ansicht:

„Besteht nach der rechtskräftigen Bestellung eines
Sachwalters im Pflegschaftsverfahren zwischen dem
Sachwalter und dem Betroffenen Uneinigkeit über eine
wichtige Frage im Sinne des § 273a Abs 3 ABGB, etwa
über die Berechtigung oder Zweckmäßigkeit einer vom
Sachwalter beabsichtigten, der Genehmigung des
Pflegschaftsgerichtes bedürfenden Maßnahme, hat der
Betroffene ein eigenes Rekursrecht, weil nur dadurch
eine erhebliche Verletzung der Interessen des Betroffe-
nen durch Handlungen seines gesetzlichen Vertreters
und die diese Handlungen genehmigenden Entschei-
dungen des Pflegschaftsgerichtes hintan gehalten wer-
den kann.“
Der Betroffene kann aber auch einen Rechtsanwalt

zur Wahrung seiner Interessen bevollmächtigen, es
sei denn, er wäre offenkundig unfähig, den Vollmachts-
zweck zu erfassen; dies gilt auch nach Inkrafttreten des
AußStrG 2005, weil dessen §§ 119 und 120 imWesent-
lichen § 238 AußStrG aF entsprechen. Fehlt es dem
Betroffenen an der geistigen Reife zur Formulierung
seines Standpunktes, ist gegebenenfalls ein Kollisions-
kurator zu bestellen.3)
An dieser Auffassung ist auch nach Inkrafttreten des

AußStrG 2005 festzuhalten.
Im Sachwalterschaftsverfahren besteht mit § 127

AußStrG eine Sondernorm, die die Rekurslegitima-

tion regelt und klarstellt, dass auch eine betroffene
Person Rekurs erheben kann. Auch im Verfahren
über die Beendigung, Einschränkung oder Erweite-
rung der Sachwalterschaft ist ein Volljähriger, für
den ein Sachwalter bestellt ist, im Rahmen des Wir-
kungskreises des (einstweiligen) Sachwalters verfah-
rensfähig.4)
Im Sachwalterbetreuungsverfahren – also nach

rechtswirksamer Sachwalterbestellung und außerhalb
der Beendigung, Einschränkung oder Erweiterung –

fehlt eine § 127 AußStrG vergleichbare Bestimmung.
Dieses Verfahren ist grundsätzlich nach den Bestim-
mungen des allgemeinen Teils des AußStrG abzuwi-
ckeln. Die Rechtsmittellegitimation ergibt sich somit
aus der Parteistellung iSd § 2 AußStrG.
An der Parteistellung des Betroffenen im Sachwalter-

betreuungsverfahren besteht kein Zweifel. Partei ist
jede Person, soweit ihre rechtlich geschützte Stellung
berührt wird oder durch vom Gericht in Aussicht ge-
nommene Entscheidung oder durch eine sonstige ge-
richtliche Tätigkeit unmittelbar beeinflusst würde. In
einem Verfahren betreffend eine pflegschaftsgerichtli-
che Genehmigung besitzt (nur) der Betroffene Partei-
stellung; er allein ist rechtsmittellegitimiert.
Dem Betroffenen kommt daher auch bei einer Un-

einigkeit zwischen ihm und seinem Sachwalter über
eine der pflegschaftsgerichtlichen Genehmigung un-
terliegende Frage ein Rekursrecht zu. Der Pflegebe-
fohlene bzw Betroffene ist daher berechtigt, sich zur
Einbringung des Rekurses eines Rechtsanwaltes zu be-
dienen.
Durch die Rekurslegitimation im Sachwalterbetreu-

ungsverfahren werden die gesetzlich vorgesehenen Äu-
ßerungs- und Informationsrechte ergänzt und sinnvoll
erweitert, da die Rekurslegitimation des Besachwalter-
ten im Sachwalterbetreuungsverfahren sachgerechter-
weise dazu führt, den Betroffenen bzw Besachwalterten
vor Rechtsnachteilen zu schützen, die dadurch eintre-
ten, dass der Sachwalter Rechtshandlungen der pfleg-
schaftsgerichtlichen Genehmigung zuführen möchte,
welche für den Pflegebefohlenen nachteilig sind bzw
in einem Stadium pflegschaftsgerichtlicher Genehmi-
gungen vom Sachwalter beantragt werden, in welchem
noch keine ausreichende Sachverhaltsgrundlage ge-
schaffen wurde, die auf der Sachverhaltsebene einer ab-
schließenden rechtlichen Beurteilung zugänglich wäre,
ob die in Aussicht genommene Rechtshandlung tat-
sächlich zum Wohl des Pflegebefohlenen ist.
Der OGH vertritt daher die zutreffende Rechtsauf-

fassung, dass der Betroffene im Sachwalterbetreuungs-
verfahren nach dem Vorbild der §§ 127, 128 Abs 1
AußStrG in einem Interessenwiderstreit zwischen Be-
troffenem und Sachwalter hinsichtlich der pflegschafts-
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gerichtlichen Genehmigung unterliegenden Maßnah-
men rekurslegitimiert ist. Der Betroffene kann wegen
der insoweit bestehenden, den im § 127, 128 Abs 1
AußStrG geregelten Fällen, vergleichbaren Interessen-
lage eine Überprüfung dieser Entscheidung im Rechts-
mittelverfahren herbeiführen. Voraussetzung dafür ist
wie bisher, dass der Betroffene aufgrund seiner Behin-
derung des Gebrauches der Vernunft nicht gänzlich be-
raubt und deswegen geschäftsunfähig ist, er also we-
nigstens erkennt, dass und zu welchem Zweck er Voll-
macht erteilt hat.
Zusammenfassend gilt:
Im Sachwalterbetreuungsverfahren steht der betrof-

fenen Person, die des Gebrauches der Vernunft nicht
gänzlich beraubt und deswegen geschäftsunfähig ist,
bei Uneinigkeit zwischen ihr und dem Sachwalter über
eine Maßnahme, die der Genehmigung des Pfleg-
schaftsgerichtes bedarf, ein eigenes Rekursrecht gegen
eine dem Willen des Sachwalters folgende gerichtliche
Entscheidung auch dann zu, wenn die bekämpfte Ent-
scheidung in den Wirkungskreis des Sachwalters fällt.
Anhaltspunkte dafür, dass der im vorliegenden Fall

Betroffene offenkundig unfähig wäre, den Zweck einer
Vollmachtserteilung zu erfassen, sind nicht zu erken-
nen.5)

III. Entlohnung des Sachwalters
Geht man davon aus, dass ein Betroffener immer dann
berechtigt ist, sich auch während aufrechter Sachwal-
terschaft eines Rechtsfreundes zu bedienen, um Maß-
nahmen des Sachwalters zu bekämpfen und er diesbe-
züglich nicht gänzlich des Gebrauches der Vernunft
beraubt ist, der Betroffene somit seinen freien Willen
dahingehend bilden kann, dass er mit Maßnahmen
des Sachwalters nicht einverstanden ist und in weiterer
Folge auch in der Lage ist, einen Vollmachtszweck zu
erfassen, stellt sich die Frage, ob zugleich mit der Be-
vollmächtigung des Rechtsanwaltes eine Beauftragung
bzw Ermächtigung des Rechtsanwaltes bzw Notars ein-
hergeht.
Nach einer jüngst ergangenen E des LG Feldkirch

hat es die Rechtsauffassung vertreten, dass infolge Be-
stellung eines Sachwalters die Betroffene keinen
Rechtsvertreter beauftragen könne, der sie iZm einer
beabsichtigten Aufhebung der Sachwalterschaft ver-
tritt. Dies wurde damit begründet, dass die Bestellung
des Sachwalters zur Vertretung in allen über das Alltäg-
liche hinausgehenden finanziellen Angelegenheiten so-
wie bei der Vertretung gegenüber privaten Geschäfts-
partnern der Mitwirkung des Sachwalters bedürfe, wes-
halb der entsprechende Sachwalterbestellungsbeschluss
konstitutiv wirke.
Die besachwalterte Person sei daher nur fähig, den

Anwalt zu ermächtigen, nicht jedoch zu beauftragen.

Die Bevollmächtigung sei verfahrensrechtlich gültig.
Ein Bevollmächtigungsvertrag komme jedoch infolge
Geschäftsunfähigkeit der Besachwalterten nicht in
Frage. Nicht maßgeblich sei, ob die besachwalterte
Person auch erkennen konnte, dass eine Anwaltsvoll-
macht auch eine Honorarpflicht auslöst und diesbezüg-
lich ihre Einsicht und Urteilsfähigkeit nicht beeinträch-
tigt ist.
Zusammenfassend vertritt daher das LG Feldkirch

die Rechtsauffassung, dass auch besachwalterte Perso-
nen, deren Einsicht und Urteilsfähigkeit in Bezug auf
eine grundlegende Honorarpflicht gegenüber dem An-
walt nicht beeinträchtigt ist, keine Verpflichtung trifft,
die mit der Bevollmächtigung des Anwaltes einherge-
hende Honorarpflicht zu erfüllen.6)
Grundsätzlich besteht tatsächlich in jenen Fällen

keine Verpflichtung zur Honorierung des beigezoge-
nen Anwaltes, wenn die Voraussetzungen für die Ver-
fahrenshilfe vorliegen, welche im Wege der Verfah-
renshilfe auch die unentgeltliche Beigebung eines
Rechtsanwaltes rechtfertigen würden, um die Aufhe-
bung einer Sachwalterschaft zu bewirken.
Wenn jedoch die betroffene Person ohne Gefähr-

dung ihres Lebensunterhaltes aufgrund ihrer Einkom-
mens- und Vermögenssituation problemlos in der Lage
ist, das entsprechende Anwaltshonorar zu bezahlen, ist
eine Verpflichtung zur Bezahlung des Anwaltshonora-
res aus den nachstehenden Gründen zu bejahen:
Das Urteil des LG Feldkirch stützt sich auf die E

SZ 28/59. Dieser E des OGH ist Folgendes zu entneh-
men:

„Die Bevollmächtigung ist eine einseitige Willenser-
klärung, durch welche Stellvertretungsbefugnis ge-
schaffen, also bewirkt wird, dass der Bevollmächtigte
im Namen des Vollmachtgebers und mit Rechtswirk-
samkeit für diesen handeln kann. Der Bevollmächti-
gungsvertrag hingegen ist ein Vertrag, durch den der
Bevollmächtigte nicht nur ermächtigt, sondern auch
verpflichtet wird, im Rahmen eines Anderen Rechts-
handlungen vorzunehmen. Die Bevollmächtigung be-
ruht in der Regel auf einem Bevollmächtigungsvertrag,
sie muss aber nicht darauf beruhen. Es ist durchaus
möglich, dass bloß die Ermächtigung zur Vertretung
erteilt und auch angenommen wird, ohne die Ver-
pflichtung hiezu aufzuerlegen.“7)
Der OGH führt in diesem Zusammenhang weiters

aus:
„Aus diesen Grundsätzen folgt, dass in allen Fällen,

in denen ein mündig mj. oder sonst beschränkt Hand-
lungsfähiger befugt ist, im streitigen oder außerstreiti-
gen Verfahren ohne Mitwirkung seines gesetzlichen
Vertreters einzuschreiten, der von ihm mit ordnungs-
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5) Vgl OGH 4 Ob 100/09y.
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gemäßer Vollmacht Bevollmächtigte in diesem Verfah-
ren wirksam auftreten kann, ohne dass der Nachweis
der Einwilligung des gesetzlichen Vertreters oder des
Gerichtes zur Bevollmächtigung erforderlich ist. Die
Gültigkeit des Bevollmächtigungsvertrages allerdings
hängt, wenn der beschränkt Handlungsfähige dem Be-
vollmächtigten ein Honorar versprochen hat und dieses
Honorar den für den Verpflichtungsfähigen des mj. in
§ 246 ABGB gesteckten Rahmen übersteigt, gemäß
§ 865 ABGB von dieser Einwilligung ab. Wird sie nicht
erteilt, hat dies zur Folge, dass der beschränkt Hand-
lungsfähige nicht zur Zahlung des vereinbarten Hono-
rars und der Bevollmächtigte nicht zur Durchführung
der Vertretung verpflichtet ist. An der verfahrensrecht-
lichen Gültigkeit der vom Bevollmächtigten erteilten
Stellvertretungsbefugnis wird dadurch nichts geän-
dert.“8)
Diese Rsp darf als überholt bezeichnet werden. Sie

steht zunächst im Widerspruch zur E des OGH v
9. 6. 2009, 4 Ob 100/09y. Wenn der Betroffene offen-
kundig fähig ist, den Vollmachtszweck zu erkennen, um
sich eines Rechtsvertreters zu bedienen, der Maßnah-
men des Sachwalters bekämpft bzw die Aufhebung
der Sachwalterschaft anstrebt, so geht mit der geistigen
Fähigkeit zur Bevollmächtigung des entsprechenden
Rechtsfreundes auch die Fähigkeit des Betroffenen ein-
her, den Rechtsfreund diesbezüglich zu ermächtigen.
Dies entspricht bereits der Rsp des OGH der Vergan-
genheit.9) Wenn nunmehr die Fähigkeiten des Betroffe-
nen gegeben sind, den Rechtsanwalt zu bevollmächti-
gen und zu ermächtigen, ist nicht logisch nachvollzieh-
bar, wieso dem Pflegebefohlenen die geistige Einsicht
fehlen soll, den von ihm ausgewählten Anwalt gleich-
zeitig mit seiner Vertretung zu beauftragen. Eine Fall-
konstellation, dass der Betroffene nur über die geistigen
Fähigkeiten verfügt, einen Anwalt zu bevollmächtigen
bzw im Innenverhältnis zu ermächtigen, nicht jedoch
zu beauftragen, ist nahezu nicht vorstellbar, da der Laie
nicht zwischen Bevollmächtigung, Ermächtigung und
Beauftragung differenziert, sondern sich lediglich der
unjuristischen Willensbildung hingibt, einen Anwalt
aufzusuchen, um diesen bei der Bewältigung eines
Rechtsproblems um Hilfe zu ersuchen. Diese Willens-
bildung ist bei juristisch nicht gebildeten Laien stets
dieselbe, unabhängig von der Bestellung eines Sachwal-
ters, wobei selbstverständlich all jene Personen ausge-
klammert sind, welche aufgrund ihrer geistigen Beein-
trächtigungen nicht mehr in der Lage sind, einen Wil-
len zu bilden, der auf die Beiziehung eines Rechtsan-
waltes zur Bewältigung eines Rechtsproblems abzielt.
Personen, die einen Rechtsanwalt um Hilfe bitten,

erwarten von diesem regelmäßig, dass sich dieser ver-
pflichtet fühlt, für sie einzuschreiten. Sie verlassen sich
sozusagen auf das Einschreiten des Rechtsanwaltes. Die
Sachverhaltskonstellation, dass der Anwalt nach Bevoll-
mächtigung nur nach Belieben tätig wird, bedürfte

wohl einer gesonderten, speziellen Vereinbarung, da
die rechtsuchende Bevölkerung in der Regel vom be-
vollmächtigten Rechtsanwalt erwartet, dass dieser für
sie tätig werden muss und nicht nur nach Belieben tätig
wird. Auf das Tätigwerden des Rechtsanwaltes muss so-
zusagen Verlass sein.
Selbst wenn der Rechtsanwalt nur auf Basis einer Er-

mächtigung im Innenverhältnis tätig wird, seine Tätig-
keiten jedoch in gleicher Art und Weise ausrichtet, als
ob ein Auftrag zugrunde liegt, ist die dem Mandanten
des Rechtsanwaltes zukommende anwaltliche Vertre-
tungsleistung, unabhängig davon, ob eine Ermächti-
gung oder ein Bevollmächtigungsvertrag vorliegt, von
gleicher Qualität bzw Wirkung auf die Rechtssphäre
des Mandanten. Da somit die Rechtswirkungen anwalt-
licher Vertretungsleistungen die Rechtssphäre des
Mandanten unabhängig von Beauftragung oder Er-
mächtigung im Innenverhältnis berühren, besteht auch
keine Veranlassung, diesbezüglich in Bezug auf die
Verpflichtung zur Zahlung des Anwaltshonorars Diffe-
renzierungen vorzunehmen.
Dies lässt sich ua an dem Beispiel festmachen, dass

der vomRechtsanwalt eingebrachte Rekurs unabhängig
vom Vorliegen einer Beauftragung bzw Ermächtigung
geeignet ist, eine Überprüfung der angefochtenen ge-
richtlichen Entscheidung herbeizuführen.
In diesem Zusammenhang ist auch die Argumenta-

tion nicht tragfähig, dass der Honoraranspruch des ein-
schreitenden Rechtsanwaltes zu verneinen ist, wenn der
Sachwalter das Einschreiten nicht genehmigt. Diese
Argumentation übersieht, dass der Betroffene ohne Zu-
stimmung seines Sachwalters grundsätzlich berechtigt
ist, sich sowohl bei Einleitung, bei aufrechtem Sachwal-
terbetreuungsverfahren als auch iZm der Aufhebung
des Sachwalters einer rechtsfreundlichen Vertretung
zu bedienen. Wenn schon von Gesetzes wegen keine
Genehmigungspflicht des Sachwalters gegeben ist,
kann logischerweise der Honoraranspruch des ein-
schreitenden Rechtsvertreters nicht von der gesetzlich
gar nicht vorgesehenen Genehmigung des Sachwalters
abhängig gemacht werden, da im Lichte der E des
OGH v 9. 7. 2009, 4 Ob 100/09y, die Bestimmungen
der §§ 127 und 128 Abs 1 AußStrG auf die gesamte
Dauer des Sachwalterschaftsverfahrens anzuwenden
sind, auch wenn die rechtsfreundliche Vertretung des
Pflegebefohlenen während aufrechter Sachwalterschaft
in diesen Gesetzesbestimmungen keine ausdrückliche
Erwähnung findet.
Demzufolge kann die fehlende Verpflichtung zur

Regulierung des Anwaltshonorars auch nicht mit einer
mangelnden pflegschaftsgerichtlichen Genehmigung
begründet werden, da die gesamte rechtsfreundliche
Vertretung eines Pflegebefohlenen ausschließlich mit

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09

8) Vgl OGH 7. 12. 1955, 7 Ob 530/55.
9) Vgl 7 Ob 530/55.

Abhandlungen

Honoraransprüche des Rechtsvertreters pflegebefohlener Personen
Autor: RA Dr. Michael Battlogg, Schruns



489

seiner Fähigkeit zu einer entsprechenden Willensbil-
dung im Zusammenhang steht und nicht von der Zu-
stimmung des Sachwalters bzw einer nachfolgenden
pflegschaftsgerichtlichen Genehmigung abhängig ist.
Weiters ist auch unter Bezugnahme auf die E SZ 28/
259 darauf zu verweisen, dass der OGH in den Grenzen
des zwischenzeitlich aufgehobenen § 246 ABGB eine
Leistungspflicht des beschränkt Handlungsfähigen als
gegeben erachtet hat. § 246 ABGB hatte den Rege-
lungsinhalt, dass Minderjährige auch ohne Einwilli-
gung ihres Vormundes über jene Vermögenswerte ver-
fügen konnten, welche sie durch eigene Dienstleistun-
gen und eigenen Fleiß erworben haben bzw nach Errei-
chung der Mündigkeit konnten Personen zufolge
dieser Gesetzesbestimmung auch über all jene Vermö-
genswerte frei verfügen, die ihnen zu ihrem Gebrauche
eingehändigt wurden.
Soweit Pflegebefohlene trotz Bestellung eines Sach-

walters zumindest über Teile ihres Geldes frei verfügen
können bzw ihnen Teile ihres Vermögens zur freien
Verwendung überlassen werden, besteht auch im
Lichte der E des OGH, 7 Ob 530/55, kein Zweifel an
der Verpflichtung des Pflegebefohlenen, zumindest in
diesem Umfang angefallene Anwaltshonorare zu be-
zahlen.
Letztendlich nicht tragfähig erscheint auch die Argu-

mentation, dass die Bestellung eines Sachwalters kon-
stitutiv in Bezug auf die gänzliche Verneinung eines
Honoraranspruches des Rechtsanwaltes wirkt. Dem
ist zunächst entgegenzuhalten, dass insb der nach
rechtskräftiger Bestellung eines Sachwalters beigezo-
gene Rechtsanwalt nicht Partei des seinerzeitigen Sach-
walterschaftsbestellungsverfahrens war. Der Sachwal-
terschaftsbestellungsbeschluss kann daher in Bezug
auf den Honoraranspruch des Anwaltes keine negativen
Rechtsfolgen herbeiführen, da gerichtliche Beschlüsse
und Urteile nur gegenüber jenen Personen wirken,
welche Parteien der Beschlussfassung bzw Urteilsfin-
dung des vorangegangenen Verfahrens waren. Die
konstitutive Rechtswirkung eines Sachwalterschafts-
bestellungsbeschlusses wird in Bezug auf die rechts-
freundliche Vertretung des Pflegebefohlenen aufgrund
der Bestimmungen der §§ 127 und 128 AußStrG
durchbrochen und entfaltet keine konstitutive Rechts-
wirkung zum Nachteil des beigezogenen Anwaltes, so-
fern der Pflegebefohlene die grundsätzliche Einsichts-
fähigkeit in Bezug auf die Bevollmächtigung des Anwal-
tes iZm dem Sachwalterschaftsverfahren besitzt.
Gelingt daher dem beigezogenen Anwalt der Nach-

weis, dass der Betroffene auch unter medizinischen Ge-
sichtspunkten eine Urteils- und Einsichtsfähigkeit in
Bezug auf die Bevollmächtigung und Beauftragung
des Anwaltes besaß, ist an der Verpflichtung des Betrof-
fenen zur Zahlung des angemessenen Anwaltshonora-
res nicht zu zweifeln, sofern die Voraussetzungen für
die Bewilligung der Verfahrenshilfe nicht vorliegen.

Auch bereicherungsrechtliche Grundlagen rechtfer-
tigen diese Annahme, da die Beiziehung eines Rechts-
anwaltes für den Pflegebefohlenen zu dessen klarem
und überwiegendem Vorteil ist, wenn durch Beizie-
hung eines Rechtsanwaltes die Aufhebung bzw Ein-
schränkung eines Sachwalterschaftsverfahrens bewirkt
wird, da die betroffene Person dadurch ihre volle bzw
eine erweiterte Handlungsfähigkeit zurückgewinnt.
Dies gereicht der betroffenen Person zweifellos zu ih-
rem klaren und überwiegenden Vorteil. Gleiches muss
gelten, wenn vom RekG eine erstgerichtliche E des
Pflegschaftsgerichtes abgeändert oder aufgehoben
wird. Die Erwirkung einer rechtsrichtigen pflegschafts-
gerichtlichen E ist immer zum klaren und überwiegen-
den Vorteil des Pflegebefohlenen.
Wenn der Sachwalter sich durch die beantragte E

schadenersatzpflichtig macht, die erstinstanzliche E
des Pflegschaftsgerichtes amtshaftungsbegründend auf
einer unvertretbaren Rechtsauffassung beruht, können
die anwaltlichen Vertretungskosten des Pflegebefohle-
nen sogar auf Dritte überwälzt werden, weshalb auch
diese Überlegungen gegen eine prinzipiell unentgeltli-
che Tätigkeit des rechtsfreundlichen Vertreters des
Pflegebefohlenen spricht, da zivilrechtliche Schutznor-
men nicht darauf abzielen, schädigendes Verhalten ge-
genüber dem Pflegebefohlenen schadenersatzrechtlich
nicht zu sanktionieren.
An der Rechtswirksamkeit des Bevollmächtigungs-

vertrages ist auch in all jenen Fällen nicht zu zwei-
feln, in denen zwar rechtskräftig, von der Sache her
jedoch unzutreffend ein Sachwalter bestellt wurde.
Dies trifft insb dann zu, wenn sich iZm dem eingelei-
teten Verfahren zur Aufhebung der Sachwalterschaft
ergibt, dass schon die seinerzeitige Bestellung eines
Sachwalters auf einem unrichtigen Sachverständigen-
gutachten beruhte. Dies ist insb dann anzunehmen,
wenn sich nachweisen lässt, dass die betroffene Per-
son zu keinem Zeitpunkt an einer geistigen oder kör-
perlichen Einschränkung gelitten hat, welche ihre
Handlungsfähigkeit und davon abgeleitet ihre Ge-
schäftsfähigkeit beschränkt hat. Dies trifft umso mehr
zu, wenn die betroffene Person trotz Bestellung eines
Sachwalters eine grundlegend richtige Vorstellung
vom Wesen einer Vollmacht besitzt und zudem über
die Einsichts- und Urteilsfähigkeit verfügt, dass die
Erteilung einer Anwaltsvollmacht mit der Verpflich-
tung zur Bezahlung eines Anwaltshonorars einher-
geht.

IV. Zusammenfassung
Die §§ 127 und 128 AußStrG begründen immer dann
einen Honoraranspruch eines einschreitenden Rechts-
vertreters einer pflegebefohlenen Person im Sachwal-
terschaftsverfahren, wenn die grundlegende Einsichts-
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und Urteilsfähigkeit der Betroffenen in Bezug auf die
Bevollmächtigung und Beauftragung eines Anwaltes
gegeben ist und die pflegebefohlene Person das
grundlegende Wesen der Bevollmächtigung und des
damit notgedrungenermaßen einhergehenden Bevoll-
mächtigungsvertrages besitzt. Weitere Voraussetzung
für die Entgeltlichkeit der anwaltlichen Vertretungs-
leistung ist, dass die Voraussetzungen für die Bewilli-
gung der Verfahrenshilfe zur unentgeltlichen Beigabe
eines Rechtsvertreters nicht vorliegen, die anwaltliche
Vertretungsleistung mangelfrei erbracht wird. Die
entgeltliche Beigabe eines Rechtsanwaltes bzw die un-
entgeltliche Bestellung eines Rechtsanwaltes im Rah-
men der Verfahrenshilfe zugunsten einer pflegebefoh-

lenen Person im Rahmen eines Sachwalterschaftsver-
fahrens ist auch ein Gebot der Fairness, da sich pfle-
gebefohlene Personen gegen Maßnahmen eines häufig
rechtskundigen Sachwalters nur dann effektiv zur
Wehr setzen können, wenn es ihnen gestattet ist,
ebenfalls durch Beiziehung eines Rechtsanwaltes für
ihre rechtsfreundliche Vertretung Sorge zu tragen.
Die Verneinung des Honoraranspruches des Anwaltes
ist daher durchaus geeignet, die betroffene Personen
in ihren civil rights gem Art 6 MRK zu beeinträchti-
gen, da notgedrungenermaßen die Bereitschaft zur
Vertretung betroffener Personen dann abnimmt,
wenn diese Vertretungsleistungen in jedem Fall un-
entgeltlich erbracht werden müssen.
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Europa aktuell

Freundschaftsabkommen zwischen
Österreich und Italien
Präsident Wolff unterzeichnet in Rom ein
Abkommen betreffend die wechselseitige
Anerkennung von Fortbildungsveranstaltungen für
Rechtsanwälte

Am 20. 6. 2013 unterzeichneten der Präsident des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK)

Dr. Rupert Wolff und der Präsident des Consiglio Nazi-
onale Forense (CNF) Prof. Avv. Guido Alpa feierlich
ein Abkommen über die wechselseitige Anerkennung
von Fortbildungsveranstaltungen für Rechtsanwälte.

Präsident Prof. Avv. Guido Alpa und Präsident Dr. Wolff
bei der Unterzeichnung des Abkommens
Fotonachweis: Dietmar Dworschak – Anwalt Aktuell

Mit diesem freundschaftlichen Abkommen haben die
österreichische und die italienische Anwaltschaft ver-
einbart, die im Zuge der verpflichtenden anwaltli-
chen Fortbildung durch italienische Anwälte in Ös-
terreich und österreichische Anwälte in Italien er-
worbenen Fortbildungseinheiten, wechselseitig anzu-
erkennen.
Für Italien heißt das, dass fast 250.000 Anwälte eine

österreichische Fortbildung in ihrer Heimat beruflich
einsetzen können, in Österreich eröffnet sich für rund
5.900 Anwälte eine entsprechende Chance.
Es ist uns damit gelungen, die Möglichkeiten im

Rahmen der Verpflichtung unserer Rechtsanwälte sich
beruflich fortzubilden, grenzüberschreitend zu fördern,
so Präsident Wolff, der sich weitreichende Synergien
erwartet.
Den Text des Abkommen können Sie gerne auf un-

serer Homepage www.rechtsanwaelte.at unter der
Rubrik „Gesetzestexte“ nachlesen.

Mag. Eva-Elisabeth Röthler

Kollektiver Rechtsschutz, aber keine
„class action“ für Europa
D ie Europäische Kommission fordert alle EU-Mit-

gliedstaaten auf, binnen zwei Jahren ein Instru-
ment des kollektiven Rechtsschutzes auf nationaler
Ebene einzurichten. Damit sollen die Verbraucher in
die Lage versetzt werden, Rechtsverletzungen durch
Unterlassungs- oder Schadenersatzklagen zu verfolgen.
Sowohl die bestehenden als auch die künftigen Rechts-
schutzinstrumente der Mitgliedstaaten sollen nach den
gleichen, in der unverbindlichen Empfehlung C (2013)
3539 der Europäischen Kommission vom 11. 6. 2013
enthaltenen Grundsätzen ausgestaltet werden. Als Pa-
ket hat die Europäische Kommission zugleich einen
Richtlinienvorschlag vorgestellt, der Verfahrenshin-
dernisse und Rechtsunsicherheiten bei Schadenersatz-
klagen wegen Verstößen gegen das Wettbewerbsrecht
beseitigen soll, hierfür jedoch keine spezifischen kollek-
tiven Rechtsschutzmaßnahmen vorsieht.

Empfehlung zum kollektiven Rechtsschutz
Die empfohlenen Prinzipien für den kollektiven
Rechtsschutz sollen den bestehenden europäischen
Rechtstraditionen Rechnung tragen und jedenfalls ver-
hindern, die Auswüchse des US-amerikanischen „class
action“ Systems in die Europäische Union zu importie-
ren. Sie entsprechen weitgehend den Forderungen des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages. So ist
besonders positiv, dass in einer Abkehr von früheren
Ansätzen nunmehr die Einführung des „Opt-In“-Prin-
zips angeregt wird, nach dem die Klagepartei nur durch
ausdrückliche Zustimmung ihrer Mitglieder gebildet
werden kann und es jedem Betroffenen bis zum Urteil
freisteht, der Klagepartei beizutreten oder sie zu verlas-
sen. Bestehende „Opt-Out“-Systeme in manchen EU-
Ländern müssen mit Gründen der ordnungsgemäßen
Rechtspflege gerechtfertigt werden.
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Zu begrüßen sind auch weitere, wichtige Verfahrens-
garantien wie der Grundsatz, dass die unterlegene Par-
tei dem obsiegenden Gegner die Verfahrenskosten zu
ersetzen hat („loser pays“), das Verbot bzw die nur un-
ter strikten Auflagen zulässige Vereinbarung erfolgsab-
hängiger Honorare oder das Verbot von „punitive da-
mages“, also des Strafschadenersatzes. Bedenklich
stimmt hingegen die Empfehlung, neben der „norma-
len“ Kollektivklage, in der sich verschiedene Betroffene
zu einer Klagepartei zusammenschließen, auch eine
Verbandsklage vorzusehen, die nur durch Behörden
oder ad hoc zu bildende und von den Mitgliedstaaten
zu akkreditierende Verbraucherschutzorganisation im
Namen der betroffenen Konsumenten eingereicht wer-
den kann.
Diese Verbände sollen zwar gemeinnützig sowie per-

sonell,finanziell und organisatorisch ausreichend ausge-
stattet sein. Auch soll ihr Verbandsziel einen direkten
Zusammenhang mit dem in der Verbandsklage angeru-
fenen Unionsrecht aufweisen. Doch bleibt offen, wie
kontrolliert werden kann, dass diese Voraussetzungen
auch wirklich erfüllt sind, und verhindert, dass unerfah-
rene oder schlecht organisierte Verbände die Justizsys-
teme lahm legen oder gar die Interessen der durch sie
vertretenen Konsumenten schädigen. Ein höchst uner-
wünschter Seiteneffekt der Empfehlung wäre auch, dass
dieMitgliedstaaten demBeispiel Frankreichs folgenund
ein System einrichten, in dem Kollektivklagen nur in
Form von Verbandsklagen eingereicht werden können.
Dadurch würden Konsumentenschutzverbände zu Fil-
tern für den Rechtszugang der Konsumenten. Der ein-
zelne Rechtsuchende hätte keinen direkten Zugang
zum Recht mehr und könnte sich nicht mehr von der
Person seiner Wahl beraten und vertreten lassen.
Nach dem Willen der Europäischen Kommission

soll die zentrale Rolle bei Massenprozessen dem Rich-
ter zukommen, der jederzeit darüber zu wachen hat,
dass kein Missbrauch mit dem Rechtsinstrument be-
trieben wird. Eine Finanzierung des kollektiven
Rechtsschutzes durch Dritte wird nicht ausgeschlossen,
soll jedoch bestimmten Bedingungen insbesondere hin-
sichtlich der Transparenz genügen, um Interessens-
konflikten vorzubeugen. Jeder Mitgliedstaat soll ein na-
tionales elektronisches Verzeichnis der anhängigen
Kollektivklagen führen, das jedem Unionsbürger in
Europa offen steht und in dem die nationalen kollekti-
ven Rechtsschutz- und Streitschlichtungsinstrumente
erläutert werden.

Richtlinienvorschlag für Schadenersatzklagen
bei Wettbewerbsverstößen

Gleichzeitig mit den Empfehlungen zum kollektiven
Rechtsschutz hat die Europäische Kommission einen
Richtlinienvorschlag veröffentlicht, der Opfern von
Schäden durch Wettbewerbsverstöße die Schadens-
ahndung vor Gericht erleichtern soll. Nach dem Vor-
schlag sollen die zuständigen Gerichte die Offenlegung
von Beweismitteln durch das beklagte Unternehmen
oder einen Dritten anordnen können und zwar unab-
hängig davon, ob das betreffende Beweismittel auch
in den Akten einer Wettbewerbsbehörde enthalten
ist. Dabei sind die Gerichte gehalten, die Verhältnismä-
ßigkeit zu gewährleisten. Ausnahmen hiervon sind vor-
gesehen, wenn die Offenlegung die behördliche Durch-
setzung der Wettbewerbsvorschriften gefährdet. Auch
zur Wahrung des Geschäfts- und Berufsgeheimnisses
ist eine explizite Regelung vorgesehen.
Ferner soll Entscheidungen der Europäischen Kom-

mission und nationaler Wettbewerbsbehörden europa-
weit Beweiskraft in Gerichtsverfahren erwachsen. Da-
rüber hinaus wird eine Regel zur Umkehr der Beweis-
last vorgeschlagen, wonach das beschuldigte Unterneh-
men beweisen muss, dass kein Schaden beim Kläger
vorliegt. Schließlich sieht der Richtlinienvorschlag eine
Vereinheitlichung der Verjährungsvorschriften für
Schadenersatzklagen vor. Zusammen mit dem Richtli-
nienvorschlag wurden auch ein rechtlich unverbindli-
cher Leitfaden sowie eine Orientierungshilfe für Ge-
richte und Parteien vorgelegt, um die häufig teure
und schwierige Schadensermittlung zu erleichtern
und damit die Rechtsvereinheitlichung zu fördern.
Die Europäische Kommission arbeitet seit mehreren

Jahren an europäischen Standards für kollektive
Rechtsschutzverfahren im Bereich des Verbraucher-
und Wettbewerbsrechts. Die Kommission präsentierte
2005 ein Grünbuch und 2008 einWeißbuch über Scha-
denersatzklagen wegen Verletzung des EU-Wettbe-
werbsrechts, die beide ein Kapitel über kollektiven
Rechtsschutz enthalten. 2011 führte die Kommission
eine öffentliche Konsultation durch, die verdeutlichte,
dass die Meinungen der Interessenträger weit auseinan-
der gehen und ausgewogene Lösungen erforderlich
sind. Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag
brachte sich von Beginn an konstruktiv in das Legisla-
tivverfahren ein.

RA Benedict Saupe,
ÖRAK Büro Brüssel

Europa aktuell
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Praktische Hinweise des CCBE für Rechtsanwälte
vor dem EuGH in Vorabentscheidungsverfahren1)

Die vorliegenden praktischen Hinweise aus dem Jahr 2012
richten sich vornehmlich an Kollegen, die zum ersten Mal
vor dem Europäischen Gerichtshof auftreten. Sie wurden
von der Ständigen Delegation des Rates der Europäischen
Anwaltschaften (CCBE) für den EuGH verfasst, um die Ef-
fizienz der Vorabentscheidungsverfahren zu erhöhen, und
ergänzen die verschiedenen Hinweise des Gerichts auf der
Webseite des EuGH http://curia.europa.eu/jcms/jcms/
Jo2_7031/ unter der Rubrik „Verfahren“ und insbesondere
die Hinweise für Prozessvertreter unter http://curia.europa.
eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2008-09/txt9_2008-
09-25_12-08-29_775.pdf

Siehe auch die Hinweise des EuGH für den Vortrag in der
mündlichen Verhandlung und die Hinweise zur Vorlage von
Vorabentscheidungsersuchen durch die nationalen Gerichte
unter

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?
uri=OJ:C:2011:160:0001:0005:DE:PDF

Die vorliegenden praktischen Hinweise betreffen drei Be-
reiche:
" Schriftsätze
" Mündliche Ausführungen
" Praktische Fragen

1. Schriftsätze in Vorabentscheidungsverfahren

Allgemein
" Halten Sie Ihre Schriftsätze möglichst kurz.
" Vermeiden Sie Wiederholungen von in der Vor-
lageentscheidung enthaltenen Ausführungen (diese
liegen dem Gerichtshof bereits in Übersetzung vor).

" Soweit Ihr Mandant die gleichen Interessen vor Ge-
richt verfolgt wie andere Parteien (einschließlich
Mitgliedstaaten), sollten Sie vorab besprechen, wer
sich auf welche Punkte konzentriert.

" Erwägen Sie zunächst, die Hauptargumente der Ge-
genseite aufzuschreiben, um Ihre eigenen Argu-
mente entsprechend auszurichten.

" Es ist unumgänglich zu berücksichtigen, dass eine
Verlängerung der Frist von zwei Monaten und zehn
Tagen nicht gewährt werden kann.

" Bedenken Sie, dass möglicherweise keine mündliche
Anhörung gewährt wird, sodass der Schriftsatz die
einzige Möglichkeit sein kann, Einfluss auf das Er-
gebnis des Verfahrens zu nehmen.

Ausdrucksweise
" Halten Sie den Schreibstil einfach, damit das Doku-
ment leicht übersetzt werden kann – schlagkräftige,
unkomplizierte Sätze sind hierbei am besten geeig-
net.

" Erwägen Sie, den Text von einem Nicht-Mutter-
sprachler gegenlesen zu lassen, um die gute Über-
setzbarkeit des Schriftsatzes zu prüfen.

" Vermeiden Sie nationalen juristischen Fachjargon
(„Juristendeutsch“), da dieser schwierig zu überset-
zen sein könnte.

" Formulieren Sie, so knapp und konzise wie möglich.

Aufbau
" Erwägen Sie mit einer kurzen Zusammenfassung zu
beginnen, um dem Gericht die Kernpunkte vor Au-
gen zu führen.

" Vermeiden Sie lange Einleitungen und wiederholen
Sie nicht lang und breit die Fragen des vorlegenden
Gerichts bzw die Vorlageentscheidung.

" Tragen Sie Tatsachen nur vor, wenn sie zur Klärung
der EU-rechtlichen Fragen wirklich notwendig sind,
und behalten Sie dabei imHinterkopf, dass Urteile in
der Regel nur kurze Ausführungen zum Sachverhalt
enthalten.

" Beachten Sie, dass sich der Gerichtshof auf den in
der Vorlageentscheidung enthaltenen tatsächlichen
und rechtlichen Rahmen des vorlegenden Gerichts
stützt, es sei denn, eine Partei bestreitet diese un-
zweifelhaft.

" Es ist grundsätzlich ratsam, die Fragen des nationa-
len Gerichts in der Reihenfolge zu behandeln, in
der sie gestellt wurden; falls Sie allerdings anregen
wollen, die Fragen umzuformulieren oder in einer
anderen Reihenfolge zu beantworten, machen Sie
dies klar und deutlich.

" Schließen Sie Ihren Schriftsatz mit einem ausformu-
lierten Vorschlag für die Antworten ab, den der Ge-
richtshof im Tenor seines Urteils verwenden kann.

Inhalt
" Grundsätzlich haben Schriftsätze größeren Einfluss
auf den Gerichtshof als das Plädoyer.

" Setzen Sie den Schwerpunkt auf die wichtigen As-
pekte.

" Bedenken Sie, dass es nur einen einmaligen Aus-
tausch von Schriftsätzen gibt; Erwiderungen sind
ausschließlich in der eventuellen mündlichen Ver-
handlung möglich.

" Nehmen Sie soweit als möglich vorausschauend die
wahrscheinlich in der mündlichen Verhandlung auf-
kommenden Fragen vorweg.

" Eine konzise Darstellung des nationalen Rechtsrah-
mens kann wichtig sein und sollte so formuliert sein,
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dass sie für Anwälte anderer Rechtstraditionen ein-
fach zu verstehen ist und in das Urteil übernommen
werden könnte.

" Soweit der verfahrensrechtliche Rahmen von Bedeu-
tung ist (zB Fälle zur Brüssel-Verordnung) und er
nicht aus der Vorlageentscheidung hervorgeht, be-
schreiben Sie ihn präzise.

" Falls sich die zugrundeliegenden Tatsachen nicht
deutlich aus der Vorlageentscheidung selbst ergeben,
fassen Sie sie zusammen.

" Beachten Sie, dass Anhänge nicht in die Arbeitsspra-
che des Gerichts (Französisch) übersetzt werden; An-
hänge werden den Richtern auch nicht vorgelegt, es
sei denn, die Richter verlangen es.

" Vermeiden Sie Wiederholungen.
" Schlagen Sie die Umformulierung der Vorlagefragen
nur vor, wenn Sie dies für unumgänglich halten.

2. Mündliche Ausführungen
Allgemein
" Antworten Sie umgehend auf den Brief der Kanzlei
mit der Frage nach einer mündlichen Verhandlung;
nennen Sie Gründe für deren Notwendigkeit.

" Die zur Verfügung stehende Redezeit (normaler-
weise 15 Minuten bei einer Kammer mit drei
Richtern und 20 Minuten bei einer Kammer mit
fünf Richtern) wird strikt eingehalten, es sei denn,
es wurde einem im Voraus schriftlich bei der
Kanzlei gestellten Antrag auf Verlängerung stattge-
geben.

" Kontaktieren Sie die Kanzlei telefonisch oder per
E-Mail, um die an der mündlichen Verhandlung teil-
nehmenden Parteien in Erfahrung zu bringen (und
um bei Bedarf die Kontaktdaten der Rechtsanwälte
zu erhalten).

" Wenn möglich, besprechen Sie mit den gleichge-
sinnten Parteien, wer sich auf welches Argument
konzentriert.

" Verlangt der Gerichtshof von den Parteien, auf be-
stimmte Themen einzugehen, sollten Sie sich überle-
gen, ob es notwendig ist, sich ausschließlich diesen
Themen zu widmen.

" Wenn möglich, schicken Sie den Übersetzern vorab
eine Zusammenfassung Ihres Plädoyers (zB 3–4 Sei-
ten mit Hervorhebungen/Aufzählungspunkten) –

einschließlich der Fundstellen zu den Urteilen, auf
die Sie sich beziehen wollen – an folgende E-Mail-
Adresse: interpret@curia.europa.eu. Bringen Sie in
jedem Fall eine Papierkopie für die Übersetzer zur
Verhandlung mit, oder, falls Sie Ihre Notizen zum
Kopieren verleihen, versehen Sie diese zuvor mit Sei-
tennummern.

" Sollten Sie sich in Ihrem Plädoyer auf Rechtspre-
chung beziehen, die in den Schriftsätzen noch nicht
zitiert wurden, bringen Sie Kopien hiervon zur
mündlichen Verhandlung mit.

" Vergessen Sie nicht, die Robe mitzubringen, die Sie
normalerweise vor dem Vorlagegericht tragen.

Was Sie erwartet
" Suchen Sie Ihren Gerichtssaal und den dazugehöri-
gen „Salon des Avocats“, wo Sie etwaiges Gepäck ab-
stellen und Ihre Robe anziehen können.

" Nach Eintreffen imGerichtssaal wird wahrscheinlich
jemand vom Übersetzungspersonal nach einer Kopie
Ihrer Sprechzettel bzw Notizen für Ihren Vortrag
fragen – bringen Sie also eine zusätzliche Kopie mit
(ansonsten wird man Sie bitten, Ihre Unterlagen ko-
pieren zu dürfen).

" Unmittelbar vor Beginn der Verhandlung wird der
Kanzler oder dessen Vertretung die plädierenden
Anwälte zu einem Gespräch mit den Richtern bitten
– häufig wird die Frage gestellt, ob Sie tatsächlich die
ganze gewährte Sprechzeit benötigen. Manchmal
fordert der Präsident die Anwälte auf, ein bestimmtes
Thema aufzunehmen oder auf eine spezifische Frage
einzugehen.

" Der Ablauf des Plädoyers ist wie folgt: Hauptplä-
doyer, gefolgt von Fragen der Richter und der Gele-
genheit, auf alle im Laufe der Verhandlung aufge-
kommenen Themen zu antworten.

" Die Reihenfolge der Hauptplädoyers legt der Präsi-
dent fest. In der Regel beginnen die vor dem vorle-
genden Gericht streitenden Parteien, dann folgen
der Mitgliedstaat, zu dem das vorlegende Gericht ge-
hört, andere Mitgliedstaaten in alphabetischer Rei-
henfolge und schließlich die europäischen Institutio-
nen (üblicherweise die EU-Kommission).

" Ob Fragen gestellt werden oder nicht, ist ungewiss –
Sie müssen darauf vorbereitet sein, sowohl Tatsa-
chen- als auch Rechtsfragen (insbesondere zum an-
wendbaren nationalen Recht) zu beantworten.

" Stellen Sie sicher, dass Kollegen, die vielleicht zur
Beantwortung der Fragen beitragen können, so sit-
zen, dass sie den Redner unterstützen können.

" Antworten müssen kurz gehalten werden und sollten
auf Punkte beschränkt sein, die sich aus den Plä-
doyers der anderen Parteien und, soweit angemessen,
aus nicht an Sie gerichtete Fragen der Richterbank
ergeben. Sie dienen Ihnen nicht dazu, Ihre Auffas-
sung vom Ausgangsfall nochmals zu verdeutlichen,
und sind verzichtbar, soweit sie nicht zur Klärung
beitragen können.

Das eigentliche Plädoyer
" Konzentrieren Sie sich auf die Mitglieder des Ge-
richtshofs und insbesondere den Berichterstatter,
den Kammerpräsidenten und den Generalanwalt
(entsprechende Papierschilder sind an den Bänken
angebracht).

" Sprechen Sie in das Mikrophon (ansonsten können
die Übersetzer Sie nicht hören!).
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" Eine vorgeschriebene Rede vorzulesen, birgt das
Risiko, dass Sie zu schnell sprechen, die Aufmerk-
samkeit des Gerichts verlieren und nicht ausrei-
chend auf Anmerkungen der anderen Beteiligten
reagieren.

" Vergessen Sie nicht die Übersetzer und sprechen Sie
langsam.

" Kürzen Sie Ihren Vortrag, anstatt schneller zu spre-
chen, um in der Zeit alles vortragen zu können.

" Vermeiden Sie eine schnörkelige Sprache, Witze und
Redewendungen – all dies ist schlecht zu übersetzen.

Inhalt
" Beginnen Sie mit einer kurzen Einleitung, worum es
Ihrer Meinung nach in dem Fall geht.

" Wiederholen Sie Ihren Schriftsatz nicht im Einzel-
nen – versuchen Sie den wesentlichen Grund zu ver-
mitteln, warum der Gerichtshof Ihrer Auffassung fol-
gen sollte, und antworten Sie soweit erforderlich auf
Argumente aus den anderen Schriftsätzen.

" Konzentrieren Sie sich auf die zwei oder drei wich-
tigsten Punkte, wobei Sie Ihre Bereitschaft erkennen
lassen sollten, auch auf alle anderen Punkte eingehen
zu können.

" Die Aufgabe des Gerichtshofs ist es, das EU-Recht so
auszulegen, dass es in allen Mitgliedstaaten angewen-
det werden kann – der Fokus muss also auf den recht-
lichen und nicht den tatsächlichen Ausführungen des
jeweiligen Falls liegen.

" Vermeiden Sie die Wiederholung von Ausführungen
der Vorredner – soweit sie zutreffen, stimmen Sie
diesen einfach zu.

" Halten Sie sich umgehend an die Aufforderungen der
Richterbank, einschließlich der Aufforderung, mit
dem Sprechen aufzuhören.

3. Praktische Fragen

Vorbereitungen
" Der Gerichtshof befindet sich auf dem Kirchberg-
Plateau in Luxemburg. Siehe die Karte unter:
http://curia.europa.eu/jcms/jcms/Jo2_7021/

" Der Gerichtseingang für Anwälte ist in der Rue du
Fort Niedergrünewald.

" Es gibt Hotels im Umkreis von fünf Gehminuten, die
auch eine Umgebungserkundung amNachmittag zu-
vor zulassen.

" Kirchberg ist nahe des Luxemburger Flughafens –

Busse fahren direkt vom Flughafen zum Halt Phil-
harmonie, welcher drei Gehminuten vom Gerichts-
eingang entfernt liegt.

" Von der Innenstadt aus fahren Busse ebenfalls zur
Philharmonie, siehe www.vdl.lu

" Luxemburgs Straßen – einschließlich der Autobahn
vom und zum Flughafen – sind zu den Hauptver-
kehrszeiten stark überlastet, planen Sie daher Ihre
Anreise entsprechend.

Ankunft bei Gericht
" Kommen Sie ausreichend vor der Verhandlung, auf
jeden Fall mindestens 45 Minuten vorher – der Si-
cherheitscheck kann zeitaufwendig sein.

" Bringen Sie Ihren Reisepass oder Personalausweis
für die Sicherheitskontrolle mit; weisen Sie sich als
„Rechtsanwalt“ aus (zB indem Sie Ihre CCBE-Aus-
weis vorzeigen, den Sie bei allen nationalen Anwalts-
vereinigungen erhalten) und wenden Sie sich an den
Sicherheitsbeamten am Schalter für Rechtsanwälte
und beteiligte Parteien (warten Sie nicht in der
Schlange für Besucher!).

" Fragen Sie, in welchem Gerichtssaal (salle d’audience)
Ihr Fall verhandelt wird und wo sich dieser befindet.

" Biegen Sie nach der Sicherheitskontrolle nach links
in einen breiten Korridor ein (la Galerie); nach
30m gehen Sie rechts eine breite weiße Treppe vor-
bei an der Rodin-Skulptur nach oben.

" Oben angelangt, befinden Sie sich in der Salle des Pas
Perdus. Links ist die Grande Salle d’Audience. Der
letzte Raum auf dem Flur gleich rechts ist das An-
waltszimmer/Salon des Avocats.

" Es gibt Schließfächer für persönliche Gegenstände
und drei Computer mit Druckern, von denen einer
eine Internetverbindung hat.

" Verlassen Sie sich nicht darauf, bei Gericht Photoko-
pien machen zu können.

" Es gibt einweiteres Anwaltszimmer im6. Stock –wenn
Sie aus dem Aufzug kommen, befindet es sich rechter
Hand auf der gegenüberliegenden Seite der Halle.

Ankunft im Gerichtssaal
" Fälle vor der Großen Kammer (Grande Chambre)
werden in der Grande Salle d’Audience verhandelt.

" Ansonsten liegt der Gerichtssaal wahrscheinlich in
einem Stockwerk oberhalb des Salle des Pas Perdus
(es gibt allerdings auch zwei Gerichtssäle unten im
Turm A).

" Obwohl den Parteien und ihren Rechtsanwälten
keine speziellen Plätze zugewiesen sind, neigen die
Vertreter der Institutionen dazu, links zu sitzen; Ver-
treter vonMitgliedstaaten und Parteien können wäh-
len, wo sie sitzen möchten (diejenigen mit ähnlichen
Interessen sitzen normalerweise auf der gleichen
Seite des Gerichtssaals).

" Gewöhnlich sitzen Rechtsanwälte an den Tischen
vor der Richterbank, während ihre Mandanten/Bera-
ter in der ersten Sitzreihe direkt hinter diesen Ti-
schen sitzen.

" Setzen Sie sich nicht an die seitwärtsgewandten Ti-
sche: Diese sind für die Référendaires vorgesehen,
die die Richter und den Gerichtsdiener (huissier) un-
terstützen.

" Bei mehreren Parteien wird es notwendig, das Po-
dium mit dem Mikrophon nacheinander zu benut-
zen.
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" Überprüfen Sie Ihren Übersetzungskopfhörer und
stellen Sie sicher, dass der richtige Kanal eingestellt
ist – die Kanalnummer finden Sie an den Fenstern
der Kabinen.

" Falls erforderlich kann das Rednerpult auf Ihre Höhe
eingestellt werden.

" Steckdosen für Laptops sind verfügbar – schalten Sie
Ihr Mobiltelefon aus.

" Oftmals gibt es eine kleine Pause nach etwa 2 Stun-
den, soweit eine Verhandlung zu weniger als ¾ abge-
schlossen ist. Falls nötig, gibt es eineMittagspause um
13 Uhr, mit erneuter Aufnahme der Verhandlung um
14.30 Uhr – planen Sie Ihren Tag entsprechend.

EU Update Juni – Juli 2013

D ieses Update enthält eine Information über ausge-
wählte aktuelle Entscheidungen europäischer Ge-

richtshöfe und Entwicklungen auf europäischer Legis-
lativebene. Diese Auflistung stellt keinen Anspruch
auf Vollständigkeit.

Rechtsprechung des EuGH1)

Rs C-420/11:Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer)
v 14. 3. 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Obers-
ten Gerichtshofs–Österreich)–Jutta Leth/Republik Ös-
terreich, Land Niederösterreich (Umwelt-RL 85/337/
EWG–Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten– Genehmigung
eines solchen Projekts ohne angemessene Umweltver-
träglichkeitsprüfung–Ziele der Umweltverträglichkeits-
prüfung–Voraussetzungen für einen Entschädigungsan-
spruch–Einbeziehung des Schutzes Einzelner gegen
Vermögensschäden).

Rs C-45/13: Vorabentscheidungsersuchen des
Obersten Gerichtshofs (Österreich) eingereicht am
28. 1. 2013–Andreas Kainz gg Pantherwerke AG.

Rs C-46/13: Vorabentscheidungsersuchen der Da-
tenschutzkommission (Österreich) eingereicht am
28. 1. 2013–H gg E.

Rs C-244/12: Urteil des Gerichtshofs (Fünfte
Kammer) v 21. 3. 2013 (Vorabentscheidungsersuchen
des Verwaltungsgerichtshofs–Österreich)–Salzburger
Flughafen GmbH/Umweltsenat (Umweltverträglich-
keitsprüfung bei bestimmten Projekten–RL 85/337/
EWG–Art 2 Abs 1 und Art 4 Abs 2–Unter Anh II
fallende Projekte–Erweiterung der Infrastruktur eines
Flughafens–Prüfung anhand von Schwellenwerten oder
Kriterien–Art 4 Abs 3–Auswahlkriterien–Anh III
Nr 2 Buchst g–Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte).

Rs C-168/13 PPU: Nach dem Unionsrecht steht es
den Mitgliedstaaten frei, bei Entscheidungen, mit de-
nen die Wirkungen eines Europäischen Haftbefehls
ausgeweitet werden, einen Rechtsbehelf mit aufschie-
bender Wirkung vorzusehen.

Rs C-270/11: Schweden muss wegen verspäteter
Umsetzung der Richtlinie über die Vorratsdatenspei-
cherung einen Pauschalbetrag von 3 Mio Euro zahlen.

Rs C-681/11: Bundeswettbewerbsbehörde und Bundes-
kartellanwalt gg Schenker & Co. AG ua. Ein Rechtsrat ei-

ner Anwaltskanzlei oder eine Entscheidung einer nati-
onalen Wettbewerbsbehörde nehmen dem Verhalten
eines Unternehmens nicht seine Wettbewerbswidrig-
keit und schützen nicht vor der Verhängung einer
Geldbuße.

Rechtsprechung des EGMR2)

Mohammed gg Österreich: Dem Beschwerdeführer
wurde in diesem Fall der de-facto Schutz gegen eine
Abschiebung nach Ungarn während seines Asylverfah-
rens versagt, obwohl zum vorliegenden Zeitpunkt
Grund zur Annahme bestand, dass eine Abschiebung
gegen das Refoulement-Verbot gem Artikel 3 EMRK
verstoßen könnte. Folglich liegt eine Verletzung des
Artikels 13 iVm Art 3 EMRK durch Österreich vor.

Wallishauser gg Österreich (Nr 2):Die Beschwerde-
führerin vertrat den Standpunkt, dass § 53 Abs 3 Sozi-
alversicherungsgesetz ihr eine unzumutbare Belastung
aufbürdet, da sie dieser Bestimmung nach zur Bezah-
lung der Sozialversicherungsbeträge des Arbeitneh-
mers und Arbeitsgebers verpflichtet ist. Die Beschwer-
deführerin sah in dieser Bestimmung eine Verletzung
des Art 1 des ersten Zusatzprotokolls der EMRK. Der
EGMR entschied, dass es sich um keine Verletzung
der zuvor genannten Bestimmung handelt.

Amtsblätter3)

L 144, 56. Jg, 30. 5. 2013:
" Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses
Nr 29/2013 v 1. 2. 2013 zur Änderung von Anh XXII
(Gesellschaftsrecht) des EWR-Abkommens.

L 158, 56. Jg, 10. 6. 2013:
" VO (EU) 517/2013 des Rates v 13. 5. 2013 zur An-
passung einiger Verordnungen und Beschlüsse in
den Bereichen freier Warenverkehr, Freizügigkeit,
Gesellschaftsrecht, Wettbewerbspolitik, Landwirt-
schaft, Lebensmittelsicherheit, Tier- und Pflanzen-
gesundheit, Verkehrspolitik, Energie, Steuern, Sta-
tistik, transeuropäische Netze, Justiz und Grund-
rechte, Recht, Freiheit und Sicherheit, Umwelt,
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Zollunion, Außenbeziehungen, Außen-, Sicherheits-
und Verteidigungspolitik und Organe aufgrund des
Beitritts der Republik Kroatien.

" VO (EU) 519/2013 der Kommission v 21. 2. 2013
zur Anpassung einiger Verordnungen und Beschlüsse
in den Bereichen freierWarenverkehr, Freizügigkeit,
Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungs-
verkehr, Gesellschaftsrecht, Wettbewerbspolitik,
Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit, Veterinär-
und Pflanzenschutzpolitik, Fischerei, Verkehrspoli-
tik, Energie, Steuern, Statistik, Sozialpolitik und Be-
schäftigung, Umwelt, Zollunion, Außenbeziehungen
und Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik
aufgrund des Beitritts Kroatiens.

" RL 2013/25/EU des Rates v 13. 5. 2013 zur Anpas-
sung bestimmter Richtlinien im Bereich des Nieder-
lassungsrechts und des freien Dienstleistungsver-
kehrs aufgrund des Beitritts der Republik Kroatien.
L 160, 56. Jg, 12. 6. 2013:

" 2013/276/EU: Beschluss des Europäischen Parla-
ments und des Rates v 21. 5. 2013 über die Inan-
spruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpas-
sung an die Globalisierung gemäß Nummer 28 der
Interinstitutionellen Vereinbarung v 17. 5. 2006 zwi-
schen dem Europäischen Parlament, dem Rat und
der Kommission über die Haushaltsdisziplin und
die wirtschaftliche Haushaltsführung (Antrag EGF/
2011/010 AT/Austria Tabak, Österreich).

L 161, 56. Jg, 13. 6. 2013:
" Beschluss der EFTA-Überwachungsbehörde Nr 12/
12/KOL v 25. 1. 2012 über die 84. Änderung der
verfahrens- und materiellrechtlichen Vorschriften
auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen durch Ein-
fügung eines neuen Kapitels über die Anwendung
der Beihilfevorschriften auf Ausgleichsleistungen
für die Erbringung von Dienstleistungen von allge-
meinem wirtschaftlichem Interesse und über den
Rahmen für staatliche Beihilfen in Form von Aus-
gleichsleistungen für die Erbringung öffentlicher
Dienstleistungen.

L 165, 56. Jg, 18. 6. 2013:
" VO (EU) 524/2013 des Europäischen Parlaments
und des Rates v 21. 5. 2013 über die Online-Beile-
gung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur
Änderung der VO (EG) 2006/2004 und der RL
2009/22/EG (VO über Online-Streitbeilegung in
Verbraucherangelegenheiten).

" RL 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und
des Rates v 21. 5. 2013 über die alternative Beilegung
verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Ände-
rung der VO (EG) 2006/2004 und der RL 2009/22/
EG (RL über alternative Streitbeilegung in Verbrau-
cherangelegenheiten).
L 167, 56. Jg, 19. 6. 2013:

" VO (EU) 566/2013 der Kommission v 18. 6. 2013
zur Änderung des Anh I der VO (EG) 44/2001 des

Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen.

L 169, 56. Jg, 21. 6. 2013:
" VO (EU) 585/2013 der Kommission v 20. 6. 2013
zur Änderung der VO (EG) 1236/2005 betreffend
den Handel mit bestimmten Gütern, die zur Voll-
streckung der Todesstrafe, zu Folter oder zu anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe verwendet werden könnten.

" 2013/300/EU: Beschluss des Rates v 18. 6. 2013 zur
Ernennung von zwei österreichischen Mitgliedern
des Ausschusses der Regionen und zwei österreichi-
schen Stellvertretern im Ausschuss der Regionen.
L 170, 56. Jg, 22. 6. 2013:

" 2013/304/EU: Beschluss des Rates v 10. 6. 2013 zur
Ermächtigung der Europäischen Kommission, im
Namen der EU an den Verhandlungen über ein in-
ternationales Übereinkommen des Europarates zur
Bekämpfung der Manipulation von Sportergebnissen
mit Ausnahme der die Zusammenarbeit in Strafsa-
chen und die polizeiliche Zusammenarbeit betreffen-
den Angelegenheiten teilzunehmen.

L 173, 56. Jg, 26. 6. 2013:
" Änderung der Verfahrensordnung des Gerichtshofs;
" Änderung der Verfahrensordnung des Gerichts.
L 175, 56. Jg, 27. 6. 2013:
" RL 2013/37/EU des Europäischen Parlaments und
des Rates v 26. 6. 2013 zur Änderung der RL 2003/
98/EG über die Weiterverwendung von Informatio-
nen des öffentlichen Sektors.

L 179, 56. Jg, 29. 6. 2013:
" 2013/336/EU: Beschluss des Rates v 25. 6. 2013 zur
Erhöhung der Zahl der Generalanwälte des Ge-
richtshofs der Europäischen Union.

" 2013/337/EU: Beschluss der Vertreter der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten v 26. 6. 2013 zur Ernennung
von Richtern beim Gericht.
Für die Zeit vom 1. 9. 2013 bis zum 31. 8. 2019 wer-
den zu Richtern beim Gericht ernannt:
Herr Guido Berardis
Herr Eugène Buttigieg
Herr Anthony Collins
Herr Stéphane Gervasoni
Herr Ignacio Ulloa Rubio
Herr Carl Wetter.

" 2013/338/EU: Beschluss der Vertreter der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten v 26. 6. 2013 zur Ernennung
von Richtern beim Gerichtshof.
Für die Zeit v 6. 10. 2013 bis zum 6. 10. 2015 wer-
den folgende Personen zu Richtern beim Gerichts-
hof ernannt:
Frau Küllike Jürimäe
Herr François Biltgen.
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" 2013/339/EU: Beschluss der Vertreter der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten v 26. 6. 2013 zur Ernennung
eines Richters beim Gericht.
Herr Viktor Kreuschitz wird für den Zeitraum vom
1. 9. 2013 bis zum 31. 8. 2016 zum Richter beim Ge-
richt ernannt.
L 180, 56. Jg, 29. 6. 2013:

" VO (EU) 603/2013 des Europäischen Parlaments
und des Rates v 26. 6. 2013 über die Einrichtung
von Eurodac für den Abgleich von Fingerabdruckda-
ten zum Zwecke der effektiven Anwendung der VO
(EU) 604/2013 zur Festlegung der Kriterien und
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der
für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehöri-
gen oder Staatenlosen in einemMitgliedstaat gestell-
ten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist
und über der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung
dienende Anträge der Gefahrenabwehr- und Straf-
verfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten und Euro-
pols auf den Abgleich mit Eurodac-Daten, sowie zur
Änderung der VO (EU) 1077/2011 zur Errichtung
einer Europäischen Agentur für das Betriebsmanage-
ment von IT-Großsystemen im Raum der Freiheit,
der Sicherheit und des Rechts.

" VO (EU) 604/2013 des Europäischen Parlaments
und des Rates v 26. 6. 2013 zur Festlegung der Krite-
rien und Verfahren zur Bestimmung des Mitglied-
staats, der für die Prüfung eines von einem Dritt-
staatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mit-
gliedstaat gestellten Antrags auf internationalen
Schutz zuständig ist.

" RL 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und
des Rates v 26. 6. 2013 zu gemeinsamen Verfahren
für die Zuerkennung und Aberkennung des interna-
tionalen Schutzes.

" RL 2013/33/EU des Europäischen Parlaments und
des Rates v 26. 6. 2013 zur Festlegung von Normen
für die Aufnahme von Personen, die internationalen
Schutz beantragen.
L 181, 56. Jg, 29. 6. 2013:

" VO (EU) 606/2013 des Europäischen Parlaments
und des Rates v 12. 6. 2013 über die gegenseitige An-
erkennung von Schutzmaßnahmen in Zivilsachen.

" VO(EU) 608/2013 desEuropäischenParlaments und
des Rates v 12. 6. 2013 zur Durchsetzung der Rechte
geistigen Eigentums durch die Zollbehörden und zur
Aufhebung der VO (EG) 1383/2003 des Rates.
L 182, 56. Jg, 29. 6. 2013:

" VO (EU) 610/2013 des Europäischen Parlaments
und des Rates v 26. 6. 2013 zur Änderung der VO
(EG) 562/2006 des Europäischen Parlaments und
des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das
Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schen-
gener Grenzkodex), des Übereinkommens zur
Durchführung des Übereinkommens von Schengen,
die VO (EG) 1683/95 und (EG) 539/2001 des Rates

sowie die VO (EG) 767/2008 und (EG) 810/2009 des
Europäischen Parlaments und des Rates.

L 184, 56. Jg, 3. 7. 2013:
" 2013/348/EU: Beschluss der Vertreter der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten v 1. 7. 2013 zur Ernennung
eines Richters beim Gericht.

" 2013/349/EU: Beschluss der Vertreter der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten v 1. 7. 2013 zur Ernennung
eines Richters beim Gerichtshof.
L 188, 56. Jg, 9. 7. 2013:

" DurchführungsVO (EU) 649/2013 der Kommission
v 8. 7. 2013 zur Abweichung von den VO (EG)
1122/2009 und (EU) Nr 65/2011 hinsichtlich der
Kürzung der Beihilfebeträge bei verspäteter Einrei-
chung von Sammelanträgen für Almflächen in Berg-
gebieten Österreichs 2013.

" Beschluss 2013/364/GASP des Rates v 8. 7. 2013 zur
Änderung des Beschlusses 2010/330/GASP betref-
fend die integrierte Rechtsstaatlichkeitsmission der
Europäischen Union für Irak, EUJUST LEX-IRAQ.
C 139, 56. Jg, 17. 5. 2013:

" 2013/C 139/07: Stellungnahme des Ausschusses der
Regionen–Freisetzung des Cloud-Computing-Po-
tenzials in Europa.

C 153 E, 56. Jg, 31. 5. 2013:
" 2013/C 153 E/03: Umsetzung der RL über die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen, Entschließung
des Europäischen Parlaments v 15. 11. 2011 zu der
Umsetzung der RL über die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen (2005/36/EG) (2011/2024[INI]).

" 2013/C 153 E/13: Unterstützung der Europäischen
Union für den IStGH; Entschließung des Europä-
ischen Parlaments v 17. 11. 2011 zu der Unterstüt-
zung der Europäischen Union für den IStGH: Be-
wältigung der Herausforderungen und Überwin-
dung der Schwierigkeiten (2011/2109[INI]).

" 2013/C 153 E/24: Koordinierung der den Gesell-
schaften vorgeschriebenen Schutzbestimmungen
(Art 54 AEUV) ***I; Legislative Entschließung des
Europäischen Parlaments v 15. 11. 2011 zu dem
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Par-
laments und des Rates zur Koordinierung der
Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten
den Gesellschaften iSd Art 54 Abs 2 des Vertrages
über die Arbeitsweise der Europäischen Union im
Interesse der Gesellschafter sowie Dritter für die
Gründung der Aktiengesellschaft sowie für die Er-
haltung und Änderung ihres Kapitals vorgeschrieben
sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu ge-
stalten (Neufassung) (KOM[2011]0029 –

C7–0037/2011–2011/0011[COD]) P7_TC1-COD
(2011)0011; Standpunkt des Europäischen Parla-
ments festgelegt in erster Lesung am 15. 11. 2011
im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2012/
. . ./EU des Europäischen Parlaments und des Rates
zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, die in
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den Mitgliedstaaten den Gesellschaften iSd Art 54
Abs 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union im Interesse der Gesellschafter so-
wie Dritter für die Gründung der Aktiengesellschaft
sowie für die Erhaltung und Änderung ihres Kapitals
vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen gleich-
wertig zu gestalten (Neufassung).
C 168 E, 56. Jg, 14. 6. 2013:

" 2013/C 168 E/11: Haftbedingungen in der EU; Ent-
schließung des Europäischen Parlaments v
15. 12. 2011 zu den Haftbedingungen in der EU
(2011/2897[RSP])

" 2013/C 168 E/12: Freizügigkeit der Arbeitnehmer
innerhalb der Europäischen Union; Entschließung
des Europäischen Parlaments v 15. 12. 2011 zur
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Euro-
päischen Union.
C 170 E, 56. Jg, 15. 6. 2013:

" Standpunkt (EU) 4/2013 des Rates in erster Lesung
im Hinblick auf den Erlass einer VO des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Durchsetzung
der Rechte geistigen Eigentums durch die Zollbe-
hörden und zur Aufhebung der VO (EG) 1383/
2003 des Rates.

Vom Rat am 16. 5. 2013 festgelegt
C 175, 56. Jg, 20. 6. 2013:

" Übereinkommen über ein Einheitliches Patentge-
richt.

C 177 E, 56. Jg, 22. 6. 2013:
" Standpunkt (EU) 5/2013 des Rates in erster Lesung
im Hinblick auf die Annahme der VO des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Festlegung
der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des
Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen
Schutz zuständig ist.

Vom Rat am 6. 6. 2013 angenommen
C 179 E, 56. Jg, 25. 6. 2013:

" Standpunkt (EU) 6/2013 des Rates in erster Lesung
im Hinblick auf die Annahme einer Richtlinie des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Festle-
gung von Normen für die Aufnahme von Antragstel-
lern auf internationalen Schutz (Neufassung).

Vom Rat am 6. 6. 2013 angenommen
" Standpunkt (EU) 7/2013 des Rates in erster Lesung
imHinblick auf den Erlass einer Richtlinie des Euro-
päischen Parlaments und des Rates zu gemeinsamen
Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung
des internationalen Schutzes (Neufassung).

Vom Rat am 6. 6. 2013 festgelegt
Mag. Philipp Winkler
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Das vorliegende Werk behandelt nicht nur sämtliche für den Abschluss des
Erbverzichtsvertrages relevanten Fragen (Form, Geschäftsfähigkeit, Stellvertretung), 
sondern auch die Wirkungen (für die Nachkommen, Quotenerhöhung, Anrechnung 
einer Abfi ndung) sowie, ob und unter welchen Voraussetzungen Erbverzichtsverträge 
nachträglich wieder beseitigt werden können. Daneben wird auf Anrechnungsverein-
barungen und die Zulässigkeit von Verzichtsverträgen, die zu Lebzeiten des Erblassers, 
aber ohne dessen Beteiligung abgeschlossen werden, eingegangen.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Anwaltsakademie
Terminübersicht September 2013 bis November 2013

September 2013

3. 9. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
7. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminarnummer: 20130903/8

5. bis 7. 9. BRUNN AM GEBIRGE
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20130905/2

10. und 17. 9. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
8. Bundesabgabenordnung
Seminarnummer: 20130910/8

11. 9. bis 13. 11. WIEN
Special
Anglo-amerikanische Rechtssprache für Rechtsan-
wälte
Seminarnummer: 20130911/8

12. und 13. 9. WIEN
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminarnummer: 20130912/8

12. bis 14. 9. WIEN
Key qualifications
Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminarnummer: 20130912A/8

13. 9. WIEN
Update
Aktuelle Entwicklungen im Arbeitsrecht
Seminarnummer: 20130913/8

13. und 14. 9. GRAZ
Special
Transportrecht, CMR, AÖSp.
Seminarnummer: 20130913/5

13. und 14. 9. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Verwaltungsverfahren und VfGH- und VwGH-Be-
schwerde
Seminarnummer: 20130913/3

16. 9. WIEN
Privatissimum
Aktuelle Entwicklungen in der Verschwiegenheits-
verpflichtung und Doppelvertretung
Seminarnummer: 20130916/8

20. 9. WIEN
Key qualifications
ERMITTLUNGSVERFAHREN (neu) –
Der Anwalt und die Polizei
Seminarnummer: 20130920A/8

20. und 21. 9. DORNBIRN
Basic
Rechtsmittel im Strafverfahren
Seminarnummer: 20130920/7

20. und 21. 9. WIEN
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Vom Konflikt zum Konsens
Seminarnummer: 20130920/8

23. 9. WIEN
Update
Professionelle Schriftsätze an den
Verwaltungsgerichtshof
Seminarnummer: 20130923/8

27. 9. WIEN
Special
Urheberrecht
Seminarnummer: 20130927A/8

27. und 28. 9. WIEN
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20130927/8

27. und 28. 9. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Exekutionsrecht
Seminarnummer: 20130927/3

Oktober 2013

1. 10. WIEN
Update
„Kartellrechts-Novelle 2012“ und „Aktuelle Ent-
wicklungen bei zivilrechtlichen Schadenersatz-(Fol-
low On-)Klagen aus Kartellverstößen“
Seminarnummer: 20131001/8

4. 10. WIEN
Update
Amtshaftung
Seminarnummer: 20131004A/8

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09
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4. und 5. 10. WIEN
Key qualifications
Verhandlung: Rhetorik und Körpersprache II
Seminarnummer: 20131004/8

11. und 12. 10. MELK
Intensive
FAMILIE.RECHT
Seminarnummer: 20131011/2

15. 10. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
9. Stiftungssteuerrecht
Seminarnummer: 20131015/8

18. und 19. 10. GRAZ
Special
Mietrecht
Seminarnummer: 20131018/5

18. und 19. 10. ST. GEORGEN i.A.
Special
Gesellschaftsrecht II
Seminarnummer: 20131018/3

18. und 19. 10. WIEN
Basic
Verwaltungsverfahren Teil II:
Verwaltungsgerichtsbarkeit 1. Instanz
(Bundes- und Landesverwaltungsgerichte);
Asylrecht und Asylverfahren
Seminarnummer: 20131018A/8

18. und 19. 10. WIEN
Special
Ausgewählte Materien des Exekutionsrechts
Seminarnummer: 20131018/8

18. und 19. 10. WIEN
Special
Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminarnummer: 20131018B/8

21. 10. WIEN
Update
Rechtsschutz vor dem EuGH
Seminarnummer: 20131021/8

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09
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MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Urlaubszeit? Sommerloch? Keineswegs!
Die aktuelle ZVB 7-8/2013 bietet Ihnen eine besonders spannende Sommerausgabe mit unter anderem 
folgenden Themen:

•  Überblick über die Entwicklungen und die Rechtsprechung des EuGH und EuG zum Europäischen 
Eigenvergaberecht 2012,

• Rückblick auf die Entscheidungen des VKS Wien aus dem Jahr 2012,

• spannender Beitrag zur Tätigkeit der Bau-Sachverständigen in der Praxis

• und vieles mehr!

Jetzt in der ZVB 07-08/2013
Einzelheft EUR 27,– Kennenlern-Abonnement 2013: 3 Hefte EUR 15,–

manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzz
manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzz
manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzz
manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzz
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Jahresabonnement 2013: EUR 248,– (inkl. Versand in Österreich)
Erscheint 2013 im 14. Jahrgang. Jährlich 11 Hefte (eine Doppelnummer)

ZVB – Zeitschrift für
Vergaberecht und
Bauvertragsrecht
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21. 10. FELDKIRCH
Special
Grundzüge der Bilanzanalyse und Unternehmens-
bewertung
Seminarnummer: 20131021/7

22. 10. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
10. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminarnummer: 20131022/8

23. 10. GUMPOLDSKIRCHEN
Update
Jagd- und Fischereirecht unter besonderer Berück-
sichtigung der niederösterreichischen Rechtslage
Seminarnummer: 20131023/2

24. und 25. 10. INNSBRUCK
Special
Rasche Maßnahmen und einstweiliger Rechtsschutz
Seminarnummer: 20131024/6

29. 10. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
11. Insolvenz und Steuern
Seminarnummer: 20131029/8

November 2013

7. bis 9. 11. INNSBRUCK
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20131107/6

7. bis 9. 11. WIEN
Key qualifications
Verhandeln bei Gericht für Rechtsanwaltsanwärter
– alles, was Sie noch können sollten!
Seminarnummer: 20131107/8

8. und 9. 11. GRAZ
Special
Insolvenzrecht
Seminarnummer: 20131108/5

8. und 9. 11. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Strafverfahren I
Seminarnummer: 20131108/3

8. und 9. 11. WIEN
Special
Verwaltungsverfahren Teil III:
Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminarnummer: 20131108/8

8. und 9. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag – Schwerpunkt GmbH)
Seminarnummer: 20131108A/8

11. 11. SCHWECHAT
Special
Die Anfechtung
Seminarnummer: 20131111/2

14. und 15. 11. WIEN
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminarnummer: 20131114/8

15. und 16. 11. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Schadenersatz- und Versi-
cherungsrecht
Seminarnummer: 20131115B/8

15. und 16. 11. GRAZ
Special
Arbeitsrecht
Seminarnummer: 20131115/5

15. und 16. 11. WIEN
Special
Grundzüge der Bilanzanalyse und Unternehmens-
bewertung
Seminarnummer: 20131115A/8

15. und 16. 11. WIEN
Special
Lauterkeitsrecht
Seminarnummer: 20131115/8

18. 11. WIEN
Privatissimum
Finanzstrafrecht
Seminarnummer: 20131118/8

19. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
12. Vermögensveranlagung und Steuern
Die Besteuerung der Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen
Seminarnummer: 20131119/8

21. bis 23. 11. WIEN
Special
start up für Rechtsanwälte –

der Sprung ins kalte Wasser
Seminarnummer: 20131121/8

22. 11. BREGENZ
Basic
Bauvertrag und Bauprozess
Seminarnummer: 20131122/7

22. und 23. 11. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Zivilverfahren II
Seminarnummer: 20131122/3
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22. und 23. 11. WIEN
Special
Honorarrecht
Seminarnummer: 20131122/8

26. 11. WIEN
Privatissimum
Aktueller Zwischenbericht:
Wirtschaftsdelikte aus staatsanwaltlicher Sicht
Seminarnummer: 20131126/8

28. bis 30. 11. IGLS
Basic
Strafverfahren
Seminarnummer: 20131128/6

29. und 30. 11. GRAZ
Basic
Exekutionsrecht – Fahrnis- und Gehaltsexekution,
Realexekution
Seminarnummer: 20131129/5

29. und 30. 11. WIEN
Basic
Standesrecht
Seminarnummer: 20131129/8

29. und 30. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht III
Die Aktiengesellschaft
Seminarnummer: 20131129A/8

Mietrecht

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar soll den unterschiedlichen Funktionen
und Stadien, in welchen der Rechtsanwalt mit miet-
rechtlichen Fragen konfrontiert wird, Rechnung tra-
gen. Die behandelten Themen ermöglichen es sowohl
dem Vertragsverfasser, künftige Konflikte und unlieb-
same Überraschungen zu vermeiden, als auch demVer-
treter des Vermieters oder des Mieters, die Interessen
seiner Partei auf Basis einer vorgefundenen Vertrags-
lage optimal wahrzunehmen. Besonderes Augenmerk
wird darauf gerichtet, den Teilnehmern die zahlreichen
und teils verwirrenden Abgrenzungen, wie etwa zwi-
schen der fehlenden, teilweisen oder gänzlichen An-
wendbarkeit des MRG, zu vermitteln.

Ziel des Seminars ist es, anhand der aktuellen Judikatur
des Höchstgerichtes einen Überblick über die wesent-
lichsten Themenbereiche des Mietrechts zu verschaf-
fen. Nach dem Seminar soll der Teilnehmer mit den
grundlegenden materiellrechtlichen und verfahrens-
rechtlichen Bestimmungen des Mietrechts vertraut
sein, sodass Fehler bei der Vertragserrichtung und
Rechtsdurchsetzung vermieden werden.
Referenten: Mag. Herbert Painsi, Richter des LG für
ZRS Graz
Mag. Alfred Tanczos, Richter des OLG Graz
Mag. Helmut Schmid, RA in Graz
Dr. Günther Schmied, RA in Graz
Termin: Freitag, 18. 10. 2013 und Samstag, 19. 10.
2013 = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Graz, Hotel Das Weitzer

Gesellschaftsrecht II
Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Diese Veranstaltung soll das Basisseminar „Gesell-
schaftsrecht I“ ergänzen. Das große Feld der Umgrün-
dung bzw Umstrukturierung gewinnt weiterhin an Be-
deutung. Dieses Seminar soll den Zugang zu dieser
komplexen Materie erleichtern. Im Vordergrund des
Seminars stehen Fusionsrecht, Spaltungsrecht und
Umwandlungsrecht. Die Probleme sollen fallorientiert
vorgetragen und diskutiert werden. Sämtliche Themen
werden sowohl aus gesellschaftsrechtlicher als auch aus
steuerrechtlicher Perspektive beleuchtet.

Referenten: Mag. Johannes Eisl, Wirtschaftstreuhänder
und Steuerberater in Salzburg
Univ.-Lektor Dr. Gerald Schmidsberger, M.B.L.-HSG,
RA in Wels
Univ.-Prof. Dr. Friedrich Rüffler, LL.M., Universität
Wien, Institut für Unternehmens- und Wirtschafts-
recht
Termin: Freitag, 18. 10. 2013 und Samstag, 19. 10.
2013 = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: St. Georgen i. A., Hotel Attergau-
hof
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Rechtsschutz vor dem EuGH
Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Der Rechtsschutz in der Europäischen Union beruht
auf einem Zusammenspiel zwischen den nationalen
Gerichten und den Unionsgerichten. Das Verständnis
der einzelnen Rechtsschutzmöglichkeiten vor den Uni-
onsgerichten ist für Rechtsanwälte unumgänglich.
Das Seminar bringt Ihnen aktuelle und umfassende In-
formationen über die Organisation der Unionsge-
richtsbarkeit, die für Rechtsanwälte relevanten Verfah-
rensarten (Nichtigkeitsklagen, Vorabentscheidungser-
suchen und Schadenersatzklagen), das Verhältnis zwi-
schen österreichischem und Unionsrecht und der
außervertraglichen Haftung der Union und der Mit-
gliedstaaten.

Besonders Augenmerk wird auf praktische Aspekte ge-
legt: Wie sollten Schriftsätze verfasst und strukturiert
werden, damit die Unionsgerichte sie möglichst gut
übersetzen und inhaltlich erfassen können? Was ist
bei der mündlichen Verhandlung besonders zu beach-
ten? Was erwartet einen vor Ort in Luxemburg?
Selbstverständlich wird auch die seit 1. 11. 2012 gelten-
de neue Verfahrensordnung des Europäischen Ge-
richtshofs besprochen.
Referent: lic. jur. Benedict Saupe, RA in Brüssel, Leiter
des Brüsseler Büros des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages
Termin: Montag, 21. 10. 2013 = 2 Halbtage
Veranstaltungsort: Wien, MODUL

Jagd- und Fischereirecht unter besonderer Berücksichtigung
der niederösterreichischen Rechtslage
Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Den Referenten geht es nach einer kurzen allgemeinen
Einführung darum, anhand von vielen praktischen Bei-
spielen typische Schwerpunkte der Materie zu erklären.
Bei den Teilnehmern aus anderen Bundesländern wird
auf die spezifische Rechtslage des jeweiligen Bundes-
landes ebenfalls eingegangen.
Alle drei Referenten üben die Jagd selbst aus. Univ.-
Lektor Dr. Probst und HR Dr. Enzinger sind in bera-
tender Funktion im Landesjagdverband NÖ tätig.
VPräs. Dr. Beck ist Absolvent des Universitätslehrgan-
ges „Akademischer Jagdwirt“ der Universität für Bo-
denkultur in Wien.

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilneh-
merzahl auf 25 Personen beschränkt ist-
Ab 18.00 Uhr: Dinner im Klostergasthaus Thallern mit
köstlichen Speisen vom Wild
Referenten: Dr. Rudolf Beck, Vizepräsident der Rechts-
anwaltskammer Niederösterreich, RA in Mödling
HR Dr. Philipp Enzinger, Bezirkshauptmann in Möd-
ling
Univ.-Lektor Dr. Stephan Probst, Universität Wien –

Internationale Entwicklung, RA in Wien
Termin: Mittwoch, 23. 10. 2013 = 2 Halbtage
Veranstaltungsort: Gumpoldskirchen, Freigut Thal-
lern Wein GmbH

Grundzüge der Bilanzanalyse und Unternehmensbewertung

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Die Beratung von Unternehmen erfordert nicht nur
profunde Rechtskenntnisse, sondern setzt auch in ho-
hem Maße Verständnis für wirtschaftliche Vorgänge
und Zusammenhänge voraus. Insbesondere bei der Ab-
fassung von Gesellschaftsverträgen, der Gestaltung von

Unternehmens- und Anteilskäufen und Umgründun-
gen ist der Wirtschaftsanwalt mit Fragen der Bilanz-
analyse und Unternehmensbewertung konfrontiert.
Referenten: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz
Pegger, RA in Innsbruck
Mag. Wilfried Stauder, StB in Innsbruck
Termin: Montag, 21. 10. 2013 = 2 Halbtage
Veranstaltungsort: Feldkirch, Montfort – das Hotel
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Rasche Maßnahmen und einstweiliger Rechtsschutz
Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Oft geht es schnell oder es muss schnell gehen. Dieses
Seminar gibt einen fundierten Überblick über einstwei-
lige Verfügungen im zivilgerichtlichen Verfahren, und
bietet Übungsmöglichkeiten zu Fällen aus der anwaltli-
chen Praxis. Der 3. Halbtag widmet sich diversen einst-
weiligen Maßnahmen im Familienrecht.

Referenten: o. Univ.-Prof. Dr. Bernhard König,Univer-
sität Innsbruck – Institut für zivilgerichtliches Verfah-
ren
Mag. Claudia Lantos, LL.M., RA in Innsbruck
Dr. Martin Weber, Richter des LG Innsbruck
Termin: Donnerstag, 24. 10. 2013 und Freitag,
25. 10. 2013 = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Innsbruck, Villa Blanka

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle
Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.

Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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www.manz.at/list.html?is
Die große Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit führt mit 1.1.2014 zu gravierenden Änderungen 
in der Bundesabgabenordnung.

Der brandneue Taschenkommentar bietet diese Änderungen schon jetzt und enthält:
• Gesetzestext zur BAO, AVOG und relevante Verordnungen
• zahlreiche kommentierte Anmerkungen zu jeder Bestimmung
• mehr als 500 grundlegende Entscheidungen der Höchstgerichte sowie
• viele Literaturhinweise.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Fischerlehner

Das neue Abgabenverfahren
BAO, AVOG, Verordnungen
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AVM im November 2013

Wir möchten Sie gerne auf folgende Seminare auf-
merksam machen:

1. Collaborative Law Practice Seminar
Seminarzeitraum: 22. 11. 2013–23. 11. 2013
Seminarort: RAKWien, 1010 Wien, Ertlgasse 2/Ecke
Rotenturmstraße 13, 1. Stock
Referenten: Dr. Friedrich Schwarzinger, Sabine Som-
merhuber
Kosten: a 550,– zuzüglich USt
Das Wesentliche an diesem außergerichtlichen Kon-
fliktlösungsmodell ist die interprofessionelle Teamar-
beit. Neben all der Erfahrung aus dem Bereich der Me-
diation werden die beauftragten Beraterinnen und Be-
rater auch in parteilichen Rollen tätig, allerdings mit
dem Auftrag, einen Konsens zu finden, bei dem mög-
lichst viele Interessen der Beteiligten berücksichtigt
wurden.
Je nach Situation können für jede Konfliktpartei Er-

wachsenen-Coaches (Zwei-Coach-Modell) beigezogen
werden oder ein Coach als Moderator (Ein-Coach-
Modell). Zusätzlich kann auch noch ein neutraler Fi-
nanzcoach beigezogen werden, und wenn Kinder be-
troffen sind, ein den Kinderbedürfnissen verpflichten-
der Kindercoach, der im Verhältnis zu den Eltern eine
neutrale Rolle einnimmt.
Seminarinhalt ist die Darstellung und Durchführung

des gesamten Modellablaufs anhand konkreter Situa-
tionen.

2. Konflikte greifbar machen – Aufstellung und Co
Gezeigt wird, wie Aufstellungsarbeiten in Mediationen
verwendet werden können.
Seminarzeitraum: 9. 11. 2013 von 9.00 Uhr bis
18.15 Uhr
Seminarort: RAKWien, 1010 Wien, Ertlgasse 2/Ecke
Rotenturmstraße 13, 1. Stock
Referent: Mag. Christoph Koda, Psychotherapeut
Kosten: a 245,– zuzüglich USt

Methoden zur Veranschaulichung von Mustern
und Dynamiken zu Konflikten
Für Mediation kann es oft eine große Hilfe sein, Zu-
sammenhänge und Wechselwirkungen in Konflikten
zu veranschaulichen, „angreifbar“ zu machen. Metho-
den wie Aufstellen, Arbeit am Systembrett und andere
Möglichkeiten der Visualisierung von Mustern und
Dynamiken sind verschieden einsetzbar: einiges fall-
weise direkt in der Arbeit mit MediandInnen, vieles
mehr noch zur eigenen Reflexion – allein, mit Co-Me-
diatorInnen oder in einer Intervision mit KollegInnen.
Ziel des Tages soll es sein, einen ersten Eindruck in

einige der wichtigsten Methoden zu erhalten, die eine
oder andere selbst zu erleben sowie ein oder zwei ein-
fache Möglichkeiten zur eigenen Anwendung mitzu-
nehmen.
Inhalte des Seminartags:
Theoretischer Überblick über einige wesentliche Me-
thoden der Veranschaulichung: Formen von Aufstel-
lungen, Systembrett, grafische Möglichkeiten zur Visu-
alisierung von Zusammenhängen. Praktische Erpro-
bung einzelner Methoden anhand von mitgebrachten
Konfliktbeispielen der TeilnehmerInnen. Einfache
Techniken zur eigenen Anwendung.
Anmeldung/Organisation (AVM):
E-Mail: office@avm-mediation.at
Tel: (01) 533 34 03
Frühbucherbonus:
Bei Buchung und Zahlung zwei Monate vor dem Semi-
nar erhalten Sie einen Frühbucherbonus von –20% auf
den Seminarpreis. Bei Buchung und Zahlung einen
Monat vor dem Seminar erhalten Sie einen Frühbu-
cherbonus von –10% auf den Seminarpreis.

RA Mag. Anna-Maria Freiberger,
Generalsekretärin der AVM
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Serie „Verwaltungsreform 2014“

ÖJZ
Österreichische
Juristen-Zeitung
Sonder-Abonnement 
Serie „Verwaltungsreform 2014“
14 Ausgaben um EUR 58,–

Was, wann, wohin?

Die ÖJZ beantwortet ab September 2013 alle Ihre 
Fragen zur großen Reform! In 14 Ausgaben erfahren Sie alles über:

•  Zuständigkeitsabgrenzung zwischen den Verwaltungsgerichten der 
Länder und des Bundes

•  Vorverfahren vor den Verwaltungsgerichten: Beschwerdevorentscheidung 
und Vorlageantrag

•  ordentliche und außerordentliche Revision an den VwGH – 
Neuerungen im VwGH-Verfahren

• Instrumente zur Verfahrensbeschleunigung

• wesentliches Sonderverfahrensrecht in Materiengesetzen

und vieles mehr!

Ihr Fahrplan für den Instanzenzug!

Erscheint 2013 im 68. Jahrgang.
Jährlich 22 Hefte, 14-tägig (2 Doppelnummern)
Sonder-Abonnement Serie „Verwaltungsreform 2014“: EUR 58,–
inkl. Versand (in Österreich)

www.oejz.at

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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ZAS-SEMINAR
ARBEITS- UND SOZIALRECHT

Zeitschrift  für Arbeits- und Sozialrecht

13
Mittwoch, 23. Oktober 2013, 9.15 – 16.45 Uhr
Wirtschaftskammer Österreich, Franz-Dworak-Saal
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien

 Schwerpunkt 
Der ältere Arbeitnehmer

 • Gleichbehandlungsfragen

 •  Beginn und Beendigung des
Dienstverhältnisses

 • Entgeltfi ndung und Vordienstzeiten

• Invalidität neu, Rehabilitation vor Pension

• Betriebliche Gesundheitsförderung

PLUS:
 • Judikatur-Update
 • Neues aus der Gesetzgebung
 • Fragen, Antworten, Diskussionen und mehr!

Das
Jahres-
Update

Infos und Anmeldung: Frau Barbara Krenn
MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung, 
Johannesgasse 23, 1015 Wien, FN 124 181 w, HG Wien,
Tel: 01/531 61-442 / Fax: 01/531 61-181 / E-Mail: bkr@manz.at
oder online unter www.manz.at/seminar-zas
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Verleihung der Würde und des Titels eines
Honorarprofessors an RA Dr. Dietmar Czernich

Am 26. 6. 2013 wurde RA Dr. Dietmar Czernich,
LL.M., in einem akademischen Festakt zum Ho-

norarprofessor an der Rechtswissenschaftlichen Fakul-
tät der Universität Innsbruck ernannt. Das gesamte
Rektorat der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck
sowie der überwiegende Teil der Professoren der
Rechtswissenschaftlichen Fakultät nahmen am Festakt
teil. In seiner Festansprache wies der Rektor der Leo-
pold-Franzens-Universität, Univ.-Prof. Dr. Tilman
Märk, auf die besondere Bedeutung hin, die die Ernen-
nung von Honorarprofessoren zur Verbesserung des
Wissensaustauschs zwischen Wissenschaft und Praxis
hat. Er zitierte die Satzung der Universität, wonach
diese Fachleuten, die großes Ansehen genießen, eine
hochqualifizierte wissenschaftliche Tätigkeit nachwei-
sen und über einen Zeitraum von mindestens sechs Jah-
ren in besonders vorbildlicherWeise Lehrveranstaltun-
gen abgehalten haben, die Würde und den Titel eines
Honorarprofessors verleihen kann. Diese Vorausset-
zungen treffen laut dem Rektor in besonderer Weise
auf Dr. Dietmar Czernich zu, insbesondere im Hinblick
auf seine mehr als 20-jährige Lehrtätigkeit im Bereich
des Zivilrechts.

vlnr: Rektor Univ.-Prof. Dr. Tilman Märk, Hon.-Prof.
Dr. Dietmar Czernich, Univ.-Prof. Dr. Andreas Schwartze

Der Laudator, Univ.-Prof. Dr. Andreas Schwartze, und
der Dekan der Rechtswissenschaftlichen Fakultät,
Univ.-Prof. Dr. Bernhard Eccher, wiesen im Rahmen
des akademischen Festakts auf die zahlreichen rechts-
wissenschaftlichen Veröffentlichungen von Dr. Diet-
mar Czernich im Bereich des Vertragsrechts, des Inter-
nationalen Zivilverfahrensrechts und des Schiedsrechts
hin. Univ.-Prof. Dr. Andreas Schwartze hob hervor,
dass die Schriften des neuen Honorarprofessors
Dr. Dietmar Czernich zu diesen Themenbereichen im
In- und Ausland große Beachtung gefunden haben
und auch von zahlreichen Gerichten außerhalb Öster-
reichs, bis hin zum Europäischen Gerichtshof, als
Grundlagen ihrer Entscheidungen verwendet werden.
Manche der wissenschaftlichen Kommentare von
Dr. Czernich sind mittlerweile zum Standardwerk in ih-
rem Bereich geworden. Die Rechtswissenschaftliche
Fakultät freue sich sehr, Dr. Dietmar Czernich im Kreis
ihrer Professoren begrüßen zu dürfen.

Daniela Held

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09
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Goldenes Ehrenzeichen der Republik
an zwei Tiroler Rechtsanwälte

Am Mittwoch, dem 10. 7. 2013, war es wieder
soweit: Zwei Tiroler Rechtsanwälte wurden

in Innsbruck mit demGoldenen Ehrenzeichen aus-
gezeichnet. RADr. Renate Erlacher-Philadelphy und
RA Dr. Christian J. Winder erhielten die hohe Aus-
zeichnung für besondere Verdienste um die Re-
publik Österreich.
Überreicht wurde das Goldene Ehrenzeichen vom

Präsidenten des Oberlandesgerichts Innsbruck,
Dr. Walter Pilgermair, in Vertretung des Bundespräsi-
denten Dr. Heinz Fischer im Rahmen eines feierlichen
Festakts in der Tiroler Rechtsanwaltskammer. Die Ge-
ehrten erhielten die Auszeichnung für ihre langjährige,
ehrenamtliche und verdienstvolle Tätigkeit für den Ti-
roler Rechtsanwaltsstand.

„Die Verleihung dieser hohen Auszeichnung ist ein
besonderer Beweis für die Wertschätzung für die von
RA Dr. Erlacher-Philadelphy und RA Dr.Winder geleis-
tete Arbeit durch die Republik Österreich. Auf diese
Anerkennung können sie zu Recht stolz sein.“, zeigt
sich Dr. Markus Heis, Präsident der Tiroler Rechtsan-
waltskammer, von den beiden Ehrungen erfreut.

Die Geehrten
RA Dr. Renate Erlacher-Philadelphy und Vizepräsident
RA Dr. Christian J. Winder erhielten das Goldene Eh-
renzeichen der Republik Österreich für ihre über 10-
jährige Tätigkeit in den Gremien der Tiroler Rechtsan-

waltskammer. RA Dr. Erlacher-Philadelphy ist seit 2002
für den Disziplinarrat tätig. RA Dr. Winder war von
2002 bis 2003 Mitglied des Disziplinarrats. 2003 wurde
er in den Ausschuss der Tiroler Rechtsanwaltskammer
gewählt und seit 2012 ist Dr. Winder zudem Vizepräsi-
dent.

Fotonachweis: Die Fotografen

Mit dem Goldenen Ehrenzeichen der Republik ausge-
zeichnet.
Vlnr: Präsident der Tiroler Rechtsanwaltskammer RA
Dr. Markus Heis, Vizepräsident der Tiroler Rechtsanwalts-
kammer RA Dr. Christian J. Winder, RA Dr. Renate Er-
lacher-Philadelphy und Präsident des OLG-Innsbruck Dr.
Walter Pilgermair. Mag. Johannes Lentner

Ordentliche Vollversammlung der Tiroler
Rechtsanwaltskammer am 23. 5. 2013

D er Einladung zur Vollversammlung am 23. 5. 2013
in Innsbruck folgten insgesamt 91 Rechtsanwältin-

nen und Rechtsanwälte sowie 18 Konzipientinnen und
Konzipienten. Nach der Begrüßung und der Feststel-
lung der Beschlussfähigkeit durch Präsident Dr. Mar-
kus Heis berichtete er über die Tätigkeiten des Aus-
schusses im vergangenen Jahr.

Präsident Dr. Markus Heis ging dabei vor allem auf
die Immobilienertragsteuer, die aktuellen Probleme
bei der Bestellung von Rechtsanwälten zu Sachwaltern
und auf die Arbeitsgruppen mit den Richtern zur Ef-
fizienz von Gerichtsverfahren ein. „Durch die Gesprä-
che mit der Justiz ist in den letzten Monaten viel er-
reicht worden. Vor allem wird deutlich, dass dort, wo
miteinander geredet wird, auch Verbesserungen mög-

lich sind“, zeigt sich Präsident Dr. Heis von der kon-
struktiven Zusammenarbeit mit der Tiroler Justiz er-
freut.
Anschließend präsentierte er das Projekt „Dialog mit

Rechtsanwälten“. In bisher vier Gesprächsrunden nutz-
ten über Einladung des Präsidenten bereits zahlreiche
Kolleginnen und Kollegen die Gelegenheit, sich zu
standesrechtlichen Themen zu äußern und darüber zu
diskutieren. Dazu Präsident Dr. Heis: „Diese Gesprä-
che dienen einerseits dazu, die Anliegen der Kollegin-
nen und Kollegen zu erfahren und andererseits über
die Standesarbeit zu informieren.“
Im Rahmen des Projekts „Anwältin und Mutter“ hob

er besonders die der Vollversammlung vom Ausschuss
vorgeschlagene Einführung eines Wochengeldes her-
vor. Damit soll neben dem bereits bestehenden Substi-
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tutions-Pool die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
für Anwältinnen und Mütter verbessert werden.
Der Präsident beendete seinen Bericht mit dem

Dank an alle Kolleginnen und Kollegen für ihre Bereit-
schaft zur Mitarbeit für gemeinsame Anliegen und an
die Funktionäre für ihr großes Engagement.

Der Präsident des Disziplinarrates Dr. Andreas
König wies in seinem Bericht zunächst darauf hin, dass
die eigene Disziplinargerichtsbarkeit eine wesentliche
Säule der Selbständigkeit und Unabhängigkeit unseres
Berufsstandes darstellt. Daher ist es wichtig und richtig,
dass auch in Hinkunft die Disziplinargerichtsbarkeit
durch Standesangehörige und nicht etwa durch die
Landesverwaltungsgerichte ausgeübt wird.
In Zeiten elektronischer Kommunikation ist die

Hemmschwelle, Anzeigen – und so auch Disziplinaran-
zeigen – zu erstatten, sehr nieder. Viel zu rasch ist ein
„Sachverhalt“ in einer E-Mail verschriftlicht und an alle
möglichen Stellen versandt. Aufgabe der Disziplinarge-
richtsbarkeit ist es daher nicht nur, erfolgte Berufs-
pflichtenverletzungen oder Beeinträchtigungen von
Ehre und Ansehen des Standes zu ahnden, sondern auch
mit Augenmaß zu prüfen, ob einer erstatteten Diszipli-
naranzeige tatsächlich ein Vergehen zugrunde liegt.
Sodann berichtete Präsident Dr. König, dass das ver-

gangene erste Jahr seiner Präsidentschaft durch einen
sehr großen Arbeitsanfall, aber durch eine noch grö-
ßere Zahl von Erledigungen im Disziplinarrat geprägt
war. Für den großen Einsatz bedankte er sich bei den
beiden Vizepräsidenten, insbesondere aber auch bei al-
lenMitgliedern des Disziplinarrates, sowie bei denMit-
arbeiterInnen der Kammerkanzlei.
Im Anschluss wurde über die Anträge des Ausschus-

ses abgestimmt. Auf Grund der Stimmen, die von den
Kollegen im Wege der Briefabstimmung abgegeben
wurden, konnte das für die folgenden Abstimmungen
erforderliche Quorum von mindestens einem Fünftel
der Kammermitglieder erreicht werden.
Mit überwiegender Mehrheit wurden beschlossen:

" Änderung der Geschäftsordnung der Tiroler
Rechtsanwaltskammer
– Verständigung von derVollversammlung undMit-

teilung von beabsichtigten Geschäftsordnungs-,
Satzungs- oder Treuhandbuchrichtlinienänderun-
gen in der Vollversammlung per Rundmail

– Verpflichtung zur Rückgabe von Legitimations-
und Beglaubigungsurkunden durch den Rechtsan-
walt

– Kundmachung der Geschäftsordnung auf der
Homepage der Tiroler Rechtsanwaltskammer

" Änderung des § 18 Abs 4 der Satzung Teil A
(Grundpension), um ehemaligen Anwälten eine
(aliquote) Pension zuzugestehen

" Änderung der Satzung des Unterstützungsfonds
zur Einführung einer Wochengeldregelung für An-
wältinnen und Mütter

Vor den weiteren Abstimmungen stand ein ausführli-
cher Bericht des Versicherungsmathematikers Franz
Walter Pagler über die Versorgungseinrichtung am
Programm. Neben einem Rückblick auf das Kammer-
pensionssystem der letzten Jahre gab er eine Vorschau
auf die künftigen Entwicklungen. Das Fazit: Die Tiro-
ler Rechtsanwaltskammer ist mit dem vorgenommenen
Kurs auf dem richtigen Weg. In seiner Analyse kommt
Pagler zu dem Ergebnis, dass eine jährliche Pensionsan-
passung von 1% bei einer jährlichen Erhöhung der Bei-
träge im Ausmaß von 5,5% möglich ist.
Anschließend wurden einstimmig beschlossen:

" Umlagenordnungen für die Jahre 2014, 2015 und
2016:
Festsetzung der Beiträge zur Versorgungseinrich-
tung Teil A (jährliche Erhöhung des Normbeitrags
im Ausmaß von 5,5%) und zur Zusatzpension Teil B
(Jahresbeitrag für 2014a 4.000,–, für 2015a 4.200,–
und für 2016 a 4.400,–).

" Festsetzung der Leistungsordnungen für die
Jahre 2014, 2015 und 2016:
Leistungen aus der Grundpension Teil A: 2014
a 33.670,– brutto jährlich, 2015 a 34.006,– brutto
jährlich und 2016 a 34.356,– brutto jährlich; Leis-
tungen aus der Zusatzpension Teil B: wie bisher.

" Beitragsordnung 2014 (Kammerbeiträge, Versi-
cherungen etc)
– Ersatz des gestaffelten Zuschlags zum Kammer-

beitrag des Rechtsanwalts für seine(n) Konzipien-
ten durch einen einheitlichen Zuschlag von
a 400,– pro Jahr und Konzipient

– Festsetzung der sonstigen Beiträge und Gebühren
wie bisher

– Neue Fälligkeit der Versicherungsprämien am 20.
1. eines jeden Jahres

– Kundmachung auf der Homepage der Tiroler
Rechtsanwaltskammer.

Rechnungsabschluss 2012 und Voranschlag 2013

Nach dem Bericht des Präsidenten Dr. Heis zum Rech-
nungsabschluss 2012 der Kammerkasse, der Versor-
gungseinrichtung Teil A und des Unterstützungsfonds
informierte der Rechnungsprüfer Dr. Söllner über seine
Prüfungstätigkeit gemeinsam mit Dr. Ellinger und stellte
den Antrag, dem Kammerausschuss die Entlastung zu er-
teilen. Die Entlastung wurdemit den Stimmenthaltungen
der Ausschussmitglieder erteilt und der Jahresabschluss
genehmigt. Ebenso einstimmig wurde der Voranschlag
für die Kammerkasse für 2013 beschlossen.

Wahlen

Ausschuss
Dr. Birgit Streif wurde zur weiteren Präsidenten-Stell-
vertreterin und Delegierten zur Vertreterversammlung
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages ge-

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09

Chronik



514 Österreichisches Anwaltsblatt 2013/09

wählt. Sie ist damit die erste Frau im nunmehr dreiköp-
figen Präsidium der Tiroler Rechtsanwaltskammer.
Neu in den Ausschuss wurde Mag.Martin Dimai ge-

wählt. Er rückt damit Dr. Michael E. Sallinger MAS,
LL.M., nach, der nach 13 Jahren verdienstvoller Tätig-
keit für den Anwaltsstand über eigenen Wunsch aus
dem Ausschuss ausgeschieden ist.

Das neue Präsidium der Tiroler
Rechtsanwaltskammer

Fotonachweis: Tiroler Rechtsanwaltskammer
vlnr: Präsident Dr. Markus Heis, Vizepräsidentin Dr. Bir-
git Streif und Vizepräsident Dr. Christian J. Winder

Anwaltsrichter
Zum Anwaltsrichter der Obersten Berufungs- und Dis-
ziplinarkommission wurde der bisherige Vizepräsident
des Disziplinarrates Dr. Walter Waizer gewählt. Er
folgt damit Dr. Heinz Knoflach nach, der nach langjäh-
riger ehrenamtlicher Tätigkeit für die Tiroler Rechts-
anwaltskammer infolge Pensionierung seine Funktion
zurücklegte.

Disziplinarrat
Neu in den Disziplinarrat wurden Mag. Iris Jäger – sie
folgt der über eigenen Wunsch ausgeschiedenen

Dr. Teresa Zanon-Celigoj nach – und Dr. Ralf Geymayer
gewählt, der Dr.Walter Waizer auf Grund dessenWahl
zum Anwaltsrichter nachrückt.

Ehrenpräsidentschaft für Dr. Harald Burmann und
Dr. Georg Huber (Kufstein)
Im Anschluss an die Wahlen verlieh die Vollversamm-
lung mit jeweils einer Stimmenthaltung einstimmig Dr.
Harald Burmann, Mitglied des Disziplinarrates von
1981 bis 1988, Ausschussmitglied seit 1988, Vizepräsi-
dent von 1997 bis 2006 und Präsident der Tiroler
Rechtsanwaltskammer von 2006 bis 2012, und Dr. Ge-
org Huber (Kufstein), Disziplinarratsmitglied von 1985
bis 1994 und Präsident des Disziplinarrates von 1994
bis 2012, die Ehrenpräsidentschaft der Tiroler Rechts-
anwaltskammer. Mit Standing Ovations bedankte sich
die Plenarversammlung bei den beiden ehemaligen
Präsidenten für ihr jahrzehntelanges Engagement für
den Tiroler Anwaltsstand.

Fotonachweis: Tiroler Rechtsanwaltskammer
vlnr: Ehrenpräsident Dr. Harald Burmann, Präsident
Dr. Markus Heis, Ehrenpräsident Dr. Georg Huber

Nach den Dankesworten der Ehrenpräsidenten schloss
Präsident Dr. Heis die Vollversammlung mit seinem
Dank an alle Kolleginnen und Kollegen für ihre Teil-
nahme.

Ehre, wem Ehre gebührt

M it den beiden Rechtsexperten Univ.-Prof. Dr. Jo-
hannes Zollner und Univ.-Prof. Dr. MMag. Johan-

nes Heinrich pflegt die Rechtsanwaltskammer für Kärn-
ten eine enge Verbundenheit und damit gleichzeitig
produktive Arbeitsgemeinschaft. Nun wurde diese (ju-
ristische) „Freundschaft“ mit dem Ehrenzeichen der
Rechtsanwaltskammer für Kärnten besiegelt.
Für Univ.-Prof. Dr. Johannes Zollner war es so et-

was wie eine „Abschiedsvorstellung“. Der Rechtsex-

perte lehrte in den vergangenen Jahren am Institut
für Rechtswissenschaften an der Alpen-Adria-Univer-
sität Klagenfurt, folgte nun aber wieder dem Ruf an
die Karl-Franzens-Universität in Graz. Dass es aber
kein Abschied für immer sein wird, dafür sorgt die
Rechtsanwaltskammer für Kärnten, die dem sportli-
chen 37-Jährigen für seine Verdienste rund um die
Kärntner Advokatur dieser Tage das Ehrenzeichen
der Rechtsanwaltskammer für Kärnten verlieh. Ge-
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meinsam mit dem Präsidenten der Rechtsanwalts-
kammer für Kärnten Dr. Gernot Murko entwickelte
Zollner Projekte wie das „Forum Wirtschaftsrecht“,
das „Forum Privatstiftung“ oder das „Forum Unter-
nehmensnachfolge“ und brachte Interessenten die
neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse in diesen
Bereichen näher.
Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Dr. Erich Schwarz in seiner

Laudatio, seines Zeichens Dekan der Fakultät fürWirt-
schaftswissenschaften: „Mit Johannes Zollner verbindet
die Rechtsanwaltskammer für Kärnten eine tiefe
Freundschaft, aber auch eine produktive Arbeitsge-
meinschaft.“

Zollner stand aber nicht allein im Mittelpunkt. Mit
ihm geehrt wurde Univ.-Prof. Dr. MMag. Johannes
Heinrich. Auch er kooperiert seit Jahren eng mit der
Rechtsanwaltskammer für Kärnten und war ebenso
wie sein scheidender Institutskollege maßgeblich an
der Entwicklung diverser Projekte beteiligt. Als Lauda-
tor in seinem Fall stand der Präsident der Rechtsan-
waltskammer für Kärnten, Dr. Gernot Murko, am Po-
dium: „Für mich ist dies ein Zeichen des Weiterbeste-
hens einer engen Verbundenheit und gleichzeitig der
Beginn für weitere Aktivitäten“, wandte Murko seine
Worte an beide Geehrten.
Mit viel Applaus bedankten sich für das Engagement

der beiden Herren die Rechtsanwälte Dr. Wolf-Günter

Auer, Dr. Walter Brunner, Mag. Gerlinde Murko, Mag.
Birgit Brass,Mag. Konrad Burger-Scheidlin,Dr. Constan-
tino De Nicolo, Dr. Herbert Felsberger, Dr. Bernhard
Fink, Dr. Herwig Hasslacher, Dr. Alexander Klaus,
Dr. Bernd Peck, Dr. Tanja Mulley, die Notare Mag.
Klaus Schöffmann, Dr. Erfried Bäck, Dr. Christine Fitzek,
Dr. Isolde Sauper, Richter Dr. Herwig Handl, Wirt-
schaftstreuhänder Mag. Peter Katschnig, Bankerin
Mag. Gabriella Zarre und viele andere mehr.

Bildhinweis: RAK/Wajand

Rechtsanwaltskammer: Landesregierung
gefährdet Lehrstellen

Änderung in der Lehrlingsausbildung zum
Rechtskanzleiassistent und zur Rechtskanzlei-

assistentin sorgt für Unmut unter den 271 Rechts-
anwälten im Bundesland Kärnten. Sie wollen
künftig keine Lehrlinge mehr ausbilden, zwei
Lehrverhältnisse wurden bereits beendet. Die
Rechtsanwaltskammer für Kärnten wurde in den
Entscheidungsprozess nicht miteingebunden.

„Danke, fünf setzen!“ Ein „Nicht genügend“ vergibt
die Rechtsanwaltskammer für Kärnten der Kärntner
Landesregierung für das Fach „Lehrlingsausbildung
Rechtskanzleiassistent“. „Die Situation ist einfach un-
zumutbar – für die Ausbildner, sprich die 271 Rechts-
anwälte in unserem Bundesland, die Auszubildenden
selbst, die anderen Kanzleimitarbeiter und nicht zuletzt
für die Klientinnen und Klienten“, schießt Dr. Gernot
Murko, seines Zeichens Präsident der Rechtsanwalts-
kammer für Kärnten, gegen die Verantwortlichen in
der Kärntner Landesregierung scharf.
Seine Kritik kommt nicht von ungefähr: Bis dato be-

suchten die angehenden Rechtskanzleiassistentinnen

und Rechtskanzleiassistenten im Zuge ihrer dreijähri-
gen Lehrlingsausbildung einmal pro Woche die Be-
rufsschule. Nun ist alles anders – sehr zum Missfallen
der ausbildenden Rechtsanwälte und Rechtsanwältin-
nen. Denn: „Ab sofort sollen die Lehrlinge die Berufs-
schule in Blöcken zu je zehn Wochen am Standort
St. Veit/Glan besuchen“, erklärt Murko. Das sei, wie
er sagt, für alle Beteiligten schlichtweg unzumutbar.
Seine Begründung: „Die Lehrlinge werden in sehr klei-
nen Einheiten mit maximal fünf Kanzleimitarbeitern in
konkreten Fällen und Mandanten ausgebildet. Sie sind
mit den Klientinnen und Klienten oft sehr vertraut und
selbstverständlich in die täglichen Abläufe mit einge-
bunden.“ Eine zehnwöchige Abwesenheit en suite sei
dem Ausbildner nicht zumutbar, der Ausbildung nicht
dienlich, zudem würden in manchen Bereichen große
Betreuungslücken auftreten. Was Dr. Gernot Murko
aber besonders ärgert: „Die Rechtsanwaltskammer für
Kärnten wurde als Interessenvertretung der Rechtsan-
wälte und Rechtsanwältinnen in Kärnten nicht einge-
bunden. Wir haben erst durch Beschwerden davon er-
fahren!“
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Der Protest der Betroffenen ist massiv und zeigt erste
(negative) Auswirkungen: Zwei Lehrverhältnisse in der
Probezeit wurden nämlich aufgrund dieser Änderung
bereits beendet. Weitere Rechtsanwälte und Rechtsan-
wältinnen, die derzeit Lehrlinge in ihren Kanzleien be-
schäftigen, haben geäußert, künftig davon Abstand zu
nehmen. „In Anbetracht der Arbeitslosenzahlen in
Kärnten und der stetig steigenden Jugendarbeitslosig-
keit ist diese Maßnahme einfach nicht nachvollzieh-
bar“, so Präsident Murko weiter.
Dr. Gernot Murko hat bereits erste Schritte gesetzt –

bislang allerdings ohne Ergebnis: Ein Gespräch mit

dem Direktor der Fachberufsschule in der Herzogstadt
hat zumindest keine Lösung herbeigeführt, einem Ter-
minwunsch mit der zuständigen Abteilungsleiterin der
Fachabteilung in der Kärntner Landesregierung wurde
nicht entsprochen. Jetzt hofft er auf Unterstützung von
oberster Stelle, durch die Kärntner Landesregierung.
Ein Schreiben ergeht dieser Tage an Landeshaupt-
mann Dr. Peter Kaiser. Von Seiten derWirtschaftskam-
mer Kärnten, die bereits heftig gegen diese Maßnahme
protestiert hat, erhofft sich Murko ebenfalls Unter-
stützung.

Diversity – Menschen mit Behinderungen
in Rechtsberufen1)

A nlässlich des 5. Jahrestags des Inkrafttretens der
UN-Konvention über die Rechte von Menschen

mit Behinderungen am 3. 5. 2013 veranstaltete der Ös-
terreichische Rechtsanwaltskammertag gemeinsam mit
dem Forschungsinstituts für Rechtsentwicklung der
Universität Wien, der Österreichischen Notariatskam-
mer, der Vereinigung der österreichischen Richterin-
nen und Richter und der Vereinigung Österreichischer
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte eine Enquete zum
Thema „Diversity – Menschen mit Behinderungen in
Rechtsberufen“. Es wurden Erfahrungen Betroffener
ausgetauscht, rechtliche Rahmenbedingungen erörtert
und politische Perspektiven diskutiert. Blinde Juristin-
nen und Juristen aus anderen europäischen Ländern
und Sparten schilderten ihren Berufsalltag. Auch
Dr. Petra Bungart, eine von 70 blinden Richterinnen
und Richtern in Deutschland, konnte im Rahmen der
Veranstaltung Überzeugungsarbeit leisten, indem sie
ihre Erfahrungen schilderte und dabei betonte, dass
das Richteramt in Deutschland einer jener klassischen
Berufe sei, der sehbehinderten Menschen empfohlen
werde. Die ausländischen Erfahrungen haben über-
zeugt. Nur wenige Monate später treten erstmals
blinde Personen in Österreich in das Richteramt ein:
Unter den frisch ernannten Richtern am neuen Bun-
desverwaltungsgericht befinden sich auch zwei blinde
Juristen. Einer davon, Dr. Alexander Niederwimmer,
bisher Polizeijurist in Oberösterreich, war einer der
Teilnehmer der Enquete und berichtete eindrucksvoll
über seinen Berufsalltag. ÖRAK-Präsident Dr. Rupert
Wolff begrüßt diese erste Öffnung des Richterberufs
für blinde und sehbehinderte Menschen als wichtiges
Signal der Offenheit und Antidiskriminierungsbemü-
hungen der Rechtsberufe.

Foto: Christine Kainz
vlnr: Dr. Alexander Niederwimmer, Polizeijurist, Landes-
polizeidirektion Oberösterreich; Dr. Petra Bungart, Richte-
rin, Amtsgericht Duisburg

Foto: Christine Kainz
vlnr: Dr. Franz-Joseph Huainigg, Abgeordneter zumNati-
onalrat; az. Prof. Dr. Reinhard Klaushofer, Universität
Salzburg

1) In der Rubrik „Resonanz“ finden Sie den persönlichen Beitrag von RA
Mag. Heinz Templ, LL.M., der als Betroffener über seine Erfahrungen
berichtet.
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Foto: Christine Kainz

vlnr: Moderator Dr. Peter Resetarits, ORF; Dr. Oliver
Scheiber, Vorsteher des BG Meidling; Univ.-Doz.
DDr. Ludwig Bittner, Präsident Österreichische Notariats-
kammer; Dr. Gerhard Jarosch, Präsident Vereinigung Ös-
terreichischer Staatsanwältinnen und Staatsanwälte; Mag.
Werner Zinkl, Präsident Vereinigung der österreichischen
Richterinnen und Richter; Dr. Rupert Wolff, Präsident Ös-
terreichischer Rechtsanwaltskammertag.

Bernhard Hruschka,
ÖRAK

Maria Anna von Ertl’sche Stiftung
D ie Maria Anna von Ertl’sche Stiftung verleiht auch

für das Jahr 2013 Stipendien an Rechtsanwälte.
Anträge auf Gewährung der Stipendien können von
Rechtsanwälten spätestens innerhalb von drei Kalen-
derjahren nach der erstmaligen (berufsbegründenden)
Eintragung als Rechtsanwalt in die Liste der Rechtsan-
waltskammer Wien gestellt werden, wobei das Jahr der
Eintragung selbst nicht mitgerechnet wird. Die erstma-
lige Eintragung in einer anderen Rechtsanwaltskammer
erfüllt nicht die Antragsvoraussetzungen.
Anträge können daher von all jenen Rechtsanwälten

gestellt werden, die im Jahr 2010 oder danach, spätes-
tens jedoch mit Ablauf des Jahres 2013, erstmals als
Rechtsanwalt in die Liste der Rechtsanwaltskammer
Wien eingetragen wurden und noch eingetragen sind.
Ein Bewerbungsansuchen kann nur einmal gestellt

werden.
Anlässlich der Antragstellung hat der Antragswerber

die Absicht der unmittelbar bevorstehenden Gründung
oder Mitbegründung einer Rechtsanwaltskanzlei oder
die Beteiligung an einer Rechtsanwaltskanzlei in Wien
sowie die ihm dadurch entstehenden einmaligen und
danach laufenden Kosten darzutun und glaubhaft zu
machen und dem eine Einnahmenschätzung gegen-
überzustellen (Businesscase).
Die Gründung, Mitbegründung oder Beteiligung ist

ohne Verzug nachzuweisen, erforderliche Unterlagen
sind über Verlangen vorzulegen.
Der Punkt Zweitens erster Absatz des Stiftbriefs lau-

tet:
„Diese Stiftung soll angehenden Rechtsanwälten männ-

lichen und weiblichen Geschlechtes, dh solchen, bei welchen

bereits die Voraussetzungen für die Ausübung der Rechts-
anwaltschaft in Wien gegeben sind, verliehen werden,
welche ferner unbemittelt sind, von Sitten, Rechtschaffen-
heit und christkatholischer Religion echte Beweise abstat-
ten und zugleich den Nachweis der mindestens mit sehr
gutem Erfolge abgelegten Rechtsanwaltsprüfung erbrin-
gen.“
Der Punkt Viertens erster und zweiter Absatz des

Stiftbriefs lautet:
„Diejenigen, welchen diese Stiftung verliehen wird, erhal-

ten im Rahmen der von ihnen dargetanenen Kosten einen
Stiftungsbetrag von insgesamt bis zu EUR 80.800,–, wobei
für die Kosten der Gründung, Mitbegründung oder Beteili-
gung sogleich ein Betrag von EUR 26.800,– in bar und zur
teilweisen Deckung der laufenden Kosten des Kanzleibetrie-
bes durch fünf nacheinander folgende Jahre jedes Jahr ein
Betrag von EUR 5.400,– in halbjährigen Raten auszube-
zahlen sind.

Die Auszahlung erfolgt insoweit die liquiden Mittel der
Stiftung reichen. Eine Stiftung kann auch zwischen Stif-
tungswerbern geteilt werden.“
In den Stiftbrief kann in der Bibliothek der

Rechtsanwaltskammer Wien Einsicht genommen
werden.
Ansuchen mit allen Unterlagen um Verleihung der

Stiftung sind bis spätestens 31. 1. 2014 beim Präsiden-
ten der Rechtsanwaltskammer Wien zu stellen.
Stiftungssatzung, Merkblatt und Fragebogen finden

sich auch auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertags www.rechtsanwaelte.at, in-
terner Bereich, Punkt 4. Weitere Informationen unter
Maria Anna von Ertl’sche Stiftung.
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IAML-European Chapter-Award für junge
Rechtsanwälte 2014
Einführung

V or drei Jahren hat das European Chapter der Inter-
national Academy of Matrimonial Lawyers

(IAML) einen jährlichen Preis (Award) für junge An-
wälte, für die Besten eines juristischen Aufsatzwettbe-
werbes, eingerichtet. Der Award hat sich zum Ziel ge-
setzt, die Forschung und Kompetenz junger Familien-
rechtsanwälte zu fördern und den Bekanntheitsgrad
der Ziele der IAML unter den anderen Berufskollegen
zu verbessern.

Preis

Der jährliche Award besteht aus einem Preis von
a 1.000,– an den Autor des besten Aufsatzes und
a 500,– für die beiden nachfolgend Platzierten. Der
Award wird anlässlich der Jahrestagung des European
Chapters in Bordeaux, Frankreich, überreicht. Diese
wird vom 19. 3. 2014 bis 23. 3. 2014 stattfinden. Der
Gewinner wird etwa zwei Monate vor diesem Treffen
bekanntgegeben. Er wird einen weiteren Betrag von
bis zu a 2.000,– erhalten, um an dem Treffen teilzu-
nehmen und die Fahrtkosten abzudecken.

Auswahlverfahren

Der beste Aufsatz und auch die zwei weiteren besten
Aufsätze werden von einem Panel, das aus Mitgliedern
des European Chapters aus verschiedenen Rechtsord-
nungen besteht, ausgewählt. Die Kriterien für die Aus-
wahl werden Einfallsreichtum, Bedeutung und Schwie-
rigkeit der rechtlichen Sachfragen, die Bedeutung des
Themas für die IAML, Forschung und Struktur,
Schreibstil und Präsentation sein.

Thema

Das diesjährige Thema wird sich mit einem für die
IAML und für europäische Familienrechtsanwälte be-

deutenden Gegenstand befassen, typisch mit einem in-
ternationalen Bezug und/oder einer Analyse der gegen-
wärtigen oder geplanten Entwicklung.

Der Titel des diesjährigen Aufsatzes lautet: Soll-
ten die anwendbaren Rechtsvorschriften über Vermögensauf-
teilung in Europa durch die lex fori ersetzt werden? Disku-
tieren Sie im Allgemeinen oder mit Bezug auf die Rechtslage
und praktische Erfahrungen in Ihrem Land.
Der Aufsatz sollte nicht weniger als 2.000 und nicht

mehr als 3.000 Worte ausschließlich der Fußnoten ha-
ben. Obwohl innerhalb der Akademietreffen die Fach-
sprache Englisch ist, kann dieser Aufsatz gern in jeder
Sprache verfasst werden.

Auswahlkriterien

Die Teilnehmer müssen qualifizierte praktizierende
Familienrechtler mit bis zu zehn Jahren Berufserfah-
rung und wohnhaft in Europa sein.

Veröffentlichung

Der beste Aufsatz wird auf der IAML-Website und im
IAML-Newsletter veröffentlicht. Der Aufsatz sollte
noch nicht publiziert sein und auch nicht zur Publika-
tion anstehen, kann aber selbstverständlich im Nachhi-
nein unter Hinweis auf die IAML veröffentlicht wer-
den. Die Ausschreibung wird auf der IAML-Website
veröffentlicht und alle Mitglieder des European Chap-
ters werden darum gebeten, in ihrer jeweiligen Rechts-
ordnung Details und Highlights des Awards zu verbrei-
ten.

Deadline

Aufsätze für den vierten jährlichen Award sollten spä-
testens am 15. 11. 2013 elektronisch anDonna Goddard,
IAML, unter donna.goddard@iaml.org gesandt wer-
den.
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Programm Anwaltstag 26. bis 28. 9. 2013
Donnerstag, 26. 9. 2013

19.30 Uhr Begrüßungsabend
Künstlerhaus Klagenfurt
(Goethepark 1, 9020 Klagenfurt am Wörthersee)

Freitag, 27. 9. 2013

Foto: H. Hermes

9.30 Uhr Festliche Eröffnung
Wappensaal im Landhaus Klagenfurt
(Landhaushof 1, 9020 Klagenfurt am Wörthersee)
Begrüßung durch den Präsidenten der Rechtsanwalts-
kammer für Kärnten Dr. Gernot Murko
Grußworte des Ersten Präsidenten des Kärntner Land-
tages Ing. Reinhart Rohr
Grußworte des Präsidenten der Wirtschaftskammer
Österreich Dr. Christoph Leitl

Videobotschaft von Bundespräsident
Univ.-Prof. Dr. Heinz Fischer
Eröffnung durch den Präsidenten des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages Dr. Rupert Wolff
Festansprache der Bundesministerin für Justiz
Univ.-Prof. Mag. Dr. Beatrix Karl
Festansprache von Univ.-Prof. Dr. Gerhard Baumgart-
ner, Alpen-Adria Universität Klagenfurt
„Grundrechte und Datenschutz“

12.30 Uhr Mittagessen
Hotel Sandwirth
(Pernhartgasse 9, 9020 Klagenfurt am Wörthersee)

14.00 Uhr „Grundrechte im Rechtssystem“

Podiumsdiskussion mit Impulsreferaten
Hotel Sandwirth
Grundrechtsschutz unter besonderer Berücksichtigung
der neuen Gesetzesbeschwerde
(Vizepräsident Dr. Bernhard Fink)
Grundrechte im Kindschaftsrecht, Sachwalterrecht
(Dr. Barbara-Cecil Prasthofer-Wagner)
Ist das Pflichtteilsrecht noch zeitgemäß?
(Dr. Elisabeth Scheuba)
Gebühren – Rechtssicherheit
(Univ.-Prof. MMag. Dr. Johannes Heinrich)
Rechtsmittelverfahren im Strafrecht
(Vizepräsidentin Dr. Elisabeth Rech)
Moderation: Präsident Dr. Rupert Wolff

14.00 Uhr Partner- und Gästeprogramm
Aussichtsturm Pyramidenkogel (Abfahrt vom Hotel
Sandwirth)

8. Deutscher Handels- und
Gesellschaftsrechtstag in Berlin

Am 13. und 14. 9. 2013 findet in Berlin bereits der
8. Deutsche Handels- und Gesellschaftsrechtstag

statt, die Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft Han-
dels- und Gesellschaftsrecht im DAV. Sie bildet mit
180 Teilnehmern den Höhepunkt der Veranstaltun-
gen der Arbeitsgemeinschaft. Die Tagung wird in Ko-
operation mit der DeutschenAnwaltAkademie durch-
geführt.
Beim Handels- und Gesellschaftsrechtstag ist es in-

zwischen gute Übung, dass der Freitagvormittag den
Vertretern aus Gesetzgebung und Rechtsprechung vor-
behalten ist. So wird zunächst Prof. Dr. Ulrich Seibert,
zuständiger Ministerialrat im Bundesministerium der
Justiz, über die aktuellen Entwicklungen aus der Ge-

setzgebung berichten, so zB über die neue Partner-
schaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung
(PartG mbB). Anschließend wird der Vorsitzende des
zweiten, für Gesellschaftsrecht zuständigen Zivilsena-
tes des Bundesgerichtshofes, Prof. Dr. Alfred Berg-
mann, über aktuelle Entscheidungen aus dem Senat be-
richten. Der Zivilsenat achtet bei seinen Entscheidun-
gen streng darauf, jeweils nur den konkreten Einzelfall
zu entscheiden und somit von Grundsatzausführungen
weitgehend Abstand zu nehmen.
Der Schwerpunkt der übrigen Tagungsthemen liegt

in diesem Jahr auf Fragen des Personen- und Kapital-
gesellschaftsrechts: Dazu behandelt Prof. Dr. Tim Dry-
gala, Universität Leipzig, die faktischen Organverhält-
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nisse bei der AG. Besondere Aktualität besitzt der Vor-
trag von Prof. Dr. Ulrich Noack, Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf, zu den vorläufigen Verbindlichkei-
ten angefochtener Gesellschafterbeschlüsse. Auf nach-
vertragliche Wettbewerbsverbote mit Organmitglie-
dern und leitenden Angestellten wird das Referat von
Rechtsanwalt Dr. Thomas Müller-Bonanni, LL.M.,
Düsseldorf, aufmerksam machen.
Aber auch ein interessanter Exkurs darf nie fehlen:

Dr. Kilian Bälz, Rechtsanwalt in Kairo, referiert zum
derzeit aktuellen Brennpunktthema: Islam und Recht
– Wirtschaftsrecht nach dem Arabischen Frühling.
Insbesondere die Themen mit insolvenzrechtlichem

Bezug sind konjunkturbedingt wieder von großer prak-

tischer Relevanz. Auf der diesjährigen Tagung beschäf-
tigt sich Prof. Dr. Marc-Philippe Weller, Universität
Freiburg, mit der „Reise mit der Insolvenz (Verlegung
des Sitzes/Wohnsitzes)“.
Ein gemeinsames Abendprogramm rundet die Ver-

anstaltung ab und gibt die Möglichkeit zum regen Aus-
tausch unter Kollegen.
Das komplette Programm und weitere Informatio-

nen zum 8. Deutschen Handels- und Gesellschafts-
rechtstag finden Sie unter www.anwaltakademie.de
Anmelden können Sie sich entweder auf der Home-

page, per E-Mail bei Ihrem Ansprechpartner Marko
Böhme (boehme@anwaltakademie.de) oder per Fax
(+49-30-726153-111).

Symposium
Umsetzung der Verbraucherrechte-Richtlinie
in den Staaten Zentral- und Osteuropas

D ie Forschungsstelle für Europäische Rechtsent-
wicklung und Privatrechtsreform an der Rechts-

wissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien ver-
anstaltet am

Donnerstag, dem 7. 11. 2013, von 10.00 bis ca
18.00 Uhr, und

am Freitag, dem 8. 11. 2013, von 9.30 bis ca
13.00 Uhr,
im Dachgeschoß des Juridicums, Schottenbastei

10–16, 1010 Wien
ein Symposium zur Umsetzung der Verbraucher-

rechte-Richtlinie in den mittel- und osteuropäischen

Staaten. Die Veranstaltung richtet sich anWissenschaft
und Praxis.
Tagungssprache ist Deutsch. Die Teilnahme ist kos-

tenlos, jedoch von einer Anmeldung abhängig. Das ge-
naue Programm, die Themen und die Reihenfolge der
Referate sind der Homepage der Forschungsstelle,
fsprivatrechtsreform.univie.ac.at, zu entnehmen.

Anmeldung unter: sekretariat.rudolf.welser@univie.
ac.at oder telefonisch (ab 13.30 Uhr) unter +43 0(1)
4277-348 07.

Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Wien,
Forschungsstelle für Europäische Rechtsentwicklung und

Privatrechtsreform,
Leitung: em. o. Univ.-Prof. DDr. h.c. Dr. Rudolf Welser

Juristen-Ball 2014

F asching-Samstag, 1. 3. 2014, in der Hofburg
Vienna
Junge Damen und Herren laden wir ein, den Ball zu

eröffnen und sich dazu ehestens – möglichst paarweise
– im Ballbüro anzumelden.
Ehebaldige Tischreservierung wird empfohlen!
Post: 1017 Wien, Parlament, Postfach
E-Mail: office@juristenball.at www.juristenball.at

Büro dzt: Wien 8., Landesgerichtsstraße 11,
Parterre, Zi. 063
Tel: +43 (0)1 40127-1535, Fax: +43 (0)1 40127-1482;

Montag – Freitag 9–13 Uhr
Kleidung:
Damen: großes (= langes) Abendkleid
Herren: Frack, Smoking oder Uniform (großer Ge-

sellschaftsanzug)
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„Blindheit“ in juristischen Kernberufen?
Ein persönlicher Beitrag zur Diskussion

Auch Menschen mit bestem
Sehvermögen können mit

Blindheit geschlagen sein.1)

I. Vorwort

Anfang Mai dieses Jahres fand
anlässlich des 5. Jahrestags des
Inkrafttretens der UN-Kon-
vention über die Rechte von
Menschen mit Behinderung
eine Enquete „Diversity –

Menschen mit Behinderungen in Rechtsberufen“2)
statt. Seit einigen Jahren entflammt anlässlich des be-
ruflichen Diskriminierungsverbotes im UN-Überein-
kommen immer wieder eine Diskussion über dieses
Thema, die va am sehr plakativen Beispiel sehbehinder-
ter und blinder Juristen, die Staatsanwalt oder Richter
werden wollen, geführt wird.
Der Ernüchterung über die nicht mehr zeitgemäßen

Zugangsbeschränkungen für sehbehinderte und blinde
Juristen in den juristischen Kernberufen wusste nur der
Präsident der Rechtsanwaltskammer Dr. Wolff etwas
entgegenzusetzen. Er berichtete, dass im Gegensatz
zu den Richtern/Staatsanwälten und Notaren, es beim
Stand der Rechtsanwälte weder de iure noch de facto
Beschränkungen für Menschen mit Behinderung bei
der Ausübung der Anwaltschaft gibt.
Ich selbst lebe seit meiner Geburt mit einem Sehrest

von etwa drei Prozent und habe im letzten Jahr, nach
sieben Jahren in einer großen Wirtschaftskanzlei,
meine eigene Kanzlei gegründet. In die Öffentlichkeit
bin ich mit meinem Handicap noch nie gegangen.
Nur Freunde, Bekannte und meine Familie wissen
von dieser sehr persönlichen Angelegenheit. Ich denke
aber, dass es Beiträge wie diesen braucht, um Vorurteile
zu entkräften und darzustellen, dass es ohne weiteres
möglich ist, mit einer (Seh)Behinderung einen juristi-
schen Kernberuf auszuüben. Darum komme ich mit
diesem Artikel gerne dem Ersuchen des Herrn Präsi-
denten nach und teile meine Erfahrungen.

II. Beitrag zur Diskussion

Was in Ländern wie Deutschland und Frankreich seit
langem zum juristischen Alltag gehört, fällt in Öster-
reich noch unter ein Berufsverbot – blinde und sehbe-
hinderte Richter üben in diesen Ländern genauso effi-
zient ihren Beruf aus, wie ihre sehenden Kollegen. Das
Justizministerium erachtet es bisher als nicht möglich,

blinde und sehbehinderte Juristen zum Richteramt zu-
zulassen. Die Begründung unter anderem: Sie seien
nicht geeignet, weil „Beweise unmittelbar – mit allen
Sinnen – aufzunehmen sind“, wie es Prof. Walter Rech-
berger vom Institut für Zivilverfahrensrecht während
der Enquete formulierte. Dieses Argument zielt vor al-
lem auf die Durchführung des Augenscheinbeweises ab.
Hierauf möchte ich nur kurz – wie auch bei der En-

quete im Mai – Folgendes entgegnen.
1. Unmittelbares Aufnehmen von Beweisen am

Beispiel Ortsaugenschein
In Deutschland wird der blinde Richter bei einem

Ortsaugenschein von seinem Assistenten begleitet, der
ihm die Umstände vor Ort genau schildert – ähnlich
den Schilderungen eines Sachverständigen, auf die sich
Richter in Österreich oft und gerne verlassen, ohne
selbst vor Ort zu sein. Eine deutsche Richterin erklärte
dieses Vorgehen so, dass sie den Parteien und einem
Assistenten so lange Fragen stellt und sich die Um-
stände vor Ort verbal schildern lässt, bis Konsens aller
darüber herrscht. Darauf gründen sich ihre Feststellun-
gen zum Ortsaugenschein.

2. Beurteilung von Zeugen/Parteien nach ihrer
Mimik/Gestik
Darüber hinaus wird oft vorgebracht, dass Zeugen-

und Parteienvernehmungen nicht unmittelbar durch-
geführt werden können, weil sich der sehbehinderte
oder blinde Richter keinen visuellen Eindruck von
der Mimik/Gestik des Befragten verschaffen kann.
Auch dieses Argument hinkt. Nach Umfrage bei Kolle-
gen und auch aus meiner bisherigen Berufspraxis, ist
uns noch keine Rechtssache eingefallen, bei der ein
Richter aufgrund derMimik oder der Gestik eines Zeu-
gen/einer Partei eine Rechtssache entschieden hat und
nicht aufgrund widersprüchlicher Aussagen. Immer
werden Aussagen nach ihrem Bedeutungsinhalt ande-
ren Aussagen gegenüber gestellt.

3. Wie geht es weiter?
Obwohl in Deutschland bereits seit vielen Jahren

blinde Richter in allen Instanzen tätig sind und in
Frankreich der Generalstaatsanwalt von Paris blind
ist, denkt man in Österreich nur langsam um. Immer-
hin, im Jänner dieses Jahres wurde auf politische Initi-
ative des Behindertensprechers der ÖVP Dr. Franz
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von Kinderliedern und -geschichten.

2) APA Aussendung zum Nachlesen unter www.ots.at/
presseaussendung/OTS_20130503_OTS0129/enquete-menschen-
mit-behinderungen-in-rechtsberufen-konkrete-schlussfolgerungen-
als-ergebnis
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Huainigg mit einem Entschließungsantrag3) die Grund-
lage für Blinde und Sehbehinderte als Verwaltungsrich-
ter am derzeit entstehenden Bundesverwaltungsgericht
geschaffen. Das Ergebnis ist die Einrichtung einer
Praktikumsstelle, anhand derer man die „notwendigen
technischen und organisatorischen Voraussetzungen“
für blinde und hochgradig sehbehinderte Richter er-
mitteln will.

III. Herausforderungen eines Rechtsanwalts
mit Sehbehinderung

Die Herausforderungen, denen sich ein junger Rechts-
anwalt nach der Kanzleigründung zu stellen hat, sind
bei mir als hochgradig Sehbehinderter die Gleichen,
wie bei jedem meiner Kollegen. Ein Mandantenstock
muss aufgebaut, das Budget verwaltet und Strategien
für die Schaffung einer eigenständigen Kanzleilinie
entwickelt werden.
Im beruflichen Alltag gehe ich selbstbewusst mit

meiner Einschränkung um. Ich habe keine Scheu da-
vor, einmal nachzufragen, wenn ich etwas nicht sehe.
Es ist auch kein Problem für mich, meine elektronische
Lesehilfe in der Öffentlichkeit zu verwenden. Im Weg
hin zum selbständigen Rechtsanwalt lag die weit grö-
ßere Herausforderung.
Stellen Sie sich vor, Ihr Leben spielt sich nur etwa

5 cm vor Ihren Augen scharf ab und alles was darüber
hinausgeht, ist unscharf und verschwommen. Stellen
Sie sich vor, Sie sehen in der Schule nicht, was auf
der Tafel steht und ersuchen die Lehrerin zum hun-
dertsten Mal, sie möge das, was sie auf der Tafel
schreibt, doch bitte mündlich wiederholen. Stellen Sie
sich vor, Sie müssten tausende von Seiten – alles das,
was Sie zur Matura, im Studium oder zur Anwaltsprü-
fung zu lesen haben – erst Seite für Seite einscannen
und sich im Anschluss daran von einer Roboterstimme
vorlesen lassen und dadurch einprägen, denn Lesen er-
müdet Ihre Augen nach kürzester Zeit. All diese He-
rausforderungen und noch unzählige mehr muss man
für sich lösen, wenn man es mit einer hochgradigen
Sehbehinderung oder als Blinder dennoch an die beruf-
liche Spitze schaffen will. Man muss immer mehr geben
als die anderen, man ist ständig am Überschreiten sei-
ner eigenen Grenzen und Leistungsfähigkeit.
Mitte der 90er Jahre des letzten Jahrhunderts kamen

die ersten elektronischen Hilfsmittel für Sehbehinderte
auf den Markt. Mit ihnen war der Zugang zum ge-
schriebenenWort plötzlich – wenn auch über den Um-
weg des Einscannens – „unbegrenzt“möglich. Ich erin-
nere mich an meinen ersten PC, der Dank eines neuar-
tigen Programms mit einer Sprachausgabe von IBM
und einem Scanner ausgestattet, für sagenhafte
S 250.000,– (wohlgemerkt damals der Preis eines Mit-
telklasse-PKWs) mit Hilfe von Fördergeldern ua des
Bundessozialamtes für mich angeschafft wurde. Den

Gutteil freilich mussten meine Eltern selbst bezahlen.
Ohne diese Hilfsmittel und die intensive technische
Auseinandersetzung hätte ich nicht den nötigen Zu-
gang zu Bildung gehabt, der mir den Weg zum An-
waltsberuf ebnete.
Die frühe Möglichkeit – besser die Notwendigkeit –

mit Hochleistungstechnologie umzugehen, gepaart mit
der Möglichkeit Rechtswissenschaften zu studieren und
der Chance mein Wissen in der Praxis umzusetzen, hat
mich zu dem gemacht, was ich beruflich bin und worauf
ich mich spezialisiert habe. Rechtsanwalt mit Fokus auf
Informationstechnologie und neue Medien.
Die Vergangenheit hat mich gelehrt, dass ich schein-

bar Unmögliches erreichen kann und dass Grenzen
dazu da sind, überwunden zu werden. Diese Erkenntnis
nutze ich für meine Mandanten und so manche Ein-
schränkung ist zu einem Vorteil geworden. So erfasse
ich durch mein trainiertes Gehör Texte, die mir meine
elektronische Lesehilfe beschleunigt vorliest, schneller
als Normalsehende.

IV. Nichts geht ohne eine Chance

Egal ob Rechtsanwalt, Richter oder Staatsanwalt – wer
keine Chance bekommt, kann es nicht schaffen. Es
braucht neben fördernden und fordernden Eltern Ar-
beitgeber, die Menschen unabhängig von ihrer Behin-
derung danach beurteilen, was sie können. Ich kann
diesen Punkt glücklicherweise am Beispiel meiner Per-
son am besten verdeutlichen:
Meine Förderer Dr. Gerald Ganzger und Dr. Gabriel

Lansky, denen ich in Dankbarkeit und Freundschaft
verbunden bin, haben mich ohne Ansehen meiner Be-
hinderung nach meiner Persönlichkeit und meinem
Können beurteilt und als Konzipient engagiert. Hie-
raus hat sich eine über viele Jahre andauernde und sehr
fruchtbare Zusammenarbeit entwickelt, die es mir er-
möglicht hat, Rechtsanwalt zu werden.
Mein bisheriger Erfolg bestärkt mich darin, dass es

weit mehr Menschen mit Behinderung in juristischen
Kernberufen und mehr Menschen wie meine Ausbil-
dungsanwälte braucht, die Kollegen und Kolleginnen
nach ihrem Können und nicht nach ihrer körperlichen
Befindlichkeit oder Sehkraft beurteilen.
Bis dahin ist es bedauerlich, dass in Österreich von

den juristischen Kernberufen nur die Anwaltei, in der
einem einzig und allein der Erfolg für den Klienten
recht gibt und nicht exklusives Ständedenken vor-
herrscht, der einzige ist, in dem es keine Zugangsbe-
schränkungen gibt. Tempus fugit.

RA Mag. Heinz Templ, LL.M.
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3) Entschließungsantrag des NR v 30. 1. 2013 abrufbar unter www.
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Disziplinarrecht

§ 15 Abs 1 und Abs 3 RAO – Versenden beleidigender E-Mails vom Kanzlei-E-Mail-Account durch RAA
an anderen RA
Die Verpflichtung zur eigenhändigen Unterfertigung besteht nur bei Eingaben an Gerichte und Behör-
den – ansonsten begründet das Unterlassen lückenloser Kontrolle der Ausgangs-E-Mails keine Ver-
nachlässigung der Aufsichtspflicht.

OBDK 23. 4. 2013, 14 Bkd 9/12

Sachverhalt:
Der langjährige Konzipient des DB verfasste und ver-
sendete von dessen E-Mail-Anschluss (Kanzlei-
XXXXX@YYYYY.at) an einen anderen RA ein E-Mail
mit nachfolgendem Inhalt:
Sehr geehrter Herr Dr. . . .!
Bezugnehmend auf Ihre kafkaeske Rechtsauslegung

im Schreiben vom 31. 1. 2011 erübrigt sich mE eine
weitere Stellungnahme meinerseits – es wäre schlicht
und einfach Zeitverschwendung.
Mit vorzüglichster Hochachtung
i.A. . . .
Nachdem dieser Sachverhalt dem DB zur Kenntnis

gebracht wurde, entschuldigte sich dieser umgehend
bei dem RA und wies seinen RAA darauf hin, dass pri-
vate, persönliche Animositäten im Verkehr zwischen
Kollegen nichts verloren hätten.

Der DB löste das Arbeitsverhältnis mit seinem RAA
auch aus diesem Grunde auf.
Der DR sprach den DB vom Vorwurf frei, er habe

seine Aufsichtspflicht vernachlässigt. Dagegen erhob
der KA Berufung, welcher die OBDK jedoch nicht
Folge gab.

Aus den Gründen:
§ 15 Abs 1 und Abs 3 RAO ordnet an, dass jede an ein
Gericht oder an eine Behörde gerichtete Eingabe von
einem RA unterschrieben werden muss. Allenfalls von
einem RAA konzipierte Schriftsätze können erst mit
der Unterschrift eines RA nach außen treten. Enthält
ein Schreiben beleidigende Äußerungen, so sind diese
dem RA und nicht jener Person zuzurechnen, die die-
sen Schriftsatz für den RA im Innenverhältnis vorberei-
tet hat (VfGH 8. 12. 2010, B 87/10).
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Das bedeutet für die Praxis, dass der RA die Schrift-
sätze seines RAA, die er unterfertigt, durchzulesen und
disziplinäre Formulierungen zu entfernen hat (Feil/
Wennig, AnwR7 § 15 RAO Rz 2).
Diese strenge Regelung betrifft jedoch lediglich Ein-

gaben an Gerichte und Behörden. Eine Verpflichtung
des RA zur Überprüfung des gesamten Schriftverkehrs
seines RAA ist daraus jedoch nicht ableitbar. Der An-
sicht des erk DR, dass dem RA imÜbrigen eine lücken-
lose Kontrolle insb des E-Mail-Verkehrs seines RAA
weder möglich noch zumutbar ist und die Sorgfaltsfor-
derung überspannen würde, kann gleichfalls gefolgt
werden, sodass dem DB nicht einmal fahrlässiges Ver-
halten angelastet werden kann, zumal die Korrespon-
denz lediglich die – nicht gerade besonders bedeutsame
– Herausgabe von Schlüsseln an den Ersteher betrifft.
Selbst wenn man aber ein Verschulden des DB an-

nehmen würde, wäre dieses jedenfalls als geringfügig

zu beurteilen, wobei das Verhalten des DB nur unbe-
deutende Folgen nach sich gezogen hat, ist doch das in-
kriminierte Schreiben lediglich dem gegnerischen An-
walt zugekommen, bei dem sich der DB in der Folge
auch formell entschuldigt hat. Es liegen daher jedenfalls
die Voraussetzungen des § 3 DSt vor, sodass der Beru-
fung des KA kein Erfolg zukommt.

Anmerkung:
Die Entscheidungen beider Instanzen entsprechen dem Bedürf-
nis und der gelebten Praxis der Kommunikation zwischen RA-
Kanzleien. Gleichzeitig wird aber an die klare Regelung in
§ 15 Abs 1 und Abs 3 RAO (jeweils wortgleich letzter Satz)
erinnert: Schriftsätze an Gerichte und Behörden sind aus-
nahmslos vom RA zu unterfertigen, was etwa die in der Praxis
gelegentlich vorkommende Unterfertigung von Schriftsätzen
durch RAA „i.A.“ ausschließt.

Hahnkamper

Disziplinarrecht

§ 9 Abs 1 RAO –Wissentlich unrichtige Behauptungen des RA, um sich oder seinen Mandaten Vorteile
zu verschaffen, sind disziplinär
Ein RA darf einen Antrag auf Kostenbestimmung entgegen einer vorangegangenen gerichtlich proto-
kollierten Parteienvereinbarung auch dann nicht stellen, wenn der Mandant ihn hiezu beauftragt. Da
hier kein geringfügiges Verschulden vorlag, kam § 3 DSt nicht zur Anwendung.

OBDK 6. 5. 2013, 16 Bkd 3/12

Sachverhalt:

Der DB vertrat den Beschuldigten in einem Verfahren
aufgrund einer Privatanklage wegen eines Vergehens
nach § 111 StGB. Bei der Hauptverhandlung entschul-
digten sich die Parteien wechselseitig. Der vom DB
vertretene Beschuldigte verpflichtete sich zu Protokoll,
an den Privatankläger einen Kostenbeitrag in Höhe
von a 600,– zu bezahlen, worauf der Privatankläger
die Privatanklage zurückzog.
Im Hauptverhandlungsprotokoll wurde Folgendes

festgehalten: „Der B erklärt sich auch bereit, den Kostenbe-
trag von EUR 600,– zu bezahlen, hierauf zieht der Privat-
ankläger die Privatanklage zurück (PK EUR 50,–).“
Das BG fertigte daraufhin einen Beschluss aus, laut

welchem der Privatankläger die Kosten des Strafverfah-
rens zu ersetzen hat. Laut dem (im DisVerfahren ein-
vernommenen) Verhandlungsrichter war aber ein
wechselseitiger Kostenersatz über jenen laut HV-Pro-
tokoll hinaus „kein Thema“, vielmehr erachtete er die
Sache für „glasklar und erledigt“. Der abschließende
Beschluss, wonach der Privatankläger die Kosten des
Strafverfahrens zu ersetzen hat, habe sich ausschließlich
auf die Pauschalkosten bezogen.
Im inkriminierten Kostenbestimmungsantrag bringt

der DB vor:
„In außen bezeichnetem Privatanklageverfahren hat der

Beschuldigte sich bereit erklärt, zu den Kosten des Privatan-

klägers einen Betrag von a 600,– zu leisten. Die auf Seiten
des Beschuldigten anerlaufenen Kosten sind nicht zur Spra-
che gekommen und wurde diesbezüglich auch keine Verein-
barung getroffen. Da der Privatankläger die Privatanklage
zurückgezogen hat, ist der Privatankläger aufgrund der ge-
setzlichen Bestimmungen, insb nach § 390 StPO, zum Er-
satz der Kosten des Beschuldigten verpflichtet.“
Der DR folgte nach Einvernahme des Richters und

des Privatanklagevertreters deren Darstellung, wonach
eine Kostenersatzpflicht des Privatanklägers durch die
Zurückziehung nicht ausgelöst werden sollte. Er er-
kannte den DB wegen Verletzung von Ehre und Anse-
hen des Standes und Berufspflichtenverletzung schul-
dig und verhängte über ihn eine Geldbuße in der Höhe
von a 1.000,–.
Die OBDK gab der dagegen erhobenen Berufung

nicht Folge und begründete dies wie folgt:
Es war allen bei der Hauptverhandlung im Verfahren

gegen den vom DB Vertretenen bekannt, dass der Be-
schuldigte sich bereit erklärt hat, an den Privatankläger
einen Kostenbeitrag von a 600,– zu bezahlen und da-
rauf dieser die Privatanklage zurückgezogen hat. Für
die Einbringung des vom DB unterfertigten Kosten-
bestimmungsantrags entgegen dieser, auch im Ver-
handlungsprotokoll festgehaltenen, Vereinbarung war
daher keine Rechtsgrundlage gegeben.
Der DB hätte daher dem ihm von seinemMandanten

erteilten Auftrag „für ihn zur Bestimmung seiner Kos-
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ten einen entsprechenden Antrag beim BG Bleiburg
einzubringen“ keinesfalls Folge leisten dürfen, da an-
lässlich der HV vom 6. 5. 2011 eine, einem solchen
Auftrag entgegenstehende Vereinbarung getroffen
wurde.
Auch die Anwendung des § 3 DSt lehnte die OBDK

mit der Begründung ab, dass es hiefür nicht ausreicht,
dass den Täter bloß kein schweres Verschulden trifft.
Es muss vielmehr ein Sorgfaltsverstoß vorliegen, dessen
Gewicht im Vergleich zu den Durchschnittsfällen der
Deliktsverwirklichung deutlich abfällt (Leukauf-Stein-
inger, Komm3 § 42 RN 21; JBl 1990, 69).
Auch die weitere Voraussetzung des § 3 DSt, dass das

Verhalten keine oder nur unbedeutende Folgen nach
sich gezogen hat, liegt nicht vor, zumal das disziplinäre

Verhalten nach außen gedrungen und geeignet war, ein
den ganzen Stand herabsetzendes Misstrauen zu dem
schuldhaft handelnden RA hervorzurufen.

Anmerkung:
Die Abgrenzung, wann objektiv unrichtiges Vorbringen den
RA disziplinarrechtlicher Verfolgung aussetzt, gehört zu den
heikelsten im Standesrecht und ist häufig von den Umständen
des Einzelfalles abhängig. Im vorliegenden Fall ist dem DB zu
konzedieren, dass das Gericht durch zwei Erledigungen (HV-
Protokoll und Beschluss) eine keineswegs „glasklare“ Situation
geschaffen hat. Diese „Gelegenheit“ ausgenützt zu haben, be-
urteilten beide Instanzen als DisVergehen des DB mit doppel-
ter Qualifikation.

Hahnkamper

Kartell- und Europarecht

Art 101 AEUV – Auf Anwaltsrat oder einer Entscheidung nationaler Wettbewerbsbehörden basieren-
der Verbotsirrtum schützt Unternehmen nicht vor Geldbuße
Ein Rechtsrat einer Anwaltskanzlei oder eine Entscheidung einer nationalen Wettbewerbsbehörde
nehmen dem Verhalten eines Unternehmens nicht seine Wettbewerbswidrigkeit und schützen nicht
vor der Verhängung einer Geldbuße.
Art 101 AEUV ist dahin auszulegen, dass ein Unternehmen, das gegen diese Bestimmung verstoßen
hat, nicht der Verhängung einer Geldbuße entgehen kann, wenn der Zuwiderhandlung ein Irrtum die-
ses Unternehmens über die Rechtmäßigkeit seines Verhaltens zugrunde liegt, der auf dem Inhalt eines
Rechtsrats eines Anwalts oder einer Entscheidung einer nationalen Wettbewerbsbehörde beruht.

EuGH 18. 6. 2013, C-681/11, Bundeswettbewerbsbehörde, Bundeskartellanwalt/Schenker & Co ua

Sachverhalt und nationales Ausgangsverfahren:
1994 gründeten die Schenker & Co AG und 30 weitere
Gesellschaften1) die Spediteurs-Sammelladungs-Kon-
ferenz (SSK) zum Zweck, der Verladerschaft und den
Letztverbrauchern die Einräumung von günstigeren
Auto-/Bahn-Sammelladungssätzen zu ermöglichen.
Die SSK wurde als GesBR begründet, aufschiebend be-
dingt mit der Genehmigung durch das Kartellgericht.
1996 entschied das Kartellgericht, dass die SSK ein Ba-
gatellkartell iS des österr Rechts darstelle und es sich
somit nicht um ein verbotenes Kartell handle. Eine
auf Kartellrecht spezialisierte österr Anwaltskanzlei
teilte diese Rechtsansicht. Am 11. 10. 2007 gab die
EU-Kommission (EK) bekannt, dass sich bei unange-
kündigten Nachprüfungen Anhaltspunkte für ein wett-
bewerbswidriges Verhalten ergeben hätten. Das OLG
Wien vertrat die Auffassung, dass gegen die fraglichen
Unternehmen wegen der Abstimmung der Preise kein
Verschuldensvorwurf zu erheben sei, da sie ihre (fal-
sche) Rechtsansicht auf einen Beschluss des Kartellge-
richts gestützt hätten, in welchem festgestellt wurde,
dass ihre Vereinbarung lediglich ein Bagatellkartell
darstelle. Weiters sei den betreffenden Unternehmen
auch deshalb kein Verschuldensvorwurf zu machen,
da diese vorab Rechtsrat bei einer Anwaltskanzlei ein-
geholt hätten.

Bei der Schenker & Co AG, die einen Kronzeugen-
antrag gestellt und im Verfahren mit den Behörden zu-
sammengearbeitet hatte, beantragte die BWB lediglich
die Feststellung der Zuwiderhandlung gegen Unions-
recht und das österr Kartellrecht ohne Verhängung ei-
ner Geldbuße. Dieser Antrag wurde abgewiesen, da es
allein der EK obläge, von der Verhängung einer Geld-
buße abzusehen.

Vorlagefragen des OGH:
Der mit dem Rechtsstreit letztinstanzlich befasste
OGH legte dem EuGH drei Fragen2) zur Vorabent-
scheidung vor:
1. Dürfen Verstöße eines Unternehmens gegen

Art 101 AEUV mit einer Geldbuße geahndet werden,
wenn das Unternehmen über die Rechtmäßigkeit sei-
nes Verhaltens geirrt hat und dieser Irrtum nicht vor-
werfbar ist?
Für den Fall der Verneinung von Frage 1:
1.a) Ist ein Irrtum über die Rechtmäßigkeit des

Verhaltens nicht vorwerfbar, wenn das Unternehmen
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sich gemäß dem Rat eines im Wettbewerbsrecht er-
fahrenen Rechtsberaters verhalten und die Unrichtig-
keit des Rats weder offensichtlich noch durch die dem
Unternehmen zumutbare Überprüfung erkennbar
war?
1.b) Ist ein Irrtum über die Rechtmäßigkeit des Ver-

haltens nicht vorwerfbar, wenn das Unternehmen auf
die Richtigkeit der Entscheidung einer nat Wettbe-
werbsbehörde vertraut hat, die das zu beurteilende Ver-
halten allein nach nat Wettbewerbsrecht geprüft und
für zulässig befunden hat?
Sind die nat Wettbewerbsbehörden befugt festzu-

stellen, dass ein Unternehmen an einem gegenWettbe-
werbsrecht der EU verstoßenden Kartell beteiligt war,
wenn über das Unternehmen keine Geldbuße zu ver-
hängen ist, weil es die Anwendung der Kronzeugenre-
gelung beantragt hat?

Entscheidungsgründe:
Der EuGH weist zunächst darauf hin, dass die Tatsa-
che, dass ein Unternehmen sein Verhalten rechtlich
unrichtig eingestuft hat, nur im Ausnahmefall der
Verletzung des Vertrauensschutzes oder damit ver-
gleichbarer GS zum Entfall der Geldbuße führt. Um
den GS des Vertrauensschutzes geltend zu machen,
bedarf es allerdings einer vertrauenserweckenden Zu-
sicherung einer zur Entscheidung befugten Behörde.
Ein Rechtsgutachten eines Rechtsanwalts kann auf
keinen Fall ein nach dem GS des Vertrauensschutzes
schützenswertes Vertrauen erzeugen. Da die nat Be-
hörden nicht befugt sind, eine Entscheidung zu erlas-
sen, mit der das Fehlen eines Verstoßes gegen das
Unionsrecht festgestellt wird, können sie bei Unter-
nehmen kein berechtigtes Vertrauen darauf begrün-
den, dass ihr Verhalten nicht gegen die EU-Wettbe-
werbsregeln verstößt.
Bezugnehmend auf eine allfällige Privilegierung der

Schenker & Co AG aufgrund ihres Kronzeugenstatus
nach österr Kartellrecht führte der EuGH aus, dass
im Rahmen eines nat Kronzeugenprogramms von einer
Bebußung nur abgesehen werden kann, wenn dem Er-
fordernis der wirksamen und einheitlichen Anwendung
des EU-Wettbewerbsrechts Rechnung getragen wird.
In Bezug auf die Befugnis der EK zur Ermäßigung
von Geldbußen iRd EU-Kronzeugenprogramms führte
der EuGH aus, dass eine solche iFd Zusammenarbeit
von Unternehmen, die an Zuwiderhandlungen gegen
das Wettbewerbsrecht beteiligt sind, nur zulässig sei,
wenn diese Zusammenarbeit die Aufgabe der EK auch
wirklich erleichtert. Die Immunität oder Nichtfestset-
zung einer Geldbuße darf daher nur unter ganz be-
stimmten Umständen gewährt werden.

Spruch:
Der EuGH entscheidet daher, dass das EU-Wettbe-
werbsrecht dahin auszulegen ist, dass ein Unterneh-

men, das dagegen verstoßen hat, nicht der Verhän-
gung einer Geldbuße entgehen kann, wenn der Zu-
widerhandlung ein Irrtum dieses Unternehmens über
die Rechtmäßigkeit seines Verhaltens zugrunde liegt,
der auf dem Inhalt eines Rechtsrats eines Anwalts
oder einer Entscheidung einer nat Wettbewerbsbe-
hörde beruht. Weiters, dass sich die nat Wettbe-
werbsbehörden, wenn das betreffende Unternehmen
an einem nat Kronzeugenprogramm teilgenommen
hat, nur in Ausnahmefällen darauf beschränken kön-
nen, eine Zuwiderhandlung gegen die Wettbewerbs-
regeln festzustellen, ohne eine Geldbuße zu verhän-
gen.

Anmerkung:
Die gänzliche Verneinung der Entschuldbarkeit eines auf an-
waltlichen Rat oder behördlicher Entscheidung basierenden
Rechtsirrtums erscheint sehr restriktiv. Wie von GA Kokott
in ihren Schlussanträgen ausgeführt, verlangt der GS nulla
poena sine culpa auch im Kartellrecht, dass eine Bebußung
nur bei Vorliegen schuldhaften Verhaltens erfolgt. Weiters
darf nicht außer Acht gelassen werden, dass Unternehmen
in der Praxis auf sich allein gestellt beurteilen müssen, ob
ihre Tätigkeit nach Art 101 Abs 3 AEUV vom Kartellver-
bot ausgenommen ist. Eine kategorische Verneinung der Ent-
schuldbarkeit eines solchen Rechtsirrtums führt daher zur Si-
tuation, dass sich Unternehmen nicht absichern können –

gleich, wie sorgfältig sie sich Rat suchen, wenn dieser falsch
ist, werden sie zur Verantwortung gezogen. So schlägt GA
Kokott in ihren Schlussanträgen3) mE zu Recht vor, dass
das Vertrauen auf anwaltlichen Rat dann (und auch nur
dann) schuldausschließend wirken sollte, wenn 1. das Unter-
nehmen gutgläubig auf den Rechtsrat vertraut hat, 2. dieser
von einem fachkundigen Anwalt stammt, 3. der auf Grund-
lage einer vollständigen und zutreffenden Schilderung der
Tatsachen basiert sowie sich 4. umfassend und rechtlich voll-
ständig mit der Entscheidungspraxis der Kommission sowie
der Rsp der Unionsgerichte auseinandersetzt, weiters 5. darf
der erteilte Rat nicht offensichtlich falsch sein. Was für den
Rechtsirrtum nach anwaltlichem Rat gilt, muss jedenfalls
auch auf einen Rechtsirrtum basierend auf gerichtlicher oder
verwaltungsbehördlicher Entscheidung Anwendung finden.
Das Vertrauen auf die hoheitliche Funktion einer solchen Be-
hörde rechtfertigt bereits für sich alleine einen gewissen Ver-
trauensschutz. So sollte nach GA Kokott die Entscheidung ei-
ner nationalen Behörde dann eine schuldausschließenden Ver-
botsirrtum rechtfertigen, wenn 1. das Gericht zu dem Schluss
gelangt, dass ein bestimmtes Marktverhalten keine Zuwider-
handlung gegen das Unionskartellrecht darstellt, 2. dies auf
Basis umfassender Information entschieden wurde, 3. die
Entscheidung zu denjenigen Tatsachen- und Rechtsfragen er-
gangen ist, wegen deren sich das betroffene Unternehmen auf
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einen schuldausschließenden Verbotsirrtum beruft und 4. die
Entscheidung nicht offensichtlich falsch ist. Eine solche Lösung
würde mE den oftmals schwierigen Abgrenzungsfragen des
europäischen Kartellrechts besser Rechnung tragen als die

gänzliche Verneinung der Entschuldbarkeit eines Rechtsirr-
tums basierend auf anwaltlichem Rat oder behördlicher Ent-
scheidung.

Univ.-Ass. Dr. Anna-Zoe Steiner

Gebühren- und Steuerrecht

§ 16 Abs 1 Z 6 lit c EStG 1988 – Relevante „Fahrtstrecke“ für das Pendlerpauschale
Bei der Wahl der Fahrtstrecke iSd § 16 Abs 1 Z 6 lit c EStG 1988 kommt Sicherheitsüberlegungen ein
hoher Stellenwert zu, die keine bloßen persönlichen Vorlieben darstellen. Nach dem Urteil gerecht
und billig denkender Menschen kann ein Pendler daher „vernünftigerweise“ durchaus einer nur unwe-
sentlich längeren Fahrtstrecke als Pendlerroute den Vorzug geben, wenn diese besser ausgebaut und
aus Sicherheitsgründen vorteilhaft ist.

VwGH 26. 6. 2013, 2009/13/0151

Sachverhalt:
Die Bf wohnt in G, ihr Dienstort ist A, wo sie als Be-
währungshelferin arbeitet. In ihrer Arbeitnehmerver-
anlagung für das Jahr 2002 machte sie ua das streitge-
genständliche „große Pendlerpauschale“ für (einfache)
Fahrtstrecken ab 40 km gem § 16 Abs 1 Z 6 lit c EStG
1988 geltend. Bei der Veranlagung zur ESt wurde vom
FA jedoch lediglich das Pendlerpauschale für Fahrtstre-
cken von 20 bis 40 km berücksichtigt.
In der dagegen erhobenen Berufung führte die Bf

aus, die übliche Strecke von ihrem Wohnsitz zu ihrem
Dienstort umfasse rund 43 km. Alle Fahrtstrecken, die
kürzer als 40 km seien, führten über den Berg H, eine
bei schlechter Witterung und im Winter aufgrund er-
höhter Unfallgefahr nicht gefahrlos befahrbare, eher
abgelegene Strecke, die sich nicht zur täglichen Nut-
zung durch einen Pendler eigne. Es handle sich um eine
recht kurvenreiche, kleine Landstraße mit fünf Metern
Breite, sodass zwei Pkw aneinander vorbeifahren könn-
ten. Bestimmte Streckenabschnitte seien dazu noch
sehr steil (14%). Auch seien die bergigen Streckenab-
schnitte nicht kurz, sondern betrügen rund ein Viertel
bis ein Drittel der Gesamtstrecke. Die vom Routenpla-
ner vorgegebene kürzeste Strecke führe über kleine
Landstraßen und völlig abgelegene Gebiete, die kaum
beschildert seien. Von einer ganzjährigen gefahrlosen
Nutzbarkeit der Strecke könne schon allein wegen
der im Winter widrigen Verhältnisse nicht ausgegan-
gen werden. Ein täglicher Pendler würde aus ihrer
Sicht nicht die Strecke über den H wählen, um täglich
nach A zu gelangen und schon gar nicht im Winter.
Auch außerhalb desWinters sei die Strecke bei schlech-
ten Sicht- bzwWitterungsverhältnissen nicht gefahrlos
befahrbar, insbesondere auch, weil es dort häufig neblig
und nass sei. Da sie oft spät ihren Dienst beende und
dann nachts heimfahren müsse, wäre das Risiko für
sie viel zu groß. Wenn das FA im Vorlagebericht aus-
führe, dass die Strecke täglich von vielen Fahrzeugen
benutzt werde, so könne das nur für die Sommersaison
gelten und nicht für Pendler.

Mit dem angef Bescheid gab die bel Beh der Beru-
fung keine Folge. Es stehe fest, dass es sich beim H
um eine Erhebung von ca 700m handle, für deren
Überwindung naturgemäß eine Steigung zu überwin-
den sei. Nach Auffassung der bel Beh, die durch das
persönliche Befahren der Strecke (als Beifahrerin)
durch die zuständige Referentin gestützt werde, hin-
dere der Straßenverlauf über den H einen Pendler
nicht, diesen für seine täglichen Fahrten zu wählen.
Die genannten Kurven würden zwar naturgemäß eine
Steigung bzw ein Gefälle aufweisen, gerade einem
Pendler, der täglich, jahraus-jahrein bei jedem Wetter
auf der gleichen Strecke mit dem Pkw unterwegs sei,
könne aber auch zugemutet werden, Straßen zu befah-
ren, die nicht nur einen ebenen Straßenverlauf aufwei-
sen würden. Ohne Bedeutung müsse es daher in diesem
Zusammenhang auch sein, dass eine Strecke von ca
2 km „über die Kuppe“ im Winter nicht mit Salz, son-
dern mit Splitt gestreut werde. Gleiches gelte für die
Behauptung der Bf bezüglich der besonderen Wetter-
anfälligkeit des H (Nebel, Schnee). Es sei zwar auf-
grund der Erfahrungen des täglichen Lebens vorstell-
bar, dass auch auf einer Erhebung von „nur“ 700m an-
dere Wetterbedingungen herrschen können als „an de-
ren Fuße“. Ein Pendler und damit ortskundiger Fahrer
werde jedoch auch mit den dort herrschenden Wetter-
bedingungen vertraut sein, und könne ihm diesbezüg-
lich so viel Flexibilität zugemutet werden, sein Fahrver-
halten an geänderte Wetterverhältnisse anzupassen.
Vernünftigerweise nicht befahren werde auch ein
Pendler diese Strecke dann, wenn „extremeWetterver-
hältnisse“ herrschen. Es möge sein, dass in einzelnen
Lohnzahlungszeiträumen auch auf 700 Höhenmetern
Wetterbedingungen herrschten, die einen vernünftig
denkenden Pendler dazu veranlassen mögen, den H
zu umfahren. Dies ändere jedoch nichts an der Tatsa-
che, dass der H grundsätzlich durchgängig als kürzeste,
vernünftigerweise zu wählende Strecke befahrbar sei.
Ebenso ändere daran nichts der von der Bf angeführte
Umstand, dass es auf dieser Strecke keine Straßenmar-
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kierungen, keine Beleuchtung und keine Wegweiser
gebe, weil es solche üblicherweise auf Landstraßen
nicht gebe „und von einem ortskundigen Pendler ange-
nommen werden kann, dass er dem Straßenverlauf auch
ohne derartige Einrichtungen folgen kann“. Demge-
mäß werde es für einen Pendler auch kein Problem dar-
stellen, bei Dunkelheit über den H zu fahren. Zusam-
mengefasst komme die bel Beh daher zu dem Schluss,
dass die Streckenwahl der Bf einem persönlichen Si-
cherheitsbedürfnis entspringe, spreche doch die Bf
selbst davon, dass sie sich nicht aufgrund der örtlichen
Gegebenheiten und der dort herrschendenWettersitu-
ation sowie mangelnder Straßenbeleuchtung, Boden-
markierungen und Wegweisern einem permanenten
Risiko aussetzen wolle. Solche persönlichen Vorlieben
hätten allerdings für die Frage, welche Strecke ein
Pendler vernünftigerweise für die Fahrten zwischen
Wohnung und Arbeitsstätte wählen werde, keine Be-
deutung.

Spruch:
Aufhebung des Bescheids wegen inhaltlicher Rechts-
widrigkeit.

Aus den Gründen:
Wie der VwGH bereits in seinem Erk vom 16. 7. 1996,
96/14/0002, ausgeführt hat, ist unter „Fahrtstrecke“
nach § 16 Abs 1 Z 6 lit c EStG 1988 jene zu verstehen,
deren Benutzung mit dem Kfz nach dem Urteil gerecht
und billig denkender Menschen für die täglichen Fahr-
ten eines Pendlers sinnvoll ist. Es ist dies jene kürzeste
Strecke, die ein Arbeitnehmer für tägliche Fahrten ver-
nünftigerweise wählt, wobei auch auf die Sicherheit
und Flüssigkeit des Verkehrs sowie auf die Vermeidung
von Lärm und Abgasen im Wohngebiet Bedacht zu
nehmen ist. Überflüssige Umwege oder bloß aus per-
sönlicher Vorliebe gewählte Streckenvarianten haben
dabei außer Betracht zu bleiben. Bei der Wahl der
Fahrtstrecke kommt demnach Sicherheitsüberlegun-
gen ein hoher Stellenwert zu und stellen diese keine
bloßen persönlichen Vorlieben dar. So kann nach
dem Urteil gerecht und billig denkender Menschen
ein Pendler „vernünftigerweise“ durchaus einer nur un-
wesentlich längeren Fahrtstrecke als Pendlerroute den
Vorzug geben, wenn diese besser ausgebaut und aus Si-
cherheitsgründen vorteilhaft ist. Wenn die bel Beh da-
her zu dem Schluss kommt, dass eine Streckenwahl „auf
Grund der örtlichen Gegebenheiten und der dort herr-
schenden Wettersituation sowie mangelnder Straßen-
beleuchtung, Bodenmarkierungen und Wegweisern“
bloß persönlichen Vorlieben der Bf entspringe, die
für die Frage, welche Strecke ein Pendler iSd § 16
Abs 1 Z 6 lit c EStG 1988 vernünftigerweise für die
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte wählen
werde, keine Bedeutung hätten, verkennt sie die
Rechtslage.

Anmerkung:
1. Interessanterweise liegt das letzte Erk zur „Fahrtstrecke“
als dem relevanten Bezugspunkt für die Bemessung des
Pendlerpauschales nach § 16 Abs 1 Z 6 lit c EStG 1988 be-
reits 17 Jahre zurück. Das ist angesichts der Vielzahl der
möglichen Fragestellungen über die zulässige Fahrtstrecken-
wahl Wohnung – Arbeitsplatz durchaus bemerkenswert. Es
zeigt aber auch, dass sich die 1996 geprägte Judikaturformel
des VwGH offenbar als geeignet dafür erwiesen hat, dass die
Vorinstanzen auf ihrer Basis in den jeweiligen Einzelfällen
sachgerechte Lösungen von Streitfällen treffen können.

2. Inhaltlich knüpft das vorliegende Erk an dem Vorer-
kenntnis aus 1996 und der dort geprägtenMaßfigur des ver-
nünftigen Pendlers als objektivem Beurteilungshorizont bei
der Wahl der Fahrtstrecke an und nimmt lediglich eine Prä-
zisierung vor: Sicherheitsüberlegungen – so wird vom
VwGH klargestellt – seien keine unbeachtlichen persönlichen
Vorlieben, sondern Gesichtspunkte, die auch die Maßfigur
des vernünftigen Pendlers in seiner Routenwahl berücksichtigt.
Daher kann eine besser ausgebaute Straße den vernünftigen
Pendler legitimer Weise durchaus dazu verhalten, eine dis-
tanzmäßig längere als die kürzeste Fahrtstrecke als tägliche
Pendlerroute zu wählen. Allerdings deutet der VwGH auch
mögliche Grenzen für die steuerlich beachtliche Routenwahl
an, wenn er davon spricht, „einer nur unwesentlich länge-
ren Fahrtstrecke als Pendlerroute den Vorzug [zu] geben,
wenn diese besser ausgebaut und aus Sicherheitsgründen vor-
teilhaft ist“. Ist eine Strecke demgegenüber distanzmäßig we-
sentlich länger, kann somit ein Punkt erreicht werden, wo
keine alternative Routenführung mehr, sondern bereits ein
Umweg vorliegt, den ein vernünftiger Pendler – insb etwa
im Lichte von Zeitaufwand, Spritintensität und Ausmaß der
Sicherheitsunterschiede – nicht mehr wählen würde.

3. Hinsichtlich der Streckenbedingungen hat der angef Be-
scheid im Beschwerdefall im Übrigen selbst davon gesprochen,
dass „in einzelnen Lohnzahlungszeiträumen“ auch auf 700
Höhenmetern Wetterbedingungen herrschen mögen, die einen
vernünftig denkenden Pendler dazu veranlassen mögen, den H
zu umfahren. Dennoch hat die bel Beh nicht einmal eine teil-
weise Anerkennung der von der Bf angegebenen Fahrtstre-
cke für diese „Lohnzahlungszeiträume“ iSd § 16 Abs 1 Z 6
lit c EStG 1988 vorgenommen. Da § 16 Abs 1 Z 6 lit c EStG
1988 auf die einzelnen Lohnzahlungszeiträumen abstellt,
wäre es in besonderen Konstellationen, in denen bei einem Stre-
ckenvergleich Sicherheitsüberlegungen nicht schon ganz
grundsätzlich die breiter ausgebaute Straße als ganzjährig bes-
sere Fahrtstrecke nahelegen, möglicher Weise nicht ausge-
schlossen, als vernünftiger Pendler über das Kalenderjahr
hinweg auch zu einer monatweisen unterschiedlichen Be-
trachtung der adäquaten Fahrtstrecke etwa nach den Jah-
reszeiten zu gelangen.

4. Mit BGBl I 2013/53 hat der Gesetzgeber die steuerli-
che Pendlerförderung kürzlich neu überarbeitet. Dabei ist in-
teressanterweise der im vorliegenden Erk zentrale Rechtsbe-
griff der „Fahrtstrecke“ in § 16 Abs 1 Z 6 lit c EStG
1988 entfallen und durch den Begriff der „Entfernung“
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ersetzt worden. Der Begriff der „Entfernung zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte“ wirkt dabei auf den ersten Blick eher
geographisch-objektiviert und könnte daher ein Abgehen von
der Maßfigur des vernünftigen Pendlers und ihrer Strecken-
wahl zu Gunsten der kürzesten Streckenverbindung bedeuten
(zum deutschen „Entfernungspauschale“ vgl Beckenrath in
Kirchhof6 EStG § 9 Rz 196). Vorteil einer stärker objektiv-
entfernungsbezogenen Bemessung wäre möglicherweise eine
einfachere standardisierte Nutzung objektiver Hilfsmittel
wie eben von Routenberechnungsprogrammen zur Bestim-
mung der kürzesten Verbindung für die Arbeitnehmerveran-
lagung. Ein gegenläufiges systematisches Indiz ist allerdings
der Umstand, dass bei der begleitenden neuen Regelung des
Pendlereuros in § 33 Abs 5 Z 4 EStG 1988 der Begriff

der Fahrtstrecke plötzlich eine Renaissance erlebt. Demnach
ist als Absetzbetrag zu berücksichtigen: „[…] ein Pendlereuro
in Höhe von jährlich zwei Euro pro Kilometer der einfachen
Fahrtstrecke zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, wenn der
Arbeitnehmer Anspruch auf ein Pendlerpauschale gem § 16
Abs 1 Z 6 hat. Für die Berücksichtigung des Pendlereuros gel-
ten die Bestimmungen des § 16 Abs 1 Z 6 lit b und lit e bis j
entsprechend.“ Ob daher vom Gesetzgeber ein Verständnis-
wechsel gewünscht war, ist durchaus zweifelhaft. Es verbleiben
somit weiterhin Fragen, die die Rsp vielleicht früher als erst in
weiteren 17 Jahren wieder mit dem Bezugspunkt des Pendler-
pauschales beschäftigen mögen.

Franz Philipp Sutter
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 » verbesserter Schutz personenbezogener Daten.
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tionsgeheimnis 2.0 – Sind Userdaten von § 31
MedienG geschützt?

119 Götz von Olenhusen, Albrecht: Verdachtsbericht-
erstattung

" Österreichische Blätter für gewerblichen
Rechtsschutz und Urheberrecht

4 | 148 Hofmarcher, Dominik: Die „zweistufige Verlet-
zungsprüfung“ im Markenrecht

" Österreichische Juristen-Zeitung
12 | 533 Liebhart, Gunther: Wiedereinsetzung in den vo-

rigen Stand bei Versäumung einer Verhandlung

539 Kleiser, Christoph: Rechtsprechung des Verwal-
tungsgerichtshofs zum Gewerberecht 2012

544 Schwaighofer, Klaus: Der neue Amtsverlust –

Verhältnismäßigkeit und Rückwirkungsverbot
13 | 581 Graf, Georg: Verjährungsrechtliche Probleme

im Zusammenhang mit Fremdwährungskredi-
ten mit Tilgungsträgern.

592 Weiland, Sonja: Verfassungswidrigkeit des § 67
Abs 1 Satz 1 SPG (DNA-Analyse)?

" Österreichische Zeitschrift für Kartellrecht
3 | 83 Steiner, Anna-Zoe:Das Konzernprivileg im Rah-

men des Art 101 Abs 1 AEUV
89 Lukaschek, Anita: Neuerungen im Bereich der

Kronzeugenregelung
92 Kühnert, Heinrich und Anastasios Xeniadis: Ver-

pflichtungszusagen im System der Instrumente
zur Verfahrensbeendigung – Eine Replik auf
ÖKZ 2013, 58

95 Frewein, Karl: Die Anwendung der wirtschaftli-
chen Betrachtungsweise in der Zusammen-
schlusskontrolle

97 Xeniadis, Anastasios: Untersuchung des Einzel-
handels: Eine erste Bestandsaufnahme

99 Diem, Maximilian: Beihilfenrecht und Quersub-
ventionen

" Österreichische Notariats-Zeitung
6 | 161 Beiser, Reinhold: Die neue Immobilienbesteue-

rung (Teil 1)
171 Walch, Mathias: Die Gewährleistungspflicht für

Unternehmensmängel bei der Übertragung ei-
nes GmbH-Geschäftsanteils

7 | 193 Beiser, Reinhold: Die neue Immobilienbesteue-
rung (Teil 2)

208 Brugger, Walter: Ende des Special Purpose Ve-
hicle (SPV) durch 6 Ob 48/12w?

" Österreichische Richterzeitung
6 | 130 Pieler, Erika und Friedrich Forsthuber: Archäolo-

gischer Kulturgüterschutz und das Strafrecht

" Österreichische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
2 | 34 Raschauer, Bernhard: „Leitlinien“ europäischer

Agenturen
44 Dreher, Maria und Franz Stenitzer: Die Ent-

scheidung der Kommission in der Zusammen-
schlusssache Hutchison 3G Austria/Orange Aust-
ria – Mind the gab (again)!

" Österreichisches Recht der Wirtschaft
6 | 315 Iro, Gert: Rauchen auf dem Balkon

317 Höhne, Thomas: Vetretungsbefugnis im Verein –

was ist da so schwierig?
319 Csoklich, Peter: Durchbrechung der Haftungsbe-

grenzungen des Montrealer Übereinkommens
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324 Peric, Zeljko: Lebensversicherung an „die Erben“
und Überlassung an Zahlungsstatt (§ 154
AußStrG)

342 Wiesinger, Christoph: Technischer Arbeitneh-
merschutz bei überlassenen Arbeitskräften

7 | 379 Maritzen, Lars: Die „neue“ österreichische
Kronzeugenregelung nach dem KaWeRÄG –

ein Überblick
383 Prader, Christian und Thomas Walzel von Wiesen-

treu: Verbot der geltungserhaltenden Reduk-
tion, Zulässigkeit der ergänzenden Vertragsaus-
legung oder wie?

398 Laimer, Hans Georg und Lukas Wieser: EuGH:
Anpassung des Behinderungsbegriffs und Teil-
zeitarbeit als verhältnismäßige Vorkehrungs-
maßnahme

432 Petritz-Klar, Michaela:EuGH in der Rs AOy: Fi-
nale Verluste reloaded?

" Recht der Medizin
3 | 84 Müller, Andreas Th. und Matthias Walther: Ver-

gessene Dimension in der stationären Altenhilfe
92 Maier, Elisabeth: Forschung an einwilligungsfä-

higen Patienten
99 Urban, Carina: Umsatzsteuerbefreiung für Heil-

berufe – aktuelle Rechtslage

" Recht der Umwelt
3 | 93 Pabel, Katharina:Das Verfahren vor den Verwal-

tungsgerichten am Beispiel des Betriebsanlagen-
genehmigungsverfahrens

99 Eisenberger, Martin: Das ALSAG als de facto
Strafnorm?

103 Berl, Florian: Wer ist Abfallbesitzer von Bauab-
fällen?

4 | Sonderheft Umwelt & Technik
22 Zauner, Roland, Thomas Edtstadler und Andreas

Doppler: Lichtimmissionen im Nachbarschafts-
bereich und in der Natur

" Sachverständige
2 | 64 Seebacher, Georg:Die ÖNORMB 2110 als „Haf-

tungsfalle“ um Bauvertrag (Teil 1)

" wirtschaftsrechtliche blätter
6 | 301 Plasser, David: Ist der Koexistenzeinwand im

Markenrecht wirklich zulässig?
311 Schrank, Christopher: Das neue „alte“ Rech-

nungslegungs-Kontrollgesetz (RL-KG)

" wohnrechtliche blätter: wobl
5 | 127 Schrader, Paul: Ein rechtsvergleichender Blick

auf die Folgen unwirksamer Endrenovierungs-
klauseln

139 Pesek, Reinhard: Überlegungen zur Endausmal-
verpflichtung des Mieters

6 | 161 Terlitza, Ulfried: Praxis und Probleme der Ab-
tretungslösung des § 18 Abs 2 WEG 2002

" Zeitschrift der unabhängigen
Verwaltungssenate

2 | 55 Storr, Stefan: Verfahren und Verfahrensbe-
schleunigung der neuen Verwaltungsgerichte

63 Grof, Alfred: Überlange Verfahrensdauer als
Systemproblem

" Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
5 | 228 Nowotny, Christian:Die Hauptversammlung und

„ihr Protokoll“
233 Motal, Bernhard und Stefan Potschka: Die Voll-

beendigung einer eingetragenen Personenge-
sellschaft

" Zeitschrift für Familien- und Erbrecht
4 | 149 Tschugguel, Andreas: Die Entschädigung des

Verlassenschaftskurators (Teil 1)
154 Kaindl, Claudia und Johanna Fischer: Veranla-

gung von Mündelgeldern
158 Wehinger, Sandra: Anzeigepflicht der Kinder-

und Jugendhilfe

" Zeitschrift für Finanzmarktrecht
4 | 153 Wolfbauer, Rainer: Leitlinien der ESMA zu eini-

gen Aspekten der MiFID-Anforderungen an die
Eignung

158 Granner, Georg: Zur Anlagenberaterhaftung we-
gen Empfehlung von Risikopapieren: Aktuelle
Rechtsprechung des OGH

161 Gruber, Michael: Dürfen Versicherer Zahl-
scheingebühren verlangen?

163 Resch, Reinhard: Aufklärung bei Abfindung einer
Bertriebspensionsanwartschaft

" Zeitschrift für Vergaberecht und
Bauvertragsrecht

6 | 253 Lang, Christian: Die ÖNORM B 2110, Ausgabe
15. 3. 2013 (Update)

7 | 269 Killmann, Bernd-Roland: Europäisches Eigenver-
gaberecht 2012

295 Kolator, Rainer: Der Bau-Sachverständige in der
Praxis

" Zeitschrift für Verkehrsrecht
6 | 184 Reisinger, Johannes: Die Haftung des störenden

Zusehers für eine Verbandsstrafe
7/8 | 220 Lindinger, Eike: Wiener Liste – Update 2013

224 Lindinger, Eike: Aufklärungsverpflichtungen des
Reisebüros

231 Stock, Wolfgang: Zelten – Biwakieren – Lagern.
Rechtsbegriffe in Naturschutz und Schutzge-
bietstourismus
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234 Kocholl, Dominik: Mitnahme in die Kletterhalle
kann Haftung begründen. Sportregeln sind insb
beim „Mitverschulden“ zu interpretieren

241 Kind, Martin:Vorsicht: Klettern nicht auf eigene
Gefahr. Haftungsfallen in Kletterhallen und an-
derswo

" Zeitschrift für Verwaltung
3 | 359 Ranacher, Christian: Verwaltungsgerichtsbar-

keitsreform als Verwaltungsstrukturreform und
legistische Herausforderung. Zur Anpassung
einer Landesrechtsordnung an die Ver-
waltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 am Bei-
spiel des Tiroler Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Anpassungsgesetzes

372 Forster, Alexander: Einstweilige Verfügungen im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren – eine end-
liche Geschichte?

" Zivilrecht aktuell
10 | 187 Neumayer, Georgia: Das Zahlungsverzugsgesetz

191 Pacic, Harun: Islamkonforme Vertragsgestal-
tung: Grundzüge des islamischen Unterneh-
mensrechts – Teil I: Zins- und Handelsge-
schäfte

11 | 207 Weber, Martin: Inzidentfeststellung der Vater-
schaft im Unterhaltsvorschuss- und Kindesun-
terhaltsverfahren?

211 Pacic, Harun: Islamkonforme Vertragsgestal-
tung: Grundzüge des islamischen Unterneh-
mensrechts – Teil II: Wertsicherung, Leasing,
Gesellschaften, Versicherungen

12 | 227 Harrer, Friedrich:Gesellschafter als Bürgen: Un-
ternehmer oder Verbraucher?

229 Ulrich, Andreas: Amtshaftung für Studienverzö-
gerung

231 Gerhartl, Andreas: Schadensminderungsoblie-
genheit zur Nutzung einer Internetwrackbörse
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Aktuelles Umweltrecht: Neue Entwicklungen in Gesetzgebung und Judikatur

Alt- und Neulasten – Vermeidung, Sanierung und Haftung: Ziele und Instrumente der Altlasten-
sanierung, Verursacher- und Liegenschaftseigentümerhaftung aus privat- und öffentlich-rechtlicher 
Sicht, Grundzüge des neuen Altlastenrechts und die Bundesförderung zur Altlastensanierung in 
Österreich

Altlastenklausel und Due Dilligence: Vertragsgestaltung und Haftung

Sanierungs- und Anpassungspfl ichten: aus der Sicht der Sachverständigenpraxis und
aus der Sicht der Behördenpraxis

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Inst. f. Umweltrecht ∙ Österr. Wasser- und Abfallwirtschaftsverband (Hrsg)
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Für Sie gelesen
" Europäische Erbrechtsverordnung. VonMartin Schauer/Elisabeth

Scheuba (Hrsg). Verlag Manz, Wien 2012, X, 146 Seiten, br,
a 32,–.

Mit der Europäischen Erbrechtsverordnung
2012/650/EU vom 4. 7. 2012 hat der Euro-
päische Gesetzgeber die Zukunft des interna-
tionalen Erbrechts revolutioniert oder aus ös-
terreichischer Sicht ein wenig auf den Kopf
gestellt. Die Verordnung ist seit Juli 2012 in
Kraft und wird mit 15. 8. 2015 gelten. Trotz
der langen Vorlaufzeit von fast drei Jahren
hat sich die Rechtsanwaltskammer Wien zu

Recht dazu entschlossen, am 1. 10. 2012 ein Symposium ab-
zuhalten. Das nunmehr rezensierte Werk enthält die zum
Teil erweiterten Fassungen der beim Symposium gehaltenen
Vorträge der Referenten Elisabeth Scheuba, „Anmerkungen
zur Entstehungsgeschichte“; Constanze Fischer-Czermak,
„Anwendungsbereich“; Ena-Marlis Bajons, „Internationale
Zuständigkeit und anwendbares Recht in Erbsachen“; Con-
stanze Fischer-Czermak, „Anwendbares Recht“; Robert Fucik,
„Anerkennung und Vollstreckung“ sowie Martin Schauer,
„Europäisches Nachlasszeugnis“.
Obwohl es von Seiten des nationalen Gesetzgebers noch

der einen oder anderen nationalen Anpassung bedarf, ist
die Vorbereitung auf die durch die Erbrechtsverordnung
entstehenden Änderungen schon jetzt ratsam. Das rezen-
sierte Werk hilft dabei, gibt einen guten Überblick über
die inhaltlichen Änderungen und weist auch auf für den
Praktiker wichtige Tücken der Verordnung hin.
Wesentlichste Veränderung durch die Europäische Erb-

rechtsverordnung wird die Anknüpfung am gewöhnlichen
Aufenthalt des Erblassers zum Zeitpunkt seines Todes an-
stelle seiner Staatsbürgerschaft sein. Wie Scheuba richtig dar-
legt, kann es dadurch zu einem passiven forum shopping in
dem Sinne kommen, dass demente zukünftige Erblasser
von den potenziellen Erben in das für sie günstigste EU-
Mitgliedsland „gekarrt“ werden, um in den Genuss des je-
weiligen Erbrechts zu gelangen. Um Derartigem vorzubeu-
gen, sei schon jetzt jedem geraten, im Testament eine
Rechtswahl zu treffen – allerdings wieder eingeschränkt nach
Staatsbürgerschaft. Nach den Übergangsbestimmungen der
Erbrechtsverordnung hat diese auch für den Erbfall nach
dem 17. 8. 2015 ihre Gültigkeit.
Ein weiterer spannender, von Martin Schauer behandelter

Punkt ist das Europäische Nachlasszeugnis, welches bei der
praktischen Abwicklung von Erbverfahren mit internationa-
lem Bezug wohl eine erhebliche Erleichterung darstellt, zu-
mindest ist dies zu hoffen. Mit diesem Dokument wird es Er-
ben und Legataren leichter möglich sein, die ihnen zukom-
mende Rechtsstellung im Ausland durchzusetzen.
Der Symposiumsband kann jedem Rechtsanwender emp-

fohlen werden, der sich einerseits auf die kommenden Ände-

rungen im internationalen europäischen Erbrecht einstellen
möchte und auch schon jetzt in diesem Bereich beratend tä-
tig ist. Die Herausgeber wollten mit dem Werk aber nicht
nur dem Rechtsanwender helfen, sondern auch die weitere
wissenschaftliche Diskussion anregen. Aufgrund der nahen-
den Geltung der Verordnung und der damit zunehmenden
Brisanz des Themas wird ihnen dies wohl auch schon vor
den ersten Entscheidungen des EuGH zur Erbrechtsverord-
nung gelingen.

Gottfried Schellmann

" Selbstanzeige nach § 29 FinStrG. Von Norbert Schrottmeyer.
2. Auflage, Linde Verlag, Wien 2012, 288 Seiten, geb, a 78,–.

Nach den wesentlichen Änderungen betref-
fend der Selbstanzeige durch die FinStrG-
Novelle 2010 hat Schrottmeyer nun sein
Handbuch zur Selbstanzeige in der 2. Auflage
(Stand Literatur und Judikatur 1. 5. 2012)
vorgelegt und darin auch die zwischenzeitlich
ergangenen neuen UFS- bzw Höchstge-
richtsentscheidungen eingearbeitet.

Auch in der 2. Auflage zeichnet sich dieses
Handbuch durch die an den Problembereichen der Praxis
orientierte Darstellung aus: Anhand zahlreicher Beispiele
und unter Berücksichtigung vielfältiger Literaturverweise
und Verweise auf Entscheidungen des UFS und der Höchst-
gerichte werden alle Fragestellungen im Zusammenhang mit
einer finanzstrafrechtlichen Selbstanzeige, vom Anwen-
dungsbereich der Selbstanzeige über die einzelnen Voraus-
setzungen einer strafbefreienden Selbstanzeige (Darlegung
der Verfehlung, Offenlegung der bedeutsamen Umstände
und Täternennung) bis zur Schadensgutmachung und der
Rechtzeitigkeit der Selbstanzeige umfassend und praxisnah,
auch jeweils mit Lösungsvorschlägen, erläutert. Besonderen
Reiz gewinnt dieser Kommentar dadurch, dass Dr. Plück-
hahn, der jahrzehntelang im BMF für den Bereich Finanz-
strafrecht sowohl fachlich als auch legistisch verantwortlich
war, in zahlreichen Anmerkungen ergänzend seine Sicht-
weise dargelegt hat.
Dabei wird natürlich auch auf die jüngste Entwicklung der

Rsp, etwa (vgl Rz 348ff) die divergierenden, zum Teil von
der bisherigen ständigen geübten Praxis abweichenden
UFS-E verwiesen, wonach eine richtige und vollständige
Umsatzsteuer-Jahreserklärung nicht (mehr) als stillschwei-
gende Selbstanzeige einer zuvor nicht oder unrichtig erstat-
teten Umsatzsteuer-Voranmeldung qualifiziert wird. Selbst-
verständlich wird auch auf die zahlreichen Rechtsfragen im
Zusammenhang mit den bekannten DVDs über liechtenstei-
nische oder schweizerische Bankkonten verwiesen und etwa
(vgl Rz 966ff) die Ansicht vertreten, dass weder die Kenntnis
der deutschen Behörden vom Inhalt einer solchen DVD
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noch auch die bloße Übermittlung der DVD an die österr
Finanzbehörden zu einer Tatentdeckung führen und daher
diese Umstände allein noch nicht eine fristgerechte Selbst-
anzeige ausschließen.
Eine Checkliste zur Erstellung einer Selbstanzeige rundet

dieses für die Praxis wertvolle und bewährte Handbuch ab.
Peter Csoklich

" Das österreichische Sicherheitspolizeigesetz. Von Michael Le-
puschitz/Thomas Schindler. Reihe Juridica, Kurzkommentar, 6. Auf-
lage, Verlag Manz, Wien 2012, XX, 336 Seiten, br, a 28,80.

Der in der 6. Auflage erschienene Kurzkom-
mentar zum SPG war aufgrund der zahlrei-
chen Novellierungen des Gesetzes erforder-
lich geworden.

Der Kommentar bietet dem Anwender ei-
nen kompakten Überblick über das geltende
Recht. Nahezu durchgängig werden zu den
einzelnen Bestimmungen die wesentlichen
Passagen aus dem Gesetzwerdungsprozess

(Ausschussberichte, insb aber Regierungsvorlagen) zitiert,
um so den Leser darüber zu informieren, welche Intentionen
den Gesetzgeber zur Formulierung der konkreten Bestim-
mungen veranlasst haben,was für deren Interpretation derBe-
stimmungen von großem Nutzen ist. Die Ergänzung der his-
torischenMaterialien durch spätere Regierungsvorlagen stellt
die inhaltliche Veränderung des Norminhaltes auf sehr über-
sichtlicheWeise dar.DieAnmerkungen runden dieseDarstel-
lung ab und erhöhen denNutzen der Arbeit mit diesemKurz-
kommentar. Trotz der Kürze sind wesentliche Normen (etwa
§ 38a SPG über Wegweisung und Betretungsverbot bei Ge-
walt in Wohnungen) umfassend kommentiert.
Die im Anhang abgedruckten Nebenbestimmungen er-

leichtern die Beantwortung von Rechtsfragen. Der aktuelle
Kommentar ist ein sehr brauchbares und empfehlenswertes
Werk, um sich schnell in einschlägige Rechtsfragen einzule-
sen, er erfüllt alle an einen Kurzkommentar gestellten Anfor-
derungen.

Gerald Ruhri

" Arbeitsrecht web/book. Das Standardwerk zur praxisorientier-
ten Problemlösung. Von Günther Löschnigg (Hrsg). ÖGB-Verlag,
Wien 2011, 1.040 Seiten, geb, a 98,–.

Erscheint bereits in der 11. Auflage seit 1982.
Wie bereits in den Vorauflagen wird auch
diesmal, wie für dieses Werk typisch, das ge-
samte Arbeitsrecht ohne die übliche Tren-
nung zwischen dem Individualarbeitsrecht
und dem kollektiven Arbeitsrecht dargestellt.
Verwendet wird ein nach Ansicht der Auto-
ren natürlicheres System.

Das Werk, das sich aufgrund seines Um-
fanges wohl vorrangig an die Praxis richtet, zeichnet sich
durch eine kompakte und klare Gesamtdarstellung des Ar-

beitsrechtes aus. Es behandelt auf etwas über 1.000 Seiten
Grundlagen und gängige Probleme rasch verständlich. Inso-
fern ist es gerade für Anwälte, die nicht gehäuft mit arbeits-
rechtlichen Problemstellungen befasst sind, eine sinnvolle
Investition – anderen mag es als Nachschlagewerk dienen.
Mit dem Ergebnis einzelner Detailfragen muss man hinge-
gen nicht immer d’accord gehen. Eine Gesamtdarstellung
des Arbeitsrechts in nur einem Band zwingt den Autoren na-
turgemäß Grenzen auf; nicht alle Detailfragen können be-
handelt werden.
Eine wesentliche Neuerung ist, dass das Buch nun in Form

eines Webbook-Konzepts herausgebracht wird. Dadurch
bekommt der Leser auch Zugriff auf eine regelmäßig aktua-
lisierte Online-Datenbank. Die Aktualisierungen erfolgen
quartalsweise. Dieses Konzept bietet natürlich die Möglich-
keit, den relativ häufigen Neuerungen im Arbeitsrecht Herr
zu werden. Darüber hinaus bietet die Online-Datenbank
eine Suchfunktion sowie Verlinkungen zu aktueller Judika-
tur und Entscheidungsbesprechung.

Branco Jungwirth

" Markenrecht. Österreichisches und Europäisches Wettbe-
werbsrecht. Von Hans-Georg Koppensteiner. 4., neu bearbeitete
Aufl, Verlag LexisNexis, Wien 2012, XVI, 328 Seiten, geb, a 75,–.

Das Markenrecht ist – nicht zuletzt aufgrund
seiner Harmonisierung und maßgeblicher
Berührungspunkte zum Lauterkeitsrecht –

Gegenstand einer dynamischen Entwicklung
und reger (sowohl nationaler als auch ge-
meinschaftsrechtlicher) Judikatur.

Die Vorauflage des markenrechtlichen
Teils des Österreichischen und Europä-
ischen Wettbewerbsrechts von Koppensteiner

liegt inzwischen knapp 15 Jahre zurück. Mit dem vorliegen-
den Buch legt der Autor eine umfassend überarbeitete, er-
heblich erweiterte und aktualisierte Version seines Werks
vor, das schon beim ersten Blättern durch seine Übersicht-
lichkeit und eine hervorragend strukturierte, detaillierte
Gliederung besticht.
Das Buch besteht aus drei Hauptkapiteln: Das 1. Hauptka-

pitel gibt einen einführenden Überblick über die einschlägi-
gen Rechtsgrundlagen und behandelt die internationalen As-
pekte des Markenrechts (Kollisionsrecht und multilaterale
Verträge). Das zentrale 2. Hauptkapitel setzt sich mit allen
relevanten Fragen des österr Markenrechts ebenso kompakt
wie gründlich auseinander. Von denMarkenfunktionen über
den Erwerb, Verlust und Inhalt des Markenrechts bis hin zu
spezifischen Teilbereichen (Verbandsmarken, geografische
Herkunftsangaben) einschließlich behörden- und verfah-
rensrechtlicher Fragen wird dabei kein wesentliches Thema
dieser vielseitigen Rechtsmaterie ausgespart. Das 3. Haupt-
kapitel ist schließlich der Gemeinschaftsmarke und ihren Be-
sonderheiten gewidmet.
Dem selbst erklärten Ziel, schnell auffindbare, leicht ver-

ständliche und dennoch präzise Antworten zu vermitteln,
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wird Koppensteiner mehr als gerecht. Besonders wertvoll sind
in diesem Zusammenhang eigene Stellungnahmen und kriti-
sche Anmerkungen des Autors. JedemTeilabschnitt ist über-
dies ein Literaturverzeichnis vorangestellt, das den Leser
iVm ausführlichen Fußnoten auf weiterführende Fundstel-
len verweist. Als ergänzende Abrundung fungieren ein –

nach Schlagwörtern geordnetes – Register der einschlägigen
Entscheidungen des OGH und EuGH sowie ein ausgebautes
Sachregister.
Die Anschaffung dieses unverzichtbaren Werks wird je-

dem Markenrechtspraktiker dringend empfohlen.
Katharina Majchrzak

" Musteranträge Mietrecht – Muster und Formulare. Von Micha-
ela Schinnagl. Verlag Österreich, Wien 2012, 216 Seiten, br,
a 48,–.

Mag. Michaela Schinnagl ist leitende Juristin
der Mietervereinigung; sie ist eine der Auto-
rinnen des von Alexander Illedits/Otto Reich-
Rohrwig herausgegebenen Kurzkommentars
„Wohnrecht“, welcher in Heft 10/2011 an
dieser Stelle besprochen wurde. Als erfah-
rene und vor allem mit dem wohnrechtlichen
Außerstreitverfahren befasste Praktikerin
präsentiert sie nun im Verlag Österreich eine

Muster- und Formularsammlung für die tägliche wohn-
rechtliche Praxis. Das mietrechtliche Außerstreitverfahren,
welches sehr komprimiert in § 37 MRG geregelt ist, ist ein
durchaus komplexes Sonderverfahren. Obzwar der Grund-
satz gilt, dass ein „Begehren im Sachantrag hinreichend be-
stimmt sein muss, ohne dass die Anforderungen allzu klein-
lich beurteilt“ werden dürfen (zB MietSlg 51.428), weist es
einige „Fallstricke“ auf. In Gemeinden, welche über eine
Schlichtungsstelle iSd § 39 MRG verfügen, können Fehler
und/oder Ungenauigkeiten bei der Antragstellung zu
manchmal schwer bis gar nicht korrigierbaren Problemen
führen. Die von Mag. Michaela Schinnagl herausgegebene
Mustersammlung ist deshalb ein wichtiger Arbeitsbehelf
für alle im außerstreitigen Verfahren „abzuarbeitenden“ An-
träge, die im Alltag der mietrechtlichen Praxis regelmäßig
vorkommen. Die Mustersammlung wird durch eine sehr
übersichtliche (tabellenartige) Darstellung von Zuständig-
keitsfragen, Antragslegitimation, Passivlegitimation und
Sonderproblemen aus Zwei- oder Mehrparteienverfahren
vervollständigt. Naturgemäß ist jede Mustersammlung le-
diglich eine, wie auch Schinnagl selbst schreibt, Orientie-
rungshilfe; gerade als solche Orientierungshilfe stellt diese
Mustersammlung eine wertvolle Ergänzung der mietrechtli-
chen Arbeitsbehelfe für die Praxis dar.

Erich René Karauscheck
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Indexzahlen 2013: Mai Juni
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 108,1 108,1
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,0 109,7

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 118,4 118,4
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 130,9 130,9
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 137,7 137,7
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 180,1 180,1
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 280,0 280,0
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 491,3 491,3
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 626,0 626,0
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 628,1 628,1
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5500,7 5500,7
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4672,1 4672,1
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121,9 121,5
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,2 133,8
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 138,2 137,8
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 144,1 143,7
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 191,8 191,3
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 319,4 318,6
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3116,1 3107,6

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr
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Inserate

Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling
und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20–20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil-
und Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard
Huber – Dr. Michael Sych, 1080 Wien,
Laudongasse 25, Telefon (01) 405 25 55, Telefax
(01) 405 25 55–24, E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien über-
nimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien, Kai-
serstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernehmen RAe
Dr. Karl Heinz Kramer § Dr. Norbert P. Tischitz,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwaelte@kramer-tischitz.at

Oberösterreich

Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz und
Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten Perg,
Mauthausen und Pregarten.
Telefon (072 62) 53 50 30,
Telefax (072 62) 53 50 34,
E-Mail: office@geusau.com

Substitutionen im Sprengel Vöcklabruck und vor den
Bezirksgerichten Vöcklabruck (Frankenmarkt) und
Ried im Innkreis sowie vor dem Landesgericht Ried
im Innkreis übernimmt Mag. Matthias Lipp,
Stadtplatz 11–13, 4840 Vöcklabruck.
Telefon (07672) 30270, Telefax (07672) 30270–50,
E-Mail: kanzlei@ra-lipp.at, Internet: www.ra-lipp.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax (0662) 84 12 22–6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichtsge-
bäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitutio-
nen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Salzburg und Umge-
bung. Telefon (0662) 84 38 52, Telefax
(0662) 84 04 94, E-Mail: ra-meisthuber@aon.at

Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir über-
nehmen Substitutionen vor dem BG St. Johann im
Pongau sowie im gesamten Sprengel (auch Exekuti-
ons-Interventionen) zu den üblichen kollegialen Kon-
ditionen. Kreuzberger und Stranimaier OEG,
Moßhammerplatz 14, 5500 Bischofshofen,
Telefon (064 62) 41 81, Telefax (064 62) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

International

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwälte München/
Berlin, Mitglied RAK Berlin und RAK Tirol, übernimmt
Mandate/Substitutionen/Zwangsvollstreckungen in
Deutschland und Vertretungen in Kitzbühel/Tirol.
München: Sonnenstraße 2, 80331 München;
Telefon 0049/89/80 90 90 590;
Telefax 0049/89/80 90 90 595.
Berlin: Wittestraße 30 K, 13509 Berlin;
Telefon 0049/30/435 72 573;
Telefax 0049/30/435 72 574.
www.feuerberg.com, office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garan-
tiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21,
80538 München, Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Bayern: Rechtsanwalt Klamert Mitglied RAK Tirol/
München steht österreichischen Kollegen für Man-
datsübernahmen/grenzüberschreitende Angelegen-
heiten und Substitutionen/Zwangsvollstreckungen
jederzeit gerne in Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur
Verfügung. Telefon 0049/89/544 03 885,
Telefax 0049/89/544 03 889,
E-Mail: markus.klamert@rae-heiss-kollegen.de;
www.rae-heiss-kollegen.de

Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland:
internationale Transaktionen, Wirtschaftsrecht,
Schiedsverfahren und Prozesse. Bergmann Attorneys
at Law, Ansprechpartner: RA Dr. Hans Bergmann,
Eteläranta 4 B 9, 00130 Helsinki,
Telefon (+358 9) 6962 070,
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Telefax (+358 9) 6962 0710,
E-Mail: hans.bergmann@bergmann.fi,
www.bergmann.fi

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland zugelassen, vertritt vor griechischen
Gerichten und Behörden und steht österreichischen
Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter, in Öster-
reich und Italien zugelassene Rechtsanwältin,
Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Viale Venezia 2,
Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende
Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it;
www.walter-ra.eu, www.avvocatinordest.it

Italien: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in
Österreich steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie RA
Mag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Amsterdam, Prinsengracht 253, NL-1016 GV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: in-
ternationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und
Arbeitsrecht, sowie internationale Inkasso- und Voll-
streckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk,
LL.M. (Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der
Schweiz zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Kärntner Ring 12,
1010 Wien, Telefon (01) 355 20 95, Telefax
(01) 355 20 95–99, Homepage: www.tomaszgaj.com,
E-Mail: office@tomaszgaj.com

Serbien: Rechtsanwälte Janjic/Tesmanovic/Protic,
Gracanicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen
Kollegen für Mandatsübernahmen besonders im
Verkehrsunfallrecht, Versicherungsrecht und
Internationalen Recht zur Verfügung. Telefon
+381 (11) 262 04 02, Telefax +381 (11) 263 34 52,
E-Mail: office@janjic.co.rs, www.advokatijtp.rs

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –
Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr.Mirko Silvo Tischler, Trdinova
5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt der „Öster-
reichischen und Schweizerischen Botschaft“,
steht sämtlichen Kolleginnen und Kollegen für cross-
border-Mandatsübernahmen in diversen Rechts-
sachen zur Verfügung. Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +384 (0)1 432 02 87,
E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Ungarn: Die Rechtsanwaltskanzlei Noll, Podmanizky-
str. 33, H-1067 Budapest, steht österreichischen Kol-
legen für Mandatsübernahmen und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung. RA Dr. Bálint
Noll, Fachanwalt für Gesellschaftsrecht und Insol-
venzrecht. Telefon +36 (1) 600 11 50, Mobil
+36 (20) 92 40 172, Telefax +36 (1) 998 04 45,
E-Mail: balint.noll@nolliroda.hu, www.nolliroda.hu

Stellenangebote

Wien

Sekretär(in) für Rechtsanwalt in 1010 Wien.
Ich suche eine(n) Sekretär(in) mit einschlägiger
Berufserfahrung für eine Teil- oder Vollzeitstelle in
meiner Kanzlei. Bitte schicken Sie Ihre Bewerbung
und einen Lebenslauf an:
klaus.voithofer@breyer-boehme-voithofer.at,
Dr. Klaus Voithofer, LL.M.,
www.breyer-boehme-voithofer.at

Niederösterreich

Rechtsanwaltsanwärter/in gesucht, ab sofort, mit
großer LU. Kanzleischwerpunkte: Zivilrecht, Immobi-
lien- und Wohnrecht, Erb- und Familienrecht, Zivil-
prozessrecht. Bewerbungen bitte per E-Mail an
Dr. Susanne Schuh, anwaeltin@ra-schuh.at

Vorarlberg

Wir suchen Top-Juristen mit abgeschlossener
Anwalts-, Notariats- oder Richteramtsausbildung!
Sutterlüty Klagian Brändle Lercher Gisinger Rechts-
anwälte Partnerschaft, 6850 Dornbirn, Markstraße 4,
Telefon (05572) 51800–0, E-Mail: kanzlei@skbl.at,
www.skbl.at

Partner

Wien

Suchen Regiepartner nahe Justizzentrum Wien:
schöne, repräsentative Kanzlei mit einem freien gro-
ßen hellen Zimmer, wenige Gehminuten vom Justiz-
zentrum Wien Mitte. Gutes Kanzleiklima, juristische
Zusammenarbeit bzw. Austausch möglich bzw. er-
wünscht. www.cbk.at / www.mmlaw.at

Regiepartner/in gesucht, 1010, Zedlitzgasse 1, Kli-
entenstock vorhanden, Substitutionsaufträge, koope-
rativer Gedankenaustausch, Förderung der Spezialge-
biete jedes RA’s, Urlaubsvertretung, gutes Betriebs-
klima, beste Infrastruktur, Nähe U1/U3, Parkgarage,
5 Minuten zum Justizzentrum, 4. Stock, helle moderne
Kanzlei, Kontakt: andreas.pascher@psra.at, Telefon
0650/375 44 06.

Steiermark

Grazer Rechtsanwaltskanzlei sucht wegen
Emeritierung einer Partnerin ein bis zwei Regie-
partner/in zum jederzeitigen Eintritt. Modernste
Infrastruktur vorhanden (über Wunsch auch
inklusive Sekretariat). www.rechtamkai.at,
Kontakt: kern@rechtamkai.at

Salzburg

Rechtsanwältin in 5700 Zell am See sucht
Regiepartner. Ich biete die gesamte Infrastruktur
zur Mitbenutzung und freue mich über eine gute
und kollegiale Zusammenarbeit.
Kontakt: kanzlei@anwalt-fahrner.at

Tirol

Suche Kollegen, die in meiner Kanzlei mit 9 Arbeits-
räumen als Regiepartner einziehen und diese später
übernehmen. Dr. Hermann Graus, Templstraße 8,
6020 Innsbruck, Telefon (0512) 582910,
E-Mail: office@graus.at

Immobilien

Wien

Vermietung: Top Räumlichkeiten in 1010 Wien,
Franz-Josefs-Kai 27, Dachgeschoß, Chefzimmer,
Sekretariat. Toplage, super U-Bahn-Anbindung,
klimatisiert, Kooperation möglich, guter Boden für
Unternehmer, ideal für Berufseinsteiger. Rechtsanwalt
Mag. Gerold Beneder, Telefon (01) 532 78 99,
E-Mail: office@beneder.net; www.beneder.net
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Gaier

Gebühren und
Verkehrsteuern
Stempel- und Rechtsgebühren, Grunderwerbsteuer,
Kapitalverkehrsteuer, Schenkungsmeldung, 
Stiftungseingangssteuer

Belastungen
minimieren

2013. XII, 150 Seiten.
Br. EUR 38,–
ISBN 978-3-214-00462-0

Das neue Handbuch von Richard Gaier bietet schnelle Antworten auf 
wichtige Fragen aus der (Beratungs-)Praxis und hilft dadurch, die 
Belastung mit Gebühren und Verkehrsteuern zu minimieren.

Mit
• vielen Beispielen
• anschaulichen Übersichten, Grafi ken und Prüfungsschemata
• der wichtigsten Rechtsprechung und Verwaltungspraxis
• den relevanten Formularen und Auszügen aus den Gebührenrichtlinien.

Der Autor:
MMag. Dr. Richard Gaier ist Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, 
Buchautor und Verfasser zahlreicher steuerlicher Fachartikel.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00462-0&utm_source
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00462-0&utm_source
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00462-0&utm_source
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00462-0&utm_source
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00462-0&utm_source
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00462-0&utm_source
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00462-0&utm_source
www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00462-0&utm_source
www manz at/list html?isbn=978-3-214-00462-0&utm source





6020 Innsbruck · Andreas-Hofer-Straße 39B · Telefon (0512)588033 · Telefax (0512)588033-33 · eMail: office@advokat.at · Homepage: www.advokat.at
1010   Wien · Stephansplatz 7A (Eingang Rotenturmstraße 1–3) · Telefon (01) 5334433 · Telefax (01) 5334433-33

Die Firma ADVOKAT befasst sich seit mehr als 30 Jahren speziell mit der Organisation und Rationalisierung von Kanzlei-
abläufen und hat das EDV-System „ADVOKAT Edition 5“ entwickelt. Mit einem Team von über 30 Mitarbeitern mit
Spezial-Know-how für Anwaltskanzleien werden über 1500 Kanzleien und Unternehmen mit mehr als 8.000 Arbeits-
plätzen in ganz Österreich betreut.

Aufgrund unserer Flexibilität und stetig weiterentwickelten Fachkompetenz sind wir mit Abstand Marktführer.

Unsere Stärke gibt Ihnen Sicherheit.

Kanzlei Northcote.Recht, Wien, www.northcote.at
Northcote.Recht ist eine Marke für selbständige RechtsanwältInnen in Kooperation.

v.l.n.r.: Mag. Andrea Zinober, LL.M, Dr. Anja Oberkofl er, Dr. Bettina Stomper-Rosam, 
            Mag.  Simone Petsche-Demmel, Mag. Manuela Stanek

„Northcote.Recht und ADVOKAT:
Die Basis des Wachstums für 

erfolgreiche Unternehmensanwälte.“


